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Verordnung über die Deckungsvorsorge nach dem Atomgesetz 
(Deckungsvorsorge-Verordnung) 

Vom 22. Februar 1962 

Auf, Grund des § 13 Abs. 3, des § 11 Abs. 2 sowie 
des § 54 des (3esetzes über die friedliche Verwen­
dung der Kernenergie und den Schutz gegen ihre 
Gefahren (Atomgesetz) vom 23. Dezember 1959 (Bun­
desgesetzbl. I S. 814) wird von der Bundesregierung 
und auf Grund des § 7 Abs. 3 Satz 3 sowie des § 54 
dieses Gesetzes vom Bundesminister für Atomkern­
energie mit Zustimmung des Bundesrates verordnet: 

ERSTER ABSCHNITT 

Deckungsvorsorge für Atomanlagen 

§ 1 

Arten der Deckungsvorsorge 

Die Deckungsvorsorge kann für Anlagen im Sinne 
des § 7 des Atomgesetzes (Atomanlagen) durch eine 
Haftpflichtversicherung (§ 15 des Atomgesetzes), 
durch eine Freistellungs- oder Gewährleistungsver­
pflichtung eines Dritten (§ 16 Abs. 1 des Atomgeset­
zes) oder in anderer Weise (§ 16 Abs. 2 des Atom­
gesetzes) erbracht werden. Die Genehmigungs­
behörde kann zulassen, daß mehrere Vorsorgemaß­
nahmen gleicher oder verschiedener Art verbunden 
werden, soweit die Wirksamkeit und die Ubersicht­
lichkeit der Deckungsvorsorge dadurch nicht beein­
trächtigt werden. 

§ 2 

Haftpflichtversicherung 

(1) Durch eine Haftpflichtversicherung kann die 
Deckungsvorsorge nur erbracht werden, wenn sie 

Z 1997 A 

bei einem im Geltungsbereich des Atomgesetzes 
zum Geschäftsbetrieb zugelassenen Versicherer ge­
nommen wird. 

(2) Der Versicherungsvertrag muß zugunsten des 
Bundes die Verpflichtung des Versicherers enthalten, 
der Genehmigungsbehörde jede Änderung des Ver­
trages und, soweit Schadensersatzverpflichtungen in 
Frage kommen, zu deren Erfüllung die Deckungs­
vorsorge bestimmt ist, jedes Schadensereignis, jede 
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen und 
jede Leistung zur Erfüllung von Schadensersatzver­
pflichtungen unverzüglich anzuzeigen, sobald ihm 
diese Umstände bekannt werden. 

§ 3 

Freistellungs- oder Gewährleistungsverpflichtung 

Durch eine Freistellungs- oder Gewährleistungs­
verpflichtung eines Dritten kann die Deckungsvor­
sorge nur erbracht werden, wenn gewährleistet ist, 
daß der Dritte, solange mit seiner Inanspruchnahme 
gerechnet werden muß, in der Lage sein wird, seine 
Verpflichtungen im Rahmen der Festsetzung der 
Deckungsvorsorge zu erfüllen. § 2 Abs. 2 gilt ent­
sprechend. 

§ 4 

Deckungsvorsorge in anderer Weise 

In anderer Weise kann die Deckungsvorsorge nur 
erbracht werden, wenn dadurch gewährleistet ist, 
daß der zur Deckungsvorsorge Verpflichtete, solange 
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mil seiner Inanspruchnahme gerechnet werden muß, 
in der Lage sein wird, im Rabmen der Festsetzung 
der Deckungsvorsorge seine gesetzlichen Schadens­
ersatzverpflicbtungen sowie die sich aus § 16 Abs. 2 
des Atomgesetzes ergebende Eintrittspflicht zu er­
füllen. 

§ 5 

Umfang der Deckungsvorsorge für Atomanlagen 

(1) Die Deckungsvorsorge muß sich erstrecken 

1. aut alle gesetzlichen Schadensersatzver­
pfüchtungen im Sinne des § 13 Abs. 5 des 
Atomgesetzes, die sich im Zusammenhang 
mit der Anlage für deren Inhaber oder für 
eine in § 15 Abs. 2 des Atomgesetzes ge­
nannte Person infolge von Wirkungen der 
in § 25 des Atomgesetzes bezeichneten Art 
ergeb(~n und die nicht Schäden der in § 36 
Abs. 2 des Atomgesetzes genannten Art 
betreffen; 

2. auf diejenigen Verpflichtungen, die sich 
gemäß § 39 Abs. 4 Nr. 2 des Atomgesetzes 
für den zur Deckungsvorsorge Verpflichte­
ten daraus ergeben, daß der Bund bei Inan­
spruchnahme einer in § 15 Abs. 2 des Atom­
gesetzes genannten Person Leistungen zur 
Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzver­
pflichtungen erbringen muß, obwohl eine 
der Festsetzung entsprechende Deckungs­
vorsorge vorhanden ist. 

(2) Die Deckungsvorsorge darf bis zur festgesetz­
ten Höhe nicht für andere als die in Absatz 1 ge-­
nannten Verpflichtungen bestimmt sein. 

(3) Die Genehmigungsbehörde kann Ausnahmen 
von den Absätzen 1 und 2 zulassen, soweit diese 
mit Rücksicht auf die Art der Deckungsvorsorge ge­
rechtfertigt sind und die Interessen des gemäß § 36 
des Atomgesetzes zur Freistellung verpflichteten 
Bundes nicht unangemessen beeinträchtigen. 

(4) Schadensersatzverpflichtungen aus einer dem 
Betrieb der Anlage zugehörigen Einrichtung oder 
Handlung brauchen in die Deckungsvorsorge nur 
eingeschlossen zu werden, soweit sich die Geneh­
migung für die Atomanlage auf die Einrichtung oder 
Handlung erstreckt'. 

§ 6 

Regeldeckungssumme bei Reaktoren 

(1) Bei der Festsetzung der Höhe der Deckungs­
vorsorge (Deckungssumme) ist bei ortsfesten Anla­
gen zur Spaltung von Kernbrennstoffen (Reaktoren) 
von einer für den Regelfall festzusetzenden Dek­
kungssumme (Regeldeckungssumme) auszugehen, 
die sich daraus ergibt, daß ein von der Höchstlei­
stung des Reaktors abhängiger Betrag (Grundbetrag) 
mit einem von der Besiedlungsdichte im Umkreis 
des Reaktors abhängigen Faktor (Besiedlungsf aktor) 
vervielfacht wird. Höchstleistung ist die thermische 
Dauerleistung, mit welcher der Reaktor auf Grund 
der Genehmigung betrieben werden darf. 

(2) Der Grundbetrag ist bei Reaktoren mit einer 
Höchstleistung 
bis 10 Kilowatt 1 Million Deutsche Mark 

über 10 Kilowatt 
bis 1 Megawatt 

über 1 Megawatt 
bis 10 Megawatt 

über 10 Megawatt 

1,25 Millionen Deutsche Mark 

1,5 Millionen Deutsche Mark 

bis 20 Megawatt 2 Millionen Deutsche Mark. 

Bei einer Höchstleistung über 20 Megawatt bis 
400 Megawatt ist der Grundbetrag 100 Deutsche 
Mark je Kilowatt. Bei einer Höchstleistung über 
400 Megawatt ist der Grundbetrag 40 Millionen 
Deutsche Mark. 

(3) Der Besiedlungsfaktor wird wie folgt errechnet: 

1. Es wird ein Kreis um den Reaktor bestimmt, 
dessen Halbmesser in Kilometern das 1,6-
fache der Quadratwurzel aus der in Mega­
watt ausgedrückten Höchstleistung ist. 

2. Es wird die Bevölkerung jedes in dem 
Kreis liegenden Siedlungsgebietes ermit­
telt oder, sofern dies unverhältnismäßig 
schwierig wäre, geschätzt. Sodann wird 
jede der Bevölk~rungszahlen durch eine 
Za_hl geteilt, die gleich ist dem Quadrat der 
Entfernung in Kilometern zwischen dem 
Reaktor und dem geschätzten Mittelpunkt 
des Siedlungsgebietes. Entsprechendes gilt 
für Hauptverkehrswege, Großbetriebe, 
Sportstätten und ähnliche Anlagen, soweit 
sich in ihnen wenigstens zeitweise eine 
besonders große Zahl von Menschen an­
sammelt, die nicht schon nach den Sätzen 1 
und 2 hinreichend berücksichtigt ist. 

3. Die nach Nummer 2 ermittelten Zahlen 
werden zusammengezählt. Der Besiedlungs-
faktor beträgt bei einer Summe 

bis 750 

über 750 bis 1 500 1, 1 

über 1 500 bis 3 000 1,2 

über 3 000 bis 4 000 1,3 

über 4 000 bis 5 000 1,4 

über 5 000 bis 6 000 1,5 

über 6 000 bis 7 000 1,6 

über 7 000 bis 8 000 1,7 

über 8 000 bis 9 000 1,8 

über 9 000 bis 10 000 1,9 

über 10 000 2. 

§ 7 

Regeldeckungssumme bei anderen Atomanlagen 

(1) Bei Anlagen zur Erzeugung von Kernbrenn­
stoffen oder zur Aufarbeitung bestrahlter Kern­
brennstoffe beträgt die Regeldeckungssumme 1 Mil­
lion Deutsche Mark, wenn die Kernbrennstoffmenge, 
die in der Anlage auf Grund der Genehmigung er­
zeugt oder aufgearbeitet werden darf, monatlich 
1 Kilogrnmm nicht übersteigt. Für jedes weitere 
angefangene Kilogramm erhöht sich die Regeldek­
kungssumme um 100 000 Deutsche Mark, höchstens 
jedoch auf 80 Millionen Deutsche Mark. Ist eine 
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mengenmäßige B<·schr/lnk m1g in ch~r Genehmigung 
nicht vorgesehen, so ist der 13<)rechnung nach den 
SJtzen 1 und 2 diejenige M<>nqe zugrunde zu legen, 
die in der Anluge mmwlJich er:t.eugt oder aufge­
arbeitet werden kc:1nn. 

(2) Bei der füm:chnunrJ der Kernbrennstöffmenge 
sind nur die Gewichls,rnleile von Plutonium 239, 
Uran 233 und Uran 235 zu berücksichtigen. Bei be­
strahlten Kernhrennsloffen sind die vor der Bestrah­
lung vorhandenen Gcwichlsanlcilc dieser Stoffe 
maßgeblich. 

(3) Können bei Anlagen zur Erzeugung von Kern­
brennstoffen wegen der Menge oder der Beschaffen­
heit der Kernbrennstoffe Schäden auf Grund von 
Kernspaltungsvorgängen auch unter ungünstigsten 
Umständen nicht eintreten, so ist die Deckungs­
summe nach den §§ 12 bis 14 zu ermitteln. 

§ 8 

Erhöhung oder Ermäßigung 
(1) Entstehen im Zusammenhang mit der Anlage 

Gefahren, die bei der Berechnung der Regeldek­
kungssumme nach § 6 oder 7 Abs. 1 und 2 nicht 
oder nicht ausreichend berücksichtigt sind, so ist die 
Deckungssumme entsprechend höher festzusetzen. 
Die Erhöhung beträgt höchstens die Hälfte der Re­
geldeckungssumme. 

(2) Die sich aus § 6 oder 7 in Verbindung mit 
Absatz 1 ergebende Deckungssumme ist zu ermäßi­
gen, soweit es der in § 1 Nr. 1 des Atomgesetzes 
genannte Förderungszweck auch unter Berücksichti­
gung der Interessen des gemäß § 36 des Atom­
gesetzes zur Freistellung verpflichteten Bundes ge­
bietet, die Beschaffung der Deckungsvorsorge durch 
diese Maßnahme zu ermöglichen oder zu erleichtern. 
Dabei darf die höchste zu zumutbaren und angemes­
senen Aufwendungen (§ 13 Abs. 2 Nr. 1 zweiter 
Halbsatz des Atomgesetzes) auf dem inländischen 
Versicherungsmarkt erhältliche Versicherungssumme 
nur dann unterschritten werden, wenn dies der 
Förderung eines für die Erforschung, Entwicklung 
oder Nutzung der Kernenergie besonders bedeut­
samen Vorhabens dient. 

(3) Die Ermäßigung na.ch Absatz 2 beträgt bei 
Reaktoren höchstens vier Fünftel des Grundbetrages, 
bei anderen Atomanlar1en höchstens die Hälfte der 
Reg~ldeckungssumme oder, soweit diese nach § 7 
Abs. 3 in Verbindung mit § 12 durch einen Rahmen 
bestimmt ist, höchstens die Hül fte des niedrigsten 
Betrages des Rahmens. 

(4) Die Deckungssumme beträgt außer in den 
Fällen des § 7 Abs. 3 mindestens 500 000 Deutsche 
Mark. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Deckungs vorsorge für Kernbrennstoffe 
und sonstige radioaktive Stoffe 

§ 9 

Pflichtversicherung 

{1) Die sonst nach dem Atomgesetz oder der 
Ersten Strahlenschutzverordnung vom 24. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 430) zu treffende Deckungsvor-

sorge ist durch eine Haftpflichtversicherung zu 
erbringen. § 2 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann von der Ver­
pflichtung zum Abschluß einer Haftpflichtversiche­
rung befreien, wenn der zur Deckungsvorsorge Ver­
pflichtete nachweist, 

1. daß gewährleistet ist, daß er, solange mit 
seiner Inanspruchnahme gerechnet werden 
muß, in der Lage sein wird, seine gesetz­
lichen Schadensersatzverpflichtungen im 
Rahmen der Festsetzung der Deckungsvor­
sorge zu erfüllen, und 

2. daß er oder ein Dritter sich verpflichtet 
hat, für diejenigen Personen, die nach § 10 
Abs. 1 Nr. 2 in die Haftpflichtversicherung 
einzuschließen wären, in gleicher Weise 
und in gleichem Umfang einzutreten wie 
ein Versicherer bei Bestehen einer nach 
dieser Verordnung ausreichenden Haft­
pflichtversicherung, und daß er oder der 
Dritte, solange mit einer Inanspruchnahme 
hieraus gerechnet werden muß, in der Lage 
sein wird, diese Verpflichtung zu erfüllen. 

§ 10 

Umfang der Deckungsvorsorge für Kernbrennstoffe 
und sonstige radioaktive Stoffe 

(1) Die Haftpflichtversicherung muß sich auf alle 
gesetzlichen Schadensersatzverpflichtungen im Sinne 
des § 13 Abs. 5 des Atomgesetzes erstrecken, die sich 
im Zusammenhang mit der genehmigungspflichtigen 
Tätigkeit infolge von Wirkungen eines Kernspal­
tungsvorganges oder der Strahlen eines radioakti­
ven Stoffes ergeben 

1. für den zur Deckungsvorsorge Verpflich­
teten; 

2. für die von ihm zu einer Verrichtung be­
stellten Personen, denen im Zusammenhang 
mit der genehmigungspflichtigen Tätigkeit 
gesetzliche Schadensersatzverpflichtungen 
entstehen können, im Falle der Beförderung 
für die Leute des Beförderers im Sinne des 
§ 35 Abs. 1 des Atomgesetzes. 

(2) Die Haftpflichtversicherung darf bis zur fest­
gesetzten Höhe nicht für andere als die in Absatz 1 
genannten Verpflichtungen bestimmt sein. 

(3) Ausnahmen von den Absätzen 1 und 2 sind 
zulässig, soweit sie keinen Einfluß auf die Leistungs­
pflicht des Versicherers in Ansehung geschädigter 
Dritter haben. Die Genehmigungsbehörde kann wei­
tere Ausnahmen zulassen, soweit diese mit Rück­
sicht anf die Eigenart der Haftpflichtversicherung 
gerechtfertigt und mit einer dem Schutz der Gesamt­
heit möglicher Geschädigter dienenden Pflichtver­
sicherung vereinbar sind. 

(4) In die Haftpflichtversicherung dürfen bis zur 
festgesetzten Höhe keine Schadensersatzverpflich­
tungen eingeschlossen werden, die sich für einen 
Arzt oder Zahnarzt oder dessen Dienstherrn oder 
Arbeitgeber daraus ergeben, daß Personen infolge 
einer von dem Arzt oder Zahnarzt oder unter dessen 
Aufsicht an ihnen durchgeführten Untersuchung 
oder Behandlung geschädigt werden. 
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§ 11 

Regeldeckungssumme bei Kernbrennstoffen 

(1) Bei der Beforderung und Aufbewahrung sowie 
bei der Bearbeitun9, Vcrclfbeitung oder sonstigen 
Verwendun9 von Kernbrennstoffen (§§ 4, 6 und 9 
des Atomgesetzes) betrügt die Regeldeckungssumme 
1 Million Deutsche Mark, wenn die Kernbrennstoff­
menge 1 KiJogrnmm nicht übersteigt. Für jedes wei­
tere anqefangene Kiloqramm erhöht sich die Regel­
deckungssmnme um 100 000 Deutsche Mark. Für die 
Berechnung der KernbrennstoHmenge gilt § 7 Abs. 2. 

(2) Können wegen der Menge oder Beschaffenheit 
der Kernbrennstoffe Schüden auf Grund von Kern­
spaltungsvorgängen auch unter ungünstigsten Um­
ständen nicht eintreten, so sind die Kernbrennstoffe 
hinsichtlich der Festsetzung der Deckungssumme 
wie sonstige radioaktive Stoffe zu behandeln. Dies 
gilt nicht für bestrahlte Kernbrennstoffe. 

§ 12 

Regeldeckungssumme 
bei sonstigen radioaktiven Stoffen 

(1) Beim Umgang mit radioaktiven Stoffen (§ 3 
der Ersten StrahJenschutzverordnung) beträgt die 
Regeldeckungssumme 

1. für umschlossene radioaktive Stoffe mit einer 
Radioaktivität 

bis zum 10::fachen dc~r 
in § 7 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 der Ersten Strah­
lenschutzverordnung 
genannten Werte (Ak-
tivitätsfreigrenzen) 100 000 Deutsche Mark 

über dem 103fachen 
bis zum l 04f achen der 
Aktivitätsfreigrenzen 200 000 Deutsche Mark 

über dem 104fachen 
bis zum 108f achen der 
Aktivitätsfreigrenzen 200 000 bis 500 000 

Deutsche Mark 

über dem 108fachen 
bis zum 109 f achen der 
Aktivitätsfreigrenzen 

über dem 109fachen 
bis zum 1010fachen der 
Akti vi tä tsfreigrenzen 

über dem 1010tachen 
der Aktivitätsfreign~n­
zen 

500 000 bis 1 Million 
Deutsche Mark 

1 bis 2 Millionen 
Deutsche Mark 

2 bis 5 Millionen 
Deutsche Mark; 

2. für offene radioaktive Stoffe mit einer Radio­
aktivität 

bis zum 1 o:1fachen der 
Aktivitätsfreigrenzen 100 000 Deutsche Mark 

über dem 103fachen 
bis zum 104fachen der 
Aktivitätsfreigrenzen 200 000 Deutsche Mark 

über dem 104f achen 
bis zum 105fachen der 
Aktivitätsfreigrenzen 200 000 bis 500 000 

Deutsche Mark 

über dem 1 O"f achen 
bis zum 106fachen der 
Aktivitätsfreigrenzen 500 000 bis 1 Million 

Deutsche Mark 

über dem 106fachen 
bis zum l07fachen der 
Aktivitätsfreigrenzen 1 bis 2 Millionen 

Deutsche Mark 

über dem 107f achen 
der Ak ti vi tä tsfreigren­
zen 2 bis 5 Millionen 

Deutsche Mark; 

jedoch beträgt die Regeldeckungssumme bei 
Stoffen, deren Konzentration an radioaktiven 
Stoffen höchstens das 103fache der in § 7 Abs. 1 
Satz l Nr. 2 und 3 der Ersten Strahlenschutz­
verordnung genannten Werte (Konzentrations­
freigrenzen) erreicht, vorbehaltlich des Ab­
satzes 3 100 000 Deutsche Mark. 

(2) Werden umschlossene radioaktive Stoffe zu 
Heilzwecken in Geräten mit Dauereinrichtungen für 
den Strahlenschutz, die den Anforderungen des § 26 
der Ersten Strahlenschutzverordnung entsprechen, 
verwendet, so beträgt die Regeldeckungssumme ab­
weichend von Absatz 1 Nr. 1, auch wenn die Radio­
aktivität mehr als das 108fache, höchstens jedoch 
das 109fache der Aktivitätsfreigrenzen erreicht, 
200 000 bis 500 000 Deutsche Mark. 

(3) Ist der Umgang mit offenen radioaktiven Stof­
fen darauf gerichtet, daß diese in die Luft, das Was­
ser, den Boden oder den Bewuchs gelangen, ohne 
daß die weitere Verbreitung verhindert werden 
kann, so beträgt. die Regeldeckungssumme abwei­
chend von Absatz 1 Nr. 2 bei einer Radioaktivität 

! oder Konzentration an radioaktiven Stoffen 

bis zum 103fachen der Akti­
vitäts- oder Konzentra­
tionsfrei grenzen 

über dem 103f achen bis zum 
105fachen der Aktivitäts­
oder Konzentrationsfrei­
grenzen 

über dem 105f achen der 
Aktivitäts- oder Konzentra­
tionsfreigrenzen 

200 000 bis 500 000 
Deutsche Mark 

500 000 bis 1 Million 
Deutsche Mark 

1 bis 5 Millionen 
Deutsche Mark. 

(4) Für die Beförderung radioaktiver Stoffe (§ 4 
der Ersten Strahlenschutzverordnung) gelten die 
Absätze 1 und 2 entsprechend. 
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§ 13 

Ermittlung der Deckungssumme im Einzelfall 

(1) Soweit in § 12 die Regeldeckungssumme durch 
einen Rahmen bestimmt ist, ist die Deckungssumme 
vorbehaltlich des Absatzes 2 auf den Betrag inner­
halb des Rahmens festzusetzen, der nach den Um­
ständen des Einzelfalles angemessen ist. 

(2) Ist die sich aus § 11 oder 12 ergebende Regel­
deckungssumme nach den Umständen des Einzel­
falles nicht angemessen, so ist die Deckungssumme 
entsprechend höher oder niedriger festzusetzen. Die 
Erhöhung oder Ermäßigung beträgt höchstens die 
Hälfte der Regeldeckungssumme. Ist ein Rahmen 
gegeben, so gilt bei einer Erhöhung der höchste, bei 
einer Ermäßigung der niedrigste Betrag des Rahmens 
als Regeldeckungssumme. 

(3) Bei der Prüfung, welche Deckungssumme nach 
den Umständen des Einzelfalles angemessen ist, ist 
insbesondere zu berücksichtigen, 

1. ob und in welchem Umfang die Möglichkeit 
besteht oder auszuschließen ist, daß andere 
Personen als der Inhaber der Genehmigung 
und seine Beschäftigten oder andere a1s 
dem Betrieb zugehörige Sachgüter der Wir­
kung der Stoffe ausgesetzt werden; 

2. welches Ausmaß an Sicherheit durch Schutz­
maßnahmen und Schutzeinrichtungen er­
reicht wird; 

3. welche Dauer der Gefährdung insbesondere 
mit Rücksicht auf die Halbwertszeit der 
Radioaktivität der Stoffe anzunehmen ist; 

4. ob und in welchem Umfang die Möglichkeit 
besteht oder auszuschließen ist, daß die 
Stoffe verbreitet werden, insbesondere in 
Form von Staub, Flüssigkeit oder Gas; 

5. ob und in welchem Umfang die meteorolo­
gischen und hydrologischen Verhältnisse 
die Gefährlichkeit beeinflussen. 

(4) Können auch ohne eine Schutzeinrichtung oder 
Verpackung Schäden weder auf Grund von Kern­
spaltungsvorgängen noch auf Grund von Strahlen­
wirkungen eintreten, so ist von der Festsetzung 
einer Deckungsvorsorge abzusehen. 

§ 14 

Deckungssumme bei mehrfachem Umgang 

(1) Geht der zur Deckungsvorsorge Verpflichtete 
auf Grund einer oder verschiedener Genehmigungen 
mit mehreren Stoffen oder mit mehreren Teilmen­
gen eines Stoffes um, so ist für jeden Stoff oder 
jede Teilmenge nur die jeweils in Frage kommende 
Deckungssumme festzusetzen. 

(2) Es ist jedoch eine Gesamtdeckungssumme 
festzusetzen, wenn ein derart enger räumlicher und 
zeitlicher Zusammenhang vorliegt, daß die mehreren 
Stoffe oder Teilmengen als ähnlich gefährlich ange-

sehen werden müssen wie ein einziger Stoff, dessen 
Radioaktivität oder Menge der Gesamtaktivität oder 
Gesamtmenge der Stoffe oder Teilmengen entspricht. 

(3) Bei der Festsetzung der Gesamtdeckungs­
summe ist bei umschlossenen und bei offenen radio­
aktiven Stoffen jeweils von der Gesamtaktivität, 
ausgedrückt im Vielfachen der Aktiv.itätsfreigren­
zen, bei Kernbrennstoffen, für die sich die Regel­
deckungssumme nach § 11 Abs. 1 bemißt, von der 
Gesamtmenge auszugehen. Wird mit Stoffen umge­
gangen, die verschiedenen der in Satz 1 genannten 
drei Gruppen angehören, so sind die für jede dieser 
Gruppen getrennt ermittelten Deckungssummen zu­
sammenzurechnen; jedoch darf für die beiden Grup­
pen der umschlossenen und offenen radioaktiven 
Stoffe insgesamt keine höhere als diejenige Dek­
kungssumme angesetzt werden, die sich ergeben 
würde, wenn die gesamten Stoffe offene radioaktive 
Stoffe wären. 

(4) Für die Beförderung gelten die Absätze 1 bis 3 
entsprechend. 

§ 15 

Sonderregelung bei Zugehörigkeit zum Betrieb 
einer Atomanlage 

(1) Wird eine Genehmigung für eine Einrichtung 
oder Handlung beantragt, die dem Betrieb einer 
Atomanlage zugehörig, von der Genehmigung nach 
§ 7 des Atomgesetzes jedoch nicht umfaßt ist, so hat 
die Genehmigungsbehörde für diese Einrichtung oder 
Handlung eine besondere Deckungsvorsorge festzu­
setzen. Dies gilt nicht, wenn die Einrichtung oder 
Handlung in die Deckungsvorsorge für die Anlage 
eingeschlossen ist oder eingeschlossen wird. 

(2) Für Art und Umfang der Deckungsvorsorge 
gelten die §§ 1 bis 4 und 5 Abs. 1 bis 3. Jedoch sind 
abweichend von § 5 Abs. 1 nur diejenigen gesetz­
lichen Schadensersatzverpflichtungen in die Dek­
kungsvorsorge einzuschließen, die im Zusammen­
hang mit der zu genehmigenden Handlung oder Ein­
richtung entstehen. 

(3) Die Deckungssumme richtet sich nach den §§ 11 
bis 14; jedoch beträgt die Regeldeckungssumme im 
Höchstfalle 80 Millionen Deutsche Mark. Für die 
Ermäßigung der sich hieraus ergebenden Deckungs­
summe aus Förderungsgründen gilt § 8 Abs. 2 ent­
sprechend. Die Ermäßigung ist höchstens um die 
Hälfte der Regeldeckungssumme zulässig; sie darf 
zusammen mit einer Ermäßigung nach § 13 Abs. 2 
höchstens drei Viertel der Regeldeckungssumme be­
tragen. Ist ein Rahmen gegeben, so gilt hierbei dc1 
niedrigste Betrag des Rahmens als Regeldeckungs­
summe. 

DRITTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 16 

Abrundung der Deckungssumme 

(1) Die Deckungssumme ist auf volle 100 000 Deut­
sche Mark festzusetzen. 
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(2) Ergibt sich aus den Vorschriften über die Dek­
kungssumme ein Zwischenbetrag unter 50 000 Deut­
sche Mark, so ist nach unten abzurunden; im übri­
gen ist nach oben abzurunden. 

§ 17 

Nachweis der Deckungsvorsorge; 
Mitteilungen und Anzeigen 

(1) Die Deckungsvorsorge durch eine Haftpflicht­
versicherung oder durch eine Freistellungs- oder 
Gewährleistungsverpflichtung eines Dritten ist der 
Genehmigungsbehörde, sofern diese nichts anderes 
bestimmt, durch Vorlage des Versicherungsscheins 
oder der Urkunde über die Freistellungs- oder Ge­
währleistungsverpflichtung nachzuweisen. Hieraus 
muß sich auch die Höhe der Aufwendungen für die 
Deckungsvorsorge ergeben, soweit die Deckungs­
vorsorge für eine Atomanlage oder für eine in § 15 
genannte Einrichtung oder Handlung bestimmt ist. 

(2) Die Genehmigungsbehörde muß den Ver­
sicherer oder den Dritten, der eine Freistellungs­
oder Gewährleistungsverpflichtung übernommen 
hat, von der Erteilung und vom Widerruf der Ge­
nehmigung unterrichten. 

(3) Wer Ansprüche geltend machen will, für deren 
Befriedigung die Deckungsvorsorge in Betracht 
kommt, kann von der Genehmigungsbehörde ver­
langen, daß sie ihm Namen und Anschrift des Ver­
sicherers oder des Dritten bekanntgibt, der sich zur 
Freistellung oder Gewährleistung verpflichtet hat. 

(4) Zuständige Stelle für die Entgegennahme 
einer Anzeige über das Nichtbestehen oder die Be­
endigung des Versicherungsvertrages oder des son­
stigen Freistellungs- oder Gewährleistungsvertrages 
(§ 158c Abs. 2 des Gesetzes über den Versiche­
rungsvertrag; § 15 Abs. 1 und § 16 Abs. l des Atom­
gesetzes) ist die Genehmigungsbehörde. Kennt der 
Versicherer oder der zur Freistellung oder zur Ge­
währleistung verpflichtete Dritte die zuständige Ge­
nehmigungsbehörde nicht, so genügt die Anzeige bei 
derjenigen Behörde, die ihn nach Absatz 2 von der 
Erteilung der Genehmigung unterrichtet hat. 

§ 18 

Auflagen im Genehmigungsbescheid 

Im Genehmigungsbescheid ist dem zur Deckungs­
vorsorge Verpfli eh teten auf zu er legen, 

Bonn, den 22. Februar 1962 

1. Änderungen der Deckungsvorsorge nur mit vor­
hyriger Zustimmung der Genehmigungsbehörde 
vorzunehmen, 

2. jede ohne sein Zutun eingetretene Änderung 
der Deckungsvorsorge und, soweit Schadenser­
satzverpflichtungen in Frage kommen, zu deren 
Erfüllung die Deckungsvorsorge oder die Frei­
stellungsverpflichtung des Bundes bestimmt ist, 
jedes Schadensereignis, jede Geltendmachung 
von Schadensersatzansprüchen und jede Lei­
stung zur Erfüllung von Schadensersatzver­
pflichtungen der Genehmigungsbehörde unver­
züglich anzuzeigen, sobald ihm diese Umstände 
bekannt werden, 

3. der Genehmigungsbehörde oder der Aufsichts­
behörde auf deren Aufforderung hin nachzu­
weisen, daß die Deckungsvorsorge in der fest­
gesetzten Höhe und in dem festgesetzten Um­
fang vorhanden ist und daß die Voraussetzun­
gen fortbestehen, unter denen die Deckungs­
vorsorge auf andere Weise als durch eine Haft­
pflichtversicherung erbracht werden konnte, und 

4. die Deckungssumme, soweit sie nicht für jedes 
Schadensereignis in voller Höhe zur Verfügung 
steht, wiederaufzufüllen, wenn eine Minderung 
um mehr als 20 vom Hundert oder, wenn die 
Minderung mindestens 1 Million Deutsche Mark 
beträgt, um mehr als 10 vom Hundert eingetre­
ten oder auf Grund eines oder mehrerer einge­
tretener Schadensereignisse zu erwarten ist. 

VIERTER ABSCHNITT 

Schl ußvorschriften 

§ 19 

Geltung in Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber­
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesge­
setzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 58 Satz 2 des 
Atomgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 20 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am ersten Tage des auf 
die Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister für Atomkernenergie 
Balke 
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Verordnung zur Änderung 
der Wahlordnung für die Sozialversicherung 

Vom 23. Februar 1962 

Auf Grund des § 11 des Selbsl verwalt.ungsgesetzes 
in der Fassung vom 13. August 1952 (Bundesgesetz­
blatt I S. 427), zuletzt gelinderl durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung des Selbst vc~rwaltungsgesetzes 
vom 15. Februar 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 69), wird 
mit Zustimmung des Bundesrates verordnet: 

Artikel 1 

Die Wahlordnung für die Sozialversicherung vom 
9. Januar 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 11) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. Dem § 3 wird folgender Absatz 9 angefügt: 

,, (9) Der Wahlausschuß kann Bedienstete des 
Versicherungsträgers als Hilfskräfte in Anspruch 
nehmen; zu seinen Sitzungen kann er sie als 
Schriftführer heranziehen." 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird der bisherige Satz 3 ge­
strichen. 

b) Dem Absatz 3 wird folgender neuer Satz an­
gefügt: 

,,Die Stellen, die Wahlleitungen bestellen, 
treffen Vorsorge für den Fall, daß Mitglieder 
von Wahlleitungen an den Wahltagen ver­
hindert sind." 

c) In Absatz 4 werden die Worte „ oder in einem 
Wahlraum an mehreren Tischen" und die 
Worte II und für jeden Tisch" gestrichen. 

d) In Absatz 8 Satz 2 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und danach folgender 
Halbsatz angefügt: 

,,diese werden damit Mitglieder der Wahl­
leitung." 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,Als Entschädigung für Zeitversäumnis erhal­
ten die Mitglieder der Wahlleitungen für 
jeden Wahltag, der ein Werktag oder für das 
Mitglied ein Arbeitstag ist, einen Pausch­
betrag 

von 7,50 Deutsche Mark, wenn sie mehr 
als fünf bis acht Stunden, und 

von 15 Deutsche Mark, wenn sie mehr als 
acht Stunden 

in der Wahlleitung tätig sind." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

11 (3) Als Entschädigung für Aufwcmd erhal­
ten die Mitglieder der Wahlleitungen für 
jeden Wahltag ein Tagegeld 

von fünf Deutsche Mark, wenn sie mehr 
als fünf bis acht Stunden, und 

von zehn Deutsche Mark, wenn sie mehr 
als acht Stunden 

in der Vvahlleitung tätig sind." 

c) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Fußwege und bei Benutzung eigener 
Kraftfahrzeuge werden bei Entfernungen von 
mehr als zwei Kilometer für jedes angefan­
gene Kilometer des Hin- und Rückweges 
0,25 Deutsche Mark gewährt." 

d) Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 
eingefügt: 

11 (5) Der Antrag auf Gewährung einer Ent­
schädigung ist innerhalb eines Monats nach 
dem Wahlsonntag zu stellen; er soll bei der 
nach Absatz 6 für die Zahlung zuständigen 
Stelle eingereicht werden. Den Mitgliedern 
der Wahlleitungen ist bei ihrer Bestellung 
ein Antragsvordruck auszuhändigen; sie sind 
auf die Antragsfrist hinzuweisen." 

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

f) Es werden folgende Absätze 7 und 8 ange­
fügt: 

11 (7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entspre­
chend für die Wahlberechtigten, die nach den 
Vorschriften dieser Verordnung bei der Er­
mittlung des Wahlergebnisses zugezogen 
werden. 

(8) Entschädigung erhalten 

a) die Mitglieder aller Wahlleitungen 
auch für den Tag, an dem sie in 
einer vom Versicherungsamt oder 
vom Wahlausschuß anberaumten 
Sitzung über ihre Rechte und Pflich­
ten unterrichtet werden, und 

b) die Mitglieder der Wahlleitungen 
der Sprengelwahlgruppen sowie die 
bei der Ermittlung des Wahlergeb­
nisses zugezogenen Wahlberechtig­
ten auch für andere Tage, die keine 
Wahltage sind." 

4. § 11 erhält folgende Fassung: 

ff§ 11 

Listenvertreter 

(1) Der in der Vorschlagsliste benannte Listen­
vertreter übt die ihm nach dem Selbstverwal­
tungsgesetz und dieser Verordnung zustehen­
den Befugnisse aus. Er oder sein Stellvertreter 
ist insbesondere berechtigt, dem Wahlausschuß 
gegenüber alle die Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Wahl betreffenden Erklärungen abzu­
geben; alle Erklärungen sind schriftlich abzu­
geben und eigenhändig zu unterschreiben. 
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Vorschriften, nach denen ein Zusammenwirken 
des Listenvertreters und seines Stellvertreters 
erforderlich ist, bleiben unberührt. 

(2) Beschlüsse und sonstige Mitteilungen des 
Wahlausschusses oder des Vorstandes sind dem 
Listenvertreter oder, falls dieser nicht erreichbar 
ist, seinem Stellvertreter bekanntzugeben. 

(3) Ist in einer Vorschlagsliste kein Listen­
vertreter benannt, so gilt der erste Unterzeich­
ner der Liste als Listenvertreter; die übrigen 
Unterzeichner der Liste gelten in der Reihen­
folge ihrer Unterschriften als Stellvertreter. 

(4) Nimmt ein Listenvertreter die Wahl in den 
Vorstand an, scheidet er als Listenvertreter aus. 
Entsprechendes gilt für einen Stellvertreter. 

(5) Solange ein ausgeschiedener Listenvertre­
ter oder sein ausgeschiedener Stellvertreter nicht 
nach Absatz 6 ersetzt ist, tritt an seine Stelle der 
jeweils nächste Unterzeichner der Liste. 

(6) Der in der Vorschlagsliste benannte Listen­
vertreter und sein Stellvertreter können jeder­
zeit durch andere Personen ersetzt werden. Dazu 
bedarf es einer Erklärung, die für Listen vor­
schlagsberechtigter Personenvereinigungen und 
Verbände von mindestens zwei zur Vertretung 
berechtigten Personen, bei freien Vorschlags­
listen von mehr als der Hälfte der Unterzeichner 
eigenhändig unterschrieben sein muß. Die Erklä­
rung wird in dem Zeitpunkt wirksam, in dem sie 
dem Wahlausschuß oder dem Vorstand zugeht." 

5. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
,, ( 1) In der Vorschlagsliste dürfen höchstens 

so viele Bewerber benannt werden, wie für die 
betreffende Wählergruppe (§ 2 Abs. 1, 2 und 3 
des SelbstverwaJtungsgesetzes) Mitglieder zu 
wählen sind. Für jeden als Mitglied benannten 
Bewerber sind zwei Stellvertreter zu benennen. 
Unbeschadet des Satzes 1 sind Vorschläge zur 
Besetzung der in § 4 b Abs. 1 Satz 3 des Selbst­
verwaltungsgesetzes bezeichneten Stellen zu­
lässig." 

5. Nach § 13 wird folgender § 13 a eingefügt: 

,,§ 13 a 

Listenzusammenlegung 

(1) Die Erklärung, daß mehrere Vorschlags­
listen zusammengelegt werden sollen (Listenzu­
sammenlegung - § 4 Abs. 1 Satz 6 des Selbst­
verwaltungsgesetzes), kann von den Listenver­
tretern der Listen, die zusammengelegt werden 
sollen, nur gemeinsam abgegeben werden. Sie 
muß spätestens in der Sitzung abgegeben wer­
den, in der über die Zulassung der Vorschlags­
listen entschieden wird (§ 16 Abs. 1). 

(2) Durch die Zusammenlegung werden die 
Vorschlagslisten zu einer Vorschlagsliste. 

(3) Aus der Erklärung über die Zusammen­
legung der Vorschlagslisten müssen das Kenn­
wort der einheitlichen Vorschlagsliste, die 
Namen ihres Listenvertreters und mindestens 
eines Stellvertreters sowie die Reihenfolge der 
Bewerber ersichtlich sein. Die Vorschlagsliste in 

der sich durch die Zusammenlegung ergebenden 
Fassung ist in drei Stücken beizufügen oder 
innerhalb einer vom Wahlausschuß zu bestim­
menden Frist einzureichen. An die Stelle der 
Unterschriften der in § 10 Abs. 2 bezeichneten 
Personen oder der Unterzeichner freier Vor­
schlagslisten treten die Unterschriften der betei­
ligten Listenvertreter." 

7. In § 14 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „zu Be­
ginn" durch das Wort „in" ersetzt. 

8. § 15 wird wie folgt geänddt: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
,, (1) Der Wahlausschuß vermerkt auf den 

Vorschlagslisten den Tag des Eingangs und 
bezeichnet sie getrennt nach Wählergruppen 
in der Reihenfolge ihres Eingangs mit Ord­
nungsnummern. Gehen mehrere Vorschlags­
listen am selben Tag ein, so entscheidet über 
die Ordnungsnummer, die eine Liste erhält, 
das Los. Die Lose werden von den Listenver­
tretern in Gegenwart des Vorsitzenden des 
Wahlausschusses gezogen; für nicht erschie­
nene Listenvertreter zieht der Vorsitzende 
des Wahlausschusses das Los." 

b) Ab~atz 2 erhält folgende Fassung: 
,, (2) Der Wahlausschuß prüft die Vor­

schlagslisten in der Reihenfolge der Ord­
nungsnummern, wobei ohne Rücksicht auf 
die Wählergruppe jede Liste mit niedrigerer 
Ordnungsnummer einer Vorschlagsliste mit 
höherer Ordnungsnummer vorgeht. Ob die 
Voraussetzungen der Wählbarkeit in der 
Person eines Bewerbers vorliegen, ist nur zu 
prüfen, wenn ein besonderer Anlaß dazu 
besteht." 

9. § 16 wüd wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Der Wahlausschuß entscheid.et bis zum 
neunundzwanzigsten Tage vor dem Wahl­
sonntag in einer Sitzung über die Zulassung 
sämtlicher Vorschlagslisten, Listenzusammen­
legungen und Listenverbindungen sowie über 
die Reihenfolge, in der die zugelassenen 
Listen auf dem Stimmzettel aufgeführt 
werden." 

b) In Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a werden nach 
der zweiten Klammer die Worte „oder unter 
einer Bedingung" eingefügt. 

c) In Absatz 2 werden nach Satz 1 folgende 
Sätze eingefügt: 

„Der Wahlausschuß hat Vorschlagslisten 
zurückzuweisen, die ungültig sind oder den 
Anforderungen nicht entsprechen, die durch 
das Selbstverwaltungsgesetz und diese Ver­
ordnung auf gestellt sind, es sei denn, daß in 
diesen Vorschriften etwas anderes bestimmt 
ist. Uber die Zulassung einer zurückgenom­
menen Vorschlagsliste entscheidet der Wahl­
ausschuß nur auf Antrag. Listenzusammen­
legungen oder Listenverbindungen hat der 
Wahlausschuß zurückzuweisen, wenn die in 
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§ 13 a oder § 14 bezeichneten Voraussetzun.­
gen nicht vorliq3en." 

,., 

d) In Absatz 3 wird nach dem Buchstaben c fol­
gender neuer Buchslabe d eingefügt: 

„d) in welcher Reihenlol~JC die zugelassenen 
Vorschlagslisten auf dem Stimmzettel 
aufgeführt werden, 11

• 

Der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe e. 

e) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) Findet eine Wahlhandlung statt, so 
teilt der Wahlausschuß dies auch dem zustän­
digen Wahlbeauftrngten mit; der Mitteilung 
ist eine Abschrift für den Bundeswahlbeauf­
tragten beizufügen. 11 

10. Dem § 17 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,, (3) Die Auslegung kann unterbleiben, wenn 
keine Wahlhandlung stattfindet." 

11. Dem § 19 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,, (3) Die Wahlbekanntmachung ist den Wahl­
berechtigten durch öffentlichen Arn~chlag oder 
Aushang, auf den in der Tagespresse, durch 
Ausruf oder in anderer Weise hinzuweisen ist, 
hinreichend zur Kenntnis zu bringen. Bezieht 
sich die Wahlbekanntmachung ausschließlich auf 
Wahlen zur Vertreterversammlung von Ver­
sicherungsträgern im Bereich der Deutschen 
Bundesbahn, der Deutschen Bundespost oder des 
Bundesministers für Verkehr, so bleibt die 
Unterrichtung der Wahlberechtigten inner­
betrieblicher Regelung überlassen." 

12. § 21 wird wie folgt geä.ndert: 

a) In Absatz 2 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Den Wahlausweis erhalten auf Antrag 

a) Arbeitsunfähige, solange die Kranken­
kasse ihnen Krankengeld zu gewähren 
hat oder Krankengeld oder Krankenhaus­
pflege gewährt, sowie Schwangere und 
Wöchnerinnen, solange sie Anspruch auf 
Wochen- oder Schwangerengeld haben 
und nicht gegen Entgelt arbeiten (§ 311 
der Reichsversicherungsordnung), 

b) Empfänger von Arbeitslosengeld oder von 
Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe, 

c) Empfänger von Stillegungsvergütung 
(§ 128 des Gesetzes über Arbeitsvermitt­
lung und Arbeitslosenversicherung), 

d) Versicherte, die Wehrdienst leisten (§ 4 
Abs. 1,Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes 
und § 209 a der Reichsversicherungsord­
nung), 

e) T(~ilnehmer an einer Eignungsübung (§ 8 
des Eignungsübungsgesetzes vom 20. Ja­
nuar 1956 - Bundesgesetzbl. I S. 13)." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,, (3) Für die Wahlen in den Rentenver­
sicherungen der Arbeiter und der Angestell­
ten werden die Wahlausweise ausgestellt 

a) von der Krankenkasse, die die 
Pflichtbeiträge für den Wahlberech-

tigten zur Rentenversicherung für 
den Tag der Wahlankündigung 
einzuziehen hatte, 

b) von der Krankenkasse, die die 
Pflichtbeiträge für den Wahlberech­
tigten als Rentner aus eigener 
Versicherung nach dem Gesetz 
über Krankenversicherung der 
Rentner vom 12. Juni 1956 (Bun­
desgesetzbl. I S. 500) für den Tag 
der Wahlankündigung einzuziehen 
hatte, 

c) falls eine Krankenkasse weder 
nach dem Buchstaben a noch nach 
dem Buchstaben b noch nach dem 
Buchstaben e zuständig ist, von der 
Orts- oder Landkrankenkasse, in 
deren Bezirk der Wahlberechtigte 
am Tage der Wahlankündigung 
seinen Wohnsitz hatte, 

d) auf Weisung der zuständigen 
Krankenkasse von dem Arbeit­
geber, bei dem der Wahlberech­
tigte am Tage der Wahlankündi­
gung beschäftigt war, 

e) für Arbeitgeber von jeder Kran­
kenkasse, die für Beschäftigte des 
Arbeitgebers nach den Buchstaben 
a bis c Wahlausweise auszustellen 
hat oder in den Fällen des Buch­
staben d ohne die von ihr erteilte 
Weisung auszustellen hätte. 

Den Wahlausweis erhalten auf Antrag 

a) Versicherte (§ 2 Abs. 8 des Selbst­
verwaltungsgesetzes), die am 
Tage der Wahlankündigung nicht 
versicherungspflichtig beschäftigt 
waren, 

b) Versicherte, die am Tage der Wahl­
ankündigung zu den Personen ge­
hörten, die ihre Pflichtbeiträge zur 
Rentenversicherung in Beitrags­
marken entrichten (§ 1405 der 
Reichsversicherungsordnung und 
§ 127 des Angestelltenversiche­
rungsgesetzes), 

c) Versicherte, die als selbständige 
Handwerker am Tage der Wahlan­
kündigung nicht regelmäßig min­
destens einen beim Versicherungs­
träger versicherungspflichtigen Ar­
beitnehmer beschäftigten, 

d) Versicherte, die am Tage der Wahl­
ankündigung zu den versicherungs­
pflichtigen Personen im Sinne des 
§ 1227 Abs. 1 Nr. 6 der Reichsver­
sicherungsordnung und des § 2 
Nr. 8 des Angestelltenversiche 
rungsgesetzes gehörten, 

e) Versicherte, die ausschließlich auf 
Grund einer bis zum Tage der 
Wahlankündigung zurückgelegten 
Versicherungszeit von mindestens 
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60 Kalendermonaten wahlberech­
tigl sind, 

f) Rentner aus eigener Versicherung, 
die am Tage der Wahlankündigung 
nicht der gesetzlichen Krankenver­
sichenm gspflicht unter lagen,· und 

g) Arbeitgeber." 

c) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

,, (6) Für die Wahlen zu den Vertreterver­
sammlungen der Gemeindeunfallversiche­
rungsverbände, der Eigenunfallversicherun­
gen von Städten und der Feuerwehr-Unfall­
versicherungskassen gilt Absatz 5 entspre­
chend." 

d) Nach Absatz 6 wird folgender neuer Absatz 7 
eingefügt: 

,, (7) Für die Wahlen zu den Vertreterver­
sammlungen der Ausführungsbehörden für 
Unfallversicherung werden die Wahlausweise 
von der Dienststelle des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver­
sicherung ausgestellt, bei der der Wahlbe­
rechtigte am Tage der Wahlankündigung 
beschäftigt oder als Empfänger von Arbeits­
losengeld oder von Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe gemeldet oder gemäß § 179 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung meldepflichtig war, 
für Teilnehmer an Maßnahmen auf Grund der 
§§ 133 und 136 des Gesetzes über Arbeitsver­
mittlung und Arbeitslosenversicherung von 
der Gemeindeverwaltung, in deren Bezirk 
der Wahlberechtigte am Tage der Wahlan­
kündigung seinen Wohnsitz hatte, und für 
Personen, die am Tage der Wahlankündigung 
bei Selbstzahlereinheiten der Stationierungs­
streitkräfte beschäftigt waren, von der ört­
lich zuständigen deutschen Lohnstelle." 

e) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und 
erhält folgende Fassung: 

11 (8) Soweit Wahlausweise nur auf Antrag 
ausgestellt werden, haben die Antragsteller 
ihre Wahlberechtigung glaubhaft zu machen." 

f) Es wird folgender neuer Absatz 9 angefügt: 

11 (9) Der Bundeswahlbeauftragte macht spä­
testens am Tage der Wahlankündigung be­
kannt., in welchen Fällen Wahlberechtigte 
einen Antrag auf Ausstellung des Wahlaus­
weises stellen müssen, und bestimmt dazu 
das Nähere." 

13. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Der Uberschrift werden nach dem Wort 
„Wahlbriefumschlag" die Worte „für die 
Briefwahl" angefügt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,, (2) Auf den Stimmzetteln sind die Vor­
schlagslisten in der Reihenfolge aufzuführen, 
die alle Listenvertreter durch gemeinsame 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Wahl­
ausschuß bezeichnet haben; die sich danach 

ergebende Listennummer bleibt auch maß­
gebend, falls eine der beteiligten Listen nicht 
zugelassen wird. Haben die Listenvertreter 
eine Erklärung nicht abgegeben, so ist, wenn 
bei der letzten vorhergehenden Wahl 
mehrere Listen zugelassen waren, für die 
Reihenfolge in erster Linie die Zahl der 
Stimmen maßgebend, die jede Liste bei der 
vorhergehenden Wahl erhalten hat; bei glei­
cher Stimmenzahl entscheidet die Ordnungs­
nummer (§ 15 Abs. 1). Nach der Ordnungs­
nummer bestimmt sich auch die Reihenfolge 
der Listen, die bei der vorhergehenden Wahl 
nicht beteiligt waren. Wenn bei der vorher­
gehenden Wahl nur eine Liste zugelassen 
war, so erhält die entsprechende Liste die 
Nummer 1; die Reihenfolge anderer Listen 
bestimmt sich auch in diesem Falle nach der 
Ordnungsnummer." 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
,, (4) Bei der Briefwahl werden amtliche 

Wahlumschläge nach dem Muster der An­
lage 8 und amtliche Wahlbriefumschläge nach 
dem Muster der Anlage 9 verwendet. Der 
Wahlumschlag ist zur Aufnahme des Stimm­
zettels, der Wahlbriefumschlag zur Aufnahme 
des Wahlumschlags, in dem sich der Stimm­
zettel befindet, und des Wahlausweises be­
stimmt." 

d) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
,, (5) Das Nähere über die Wahlausweise, 

die Stimmzettel, die Wahlumschläge und die 
Wahlbriefumschläge bestimmt der Bundes­
wahlbeauftragte." 

14. Dem § 25 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„ Geschäftsräume von Versicherungsträgern in 
geeigneter Lage, die für die Wahlen zu den Or­
ganen aller Versicherungsträger zur Verfügung 
gestellt werden, sind als Wahlräume zu be­
stimmen, soweit ein Bedürfnis nach Wahlräumen 
besteht." 

15. § 26 erhält folgende Fassung: 

,,§ 26 

Wahlzeit 

(1) Die Wahl dauert am Wahlsonntag und an 
jedem vom Versicherungsamt für einen Stimm­
bezirk als Wahltag bestimmten Werktag (§ 11 
Abs. 10 Satz 3 des Selbstverwaltungsgesetzes) 
allgemein von 9 bis 17 Uhr. Das Versicherungs­
amt soll für einen Stimmbezirk eine andere Re­
gelung treffen, wenn besondere Gründe dies 
erfordern. 

(2) In Betrieben mit einer Betriebskranken­
kasse dauert die Wahl an jedem Wahltag vom 
Beginn bis zum Ende der betriebsüblichen Ar­
beitszeit. Mit Zustimmung des Wahlausschusses 
der Betriebskrankenkasse kann der Vorsitzende 
der Wahlleitung die Wahlhandlung für geschlos­
sen erklären, sobald alle wahlberechtigten Be­
triebsangehörigen ihre Stimme abgegeben 
haben." 
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16. In § 27 Abs. 2 werden die Worte „und in den 
Wahlumschlag legen" gestrichen. 

17. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 werden die Worte „legt ihn in 
den Wahlumschlag" durch die Worte „faltet 
ihn" ersetzt. 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

,, (5) Sobald der Wähler den Stimmzettel 
gekennzeichnet und gefaltet hat, begibt er 
sich wieder an den Tisch der Wahlleitung 
und legt den gefalteten Stimmzettel in die 
Wahlurne." 

18. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 3 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„im Zweifel ist der Wahlbrief als rechtzeitig 
abgesandt anzusehen." 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

,,Ein nicht durch die Post übersandter Wahl­
brief gilt als rechtzeitig abgesandt, wenn er 
am Tage nach dem Wahlsonntag bis zum ge­
wöhnlichen Zeitpunkt der ersten Postzustel­
lung beim Wahlausschuß, einer Geschäfts­
stelle des Wahlausschusses oder einem Ver­
sicherungsamt eingeht." 

c) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort 
,,Wahlausschuß" die Worte „oder einer Ge­
schäftsstelle des Wahlausschusses" einge­
fügt. 

19. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,, (1) Wer brieflich wählen will, erhält auf 
Antrag von der Stelle, die ihm den Wahl­
ausweis ausstellt, den Wahlumschlag und 
den Wahlbriefumschlag (§ 22 Abs. 4). Der 
Antrag auf Aushändigung dieser Umschläge 
kann mit einem Antrag auf Ausstellung des 
Wahlausweises verbunden werden." 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Wahlausschusses" die Worte „oder einer 
Geschäftsstelle des Wahlausschusses" einge­
fügt. 

c) In Absatz 3 werden die Klammern und die 
von ihnen umschlossenen Paragraphen­
bezeichnungen gestrichen und die Worte 
„dem Wahlausschuß" durch die Worte „der 
auf dem Wahlbriefumschlag bezeichneten 
Stelle" ersetzt. 

20. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Der Wahlausschuß prüft die Wahl­
briefe selbst oder durch Beauftragte, die zur 
unparteiischen Wahrnehmung ihrer Oblie­
genheiten und zur Verschwiegenheit zu ver­
pflichten sind; Geschäftsstellen des Wahlaus­
schusses haben zwei vom Versicherungsamt 
auszuwählende Wahlberechtigte zur Prüfung 
zuzuziehen." 

b) In Absatz 2 wird Satz 1 gestrichen. 

Die bisherigen Sätze 2 und 3 erhalten fol­
gende Fassung: 
„ Wird die Stimmabgabe schon auf Grund der 
Prüfung des Wahlbriefumschlags, des Wahl­
ausweises und des noch ungeöffneten Wahl­
umschlags für ungültig erklärt, so ist der 
ungeöffnete Wahlumschlag mit dem Vermerk 
,ungültig' zu versehen. Der Vermerk ist von 
einem Mitglied des Wahlausschusses oder, 
falls die Prüfung bei einer Geschäftsstelle des 
Wahlausschusses vorgenommen wird, von 
einem Beauftragten des Wahlausschusses zu 
unterschreiben." 

21. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
,, (2) Zunächst werden die Stimmzettel der 

Wahlurne entnommen und noch gefaltet ge­
zählt. Sodann wird die Zahl der einbehaltenen 
Wahlausweise festgestellt und mit der Zahl 
der Stimmzettel verglichen. Stimmen die Zah­
len der Wahlausweise mit der Zahl der 
Stimmzettel nicht überein, so ist dies in der 
Wahlniederschrift anzugeben und, soweit 
möglich, zu erläutern." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
,, (3) Sind bei einer Wahlleitung für die 

Wählergruppe eines Versicherungsträgers 
nicht mehr als zehn Stimmzettel abgegeben 
worden, so unterbleiben insoweit weitere 
Ermittlungen, nachdem die Zahl der einbe­
haltenen Wahlausweise mit der Zahl der 
gefalteten Stimmzettel verglichen worden ist. 
Die weitere Behandlung obliegt den nach 
Absatz 6 zuständigen Stellen." 

c) In Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Wahlergebnisses" die Worte ,, , spätestens 
jedoch am Tage nach dem Wahlsonntag," 
eingefügt und das Wort „Wahlumschläge" 
sowie das darauf folgende Komma gestrichen. 

d) In Absatz 7 Satz 3 werden nach dem Wort 
„Niederschriften" die Worte „spätestens am 
fünften Tage nach dem Wahlsonntag" ein­
gefügt. 

22. § 38 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden die Buchstaben a und b 

gestrichen; die bisherigen Buchstaben c, d, e, 
f und g werden Buchstaben a, b, c, d und e; 
im bisherigen Buchstaben f wird das Wort 
,, vorgeschlagenen" durch das Wort „ zugelas­
senen" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird Absatz 2; die Buchstaben b 
und d erhalten folgende Fassung: 
„b) der Wahlumschlag mit einem besonderen 

Merkmal versehen ist,"; 
„d) der Wahlumschlag leer ist oder mehr als 

einen Stimmzettel enthält, soweit es sich 
nicht um Stimmzettel für Arbeitgeber 
mit mehrfachem Stimmrecht handelt." 

d) Absatz 4 wird Absatz 3. 
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23. § 39 wird wie folgt gectndert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,Der Wahlausschuß ermittelt das Wahlergeb­
nis unverzüglich, schließt seine Ermittlungen 
aber frühestens am fünften Tage nach dem 
Wahlsonntag ab." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,, (4) Die Niederschrift über die Ermittlung 
des Wahlergebnisses muß, getrennt nach 
Wählergruppen, enthalten 

a) die Zahl der insgesamt abgegebe­
nen Stimmen, 

b) die Zahl der insgesamt brieflich 
abgegebenen Stimmen, 

c) die Zahl -der gültigen Stimmen, 
d) die Zahl der brieflich abgegebenen 

gültigen Stimmen, 

e) die Zahl der für jede Vorschlags­
liste abgegebenen gültigen Stim­
men, 

f) die berechneten Höchstzahlen und 
ihre Verteilung auf die Vorschlags­
listen, 

g) die Zahl der auf die einzelnen Vor­
schlagslisten entfallenden Sitze, 

h) die Namen der Gewählten und 
ihrer Stellvertreter in der nach den 
Höchstzahlen geordneten Reihen­
folge. 

In der Nierforschrift soll nach Möglichkeit 
auch die Zahl der Wahl berechtigten angege­
ben werden. Uber das Ergebnis einer Wahl 
ohne Wahlhandlung ist eine besondere Nie­
derschrift zu fertigen." 

24. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird gestrichen; die bisherigen Ab­
sätze 2 und 3 werden Absätze 1 und 2. 

b) Der bisherige Absatz 2 erhält folgende Fas­
sung: 

,, (2) Der Wahlausschuß gibt den Listenver­
tretern das Wahlergebnis durch eingeschrie-. 
benen Brief bekannt. Dabei sind getrennt 
nach Wählergruppen anzugeben · 

a) die Gesamtzahl der abgegebenen 
Stimmen, 

b) die Zahl der ungültigen Stimmen, 

c) die Zahl der für jede Vorschlags­
liste abgegebenen gültigen Stim­
men, 

d) die Zahl der auf jede Vorschlags­
liste entfallenen Sitze und 

e) die Namen der gewählten Be­
werber." 

25. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt; danach werden folgende 
Worte angefügt: 

„ bei Versicherungsträgern, für die keine 
Wahlhandlung stattfindet, frühestens am Tage 
nach dem Wahlsonntag. 11 

b) De_m Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 
,,Andere Punkte darf die neugewählte Ver­
treterversammlung erst im Anschluß an die 
Wahl des Vorstandes behandeln; tritt sie 
schon vor dem l. Juli des Wahljahres zu­
sammen, so darf sie außer den Vorsitzenden 
der Vertreterversammlung und dem Vorstand 
nur noch die Versichertenältesten und Ver­
trauensmänner wählen. 11 

26. Dem § 43 Abs. 3 werden folgende .Sätze ange­
fügt: 

„In den Vorschlagslisten sind ein Listenvertreter 
und mindestens ein Stellvertreter zu benennen. 
Vorschlagslisten, die diesen Anforderungen nicht 
entsprechen, sind ungültig. Im übrigen gilt § 11 
entsprechend." 

27. In § 44 Abs. 1 Halbsatz 2 werden die Worte 
,,acht Tagen" durch die Worte „zwei Wochen" 
ersetzt 

28. Nach § 45 wird folgender Abschnitt eingefügt: 

„DRITTER ABSCHNITT 

Wahl von Versichertenältesten 
und Vertrauensmännern 

§ 45 a 

Vorschriften für Wahlen 
durch die Versicherten und die Arbeitgeber 

Für die Wahlen von Versichertenältesten 
durch die Versicherten und die Rentenberechtig­
ten und die Wahlen von Vertrauensmännern 
durch die Arbeitgeber gelten die Vorschriften 
der §§ 8 bis 38 entsprechend. Zur Anpassung an 
die besonderen Verhältnisse der einzelnen Ver­
sicherungsträger trifft der Bundeswahlbeauf­
tragte insbesondere Bestimmungen über den 
Wahlausweis und den Stimmzettel sowie über 
die Ermittlung und Bekanntmachung des Wahl­
ergebnisses. 

§ 45 b 

Vorschriften für Wahlen 
durch die Vertreterversammlung 

(1) Soweit die Satzung nichts anderes be'­
stimmt, muß die Wahl von Versichertenältesten 
und Vertrauensmännern bis zum 15. Oktober des 
Wahljahres stattfinden. 

(2) Auf Antrag eines Versicherungsträgers 
kann der Bundeswahlbeauftragte Bestimmungen 
über die Durchführung der Wahl und die Ermitt­
lung des Wahlergebnisses treffen." 

29. § 49 erhält folgende Fassung: 

,,§ 49 

Listenvertreter 

(1) Der in der Vorschlagsliste benannte Listen­
vertreter übt die ihm nach dem Selbstverwal-
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tungsgesetz und dieser Verordnung zustehenden 
Befugnisse aus. Er oder sein Stellvertreter ist 
insbesondere berechtigt, dem Wahlausschuß 
gegenüber alle die Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Wahl betreffenden Erklärungen abzu­
geben; alle Erklärungen sind schriftlich abzu­
geben 'und eigenhändig zu unterschreiben. 
Vorschriften, nach denen ein Zusammenwirken 
des Listenvertreters und seines Stellvertreters 
erforderlich ist, bleiben unberührt. 

(2) Beschlüsse und sonstige Mitteilungen des 
Wahlausschusses oder des V orslctndes sind dem 
Listenvertreter oder, falls dieser nicht erreichbar 
ist, seinem Stellvertreter bekanntzugeben. 

(3) Ist in einer Vorschlagsliste kein Listenver­
treter benannt, so gilt der erste Unterzeichner 
der Liste als Listenvertreter; die übrigen Unter­
zeichner der Liste gelten in der Reihenfolge 
ihrer Unterschriften als Stellvertreter. 

(4) Nimmt ein Listenvertreter die Wahl in den 
Vorstand an, scheidet er als Listenvertreter aus. 
Entsprechendes gilt für einen Stellvertreter. 

(5) Solange ein ausgeschiedener Listenvertre­
ter oder sein ausgeschiedener Stellvertreter 
nicht nach Absatz 6 ersetzt ist, tritt an seine 
Stelle der jeweils nächste Unterzeichner der 
Liste. 

(6) Der in der Vorschlagsliste benannte Listen­
vertreter und sein Stellvertreter können jeder­
zeit durch andere Personen ersetzt werden. Dazu 
bedarf es einer Erklärung, die für Listen vor­
schlagsberechtigter Personenvereinigungen und 
Verbände von mindestens zwei zur Vertretung 
berechtigten Personen, bei freien Vorschlags­
listen von mehr als der Hälfte der Unterzeichner 
eigenhändig unterschrieben sein muß. Die Erklä­
rung wird in dem Zeitpunkt wirksam, in dem sie 
dem Wahlausschuß oder dem Vorstand zugeht." 

30. § 50 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) In der Vorschlagsliste dürfen höchstens 
so viele Bewerber benannt werden, wie in der 
Sprengelwahlgruppe Alteste zu wählen sind, 
sowie für jeden als Altesten benannten Bewer­
ber zwei Stellvertreter. Daneben sind jedoch 
Vorschläge zur Besetzung freiwerdender Stellen 
(§ 4 d Abs. 2 Satz 1 und § 4 b Abs. 1 Satz 3 des 
Selbstverwaltungsgesetzes) zulässig." 

31. Nach § 51 wird folgender § 51 a eingefügt: 

,,§ 51 a 

Listenzusammenlegung 

(1) Die Erklärung, daß mehrere Vorschlags­
listen zusammengelegt werden sollen (Listen­
zusammenlegurig - § 4 Abs. 1 Satz 6 des Selbst­
verwaltungsgesetzes), kann von den Listenver­
tretern der Listen, die zusammengelegt werden 
sollen, nur gemeinsam abgegeben werden. Sie 
muß spätestens in der Sitzung abgegeben wer­
den, in der über die Zulassung der Vorschlags­
listen entschieden wird (§ 16 Abs. 1). 

(2) Durch die Zusammenlegung werden die 
Vorschlagslisten zu ein.er Vorschlagsliste. 

(3) Aus der Erklärung über die Zusammen­
legung der Vorschlagslisten müssen das Kenn­
wort der einheitlichen Vorschlagsliste, die 
Namen ihres Listenvertreters und mindestens 
eines Stellvertreters sowie die Reihenfolge der 
Bewerber ersichtlich sein. Die Vorschlagsliste in 
der sich durch die Zusammenlegung ergebenden 
Fassung ist in drei Stücken beizufügen oder 
innerhalb einer vom Wahlausschuß zu bestim­
menden Frist einzureichen. An die Stelle der 
Unterschriften der in § 48 Abs. 2 bezeichneten 
Personen oder der Unterzeichner freier Vor­
schlagslisten treten die Unterschriften der betei­
ligten Listenvertreter." 

32. In § 52 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte .zu Be­
ginn" durch das Wort „in" ersetzt. 

33. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Der Wahlausschuß vermerkt auf den 
Vorschlagslisten den Tag des Eingangs und 
bezeichnet sie getrennt nach Sprengelwahl­
gruppen in der Reihenfolge ihres Eingangs 
mit Ordnungsnummern. Gehen mehrere Vor­
schlagslisten am selben Tag ein, so entschei­
det über die Ordnungsnummer, die eine Liste 
erhält, das Los. Die Lose werden von den 
Listenvertretern in Gegenwart des Vorsitzen­
den des Wahlausschusses gezogen; für nicht 
erschienene Listenvertreter zieht der Vor­
sitzende des Wahlausschusses das Los." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,. (2) Der Wahlausschuß prüft die Vor­
schlagslisten in der Reihenfolge der Ord­
nungsnummern. Ob die Voraussetzungen der 
Wählbarkeit in der Person eines Bewerbers 
vorliegen, ist nur zu prüfen, wenn ein beson­
derer Anlaß dazu besteht." 

34. § 54 wird wie folgt geänd1:rt: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Wahlausschuß entscheidet bis zum 
neunundzwanzigsten Tage vor dem Wahl­
sonntag in einer Sitzung über die Zulassung 
sämtlicher Vorschlagslisten, Listenzusammen­
legungen und Listenverbindungen sowie über 
die Reihenfolge, in der die zugelassenen 
Listen auf dem Stimmzettel aufgeführt 
werden." 

b) In Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a werden nach 
der zweiten Klammer die Worte „oder unter 
einer Bedingung" eingefügt. 

c) In Absatz 2 werden nach Satz 1 folgende 
Sätze eingefügt: 
,.Der Wahlausschuß hat Vorschlagslisten zu­
rückzuweisen, die ungültig sind oder den 
Anforderungen nicht entsprechen, die durch 
das Selbstverwaltungsgesetz und diese Ver­
ordnung aufgestellt sind, es sei denn, daß in 
diesen Vorschriften etwas anderes bestimmt 
ist. Uber die Zulassung einer zurückgenom­
menen Vorschlagsliste entscheidet der Wahl-
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ausschuß nur auf Antrag. Listenzusammen­
legungen oder Listenverbindungen hat der 
Wahlausschuß zurückzuweisen, wenn die in 
§ 51 a oder § 52 bezeichneten Voraussetzun­
gen nicht vorliegen." 

d) In Absalz 3 wird nach dem Buchstaben c fol­
gender neuer Buchstabe d eingefügt: 

„ d) in welcher Reihenfolge die zugelassenen 
Vorschlagslisten auf dem Stimmzettel 
aufgeführt werden,". 

Der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe e. 

e) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,, (4) Findet eine Wahlhandlung statt, so 
Leilt der Wahlausschuß dies auch dem zustän­
digen Wahlbeauftragten mit; der Mitteilung 
ist eine Abschrift für den Bundeswahlbeauf­
tragten beizufügen." 

35. Dem § 55 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,, (3) Die Auslegung kann unterbleiben, wenn 
keine Wahlhandlung stattfindet." 

36. Dem § 57 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,, (3) Der Wahlausschuß veranlaßt, daß die 
Wahlbekanntmachung in allen knappschaftlich 
versicherten Betrieben ausgehängt wird. Soweit 
in einem Ältestensprengel oder in Teilen eines 
Ältestensprengels nur brieflich gewählt wird 
(§ 73 Abs. 1 Satz 2), sind Auszüge aus der Wahl­
bekanntmachung in der Tagespresse zu ver­
öffentlichen." 

37. § 59 erhält folgende Fassung: 

,,§ 59 

Ausstellung der Wahlausweise 

(1) Die Wahlausweise werden ausgestellt und 
ausgehändigt oder übermittelt 

a) von dem Arbeitgeber, bei dem der 
Wahlberechtigte am Tage der Wahlan­
kündigung beschäftigt war, 

b) auf Antrag von der Knappschaft für die 
übrigen Wahlberechtigten. 

(2) Soweit Wahlausweise nur auf Antrag aus­
gestellt werden, haben die Antragsteller ihre 
Wahlberechtigung glaubhaft zu machen. 

(3) Der Bundeswahlbeauftragte macht späte­
stens am Tage der Wahlankündigung bekannt, 
in welchen Fällen Wahlberechtigte einen Antrag 
auf Ausstellung des Wahlausweises stellen 
müssen, und bestimmt dazu das Nähere." 

38. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) Der Dberschrift werden nach dem Wort 
„Wahlbriefumschlag" die v\7orte „für die 
Briefwahl" angefügt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Auf den Stimmzetteln sind die Vor­
schlagslisten in der Reihenfolge aufzuführen, 
die alle Listenvertreter durch gemeinsame 

schriftliche Erklärung gegenüber dem Wahl­
ausschuß bezeichnet haben; die sich danach 
ergebende Listennummer bleibt auch maß­
gebend, falls eine der beteiligten Listen nicht 
zugelassen wird. Haben die Listenvertreter 
eine Erklärung nicht abgegeben, so ist, wenn 
bei der letzten vorhergehenden Wahl meh· 
rere Listen zugelassen waren, für die Reihen­
folge in erster Linie die Zahl der Stimmen 
maßgebend, die jede Liste bei der vorher 
gehenden Wahl erhalten hat; bei gleiche1 
Stimmenzahl entscheidet die Ordnungsnum­
mer (§ 53 Abs. 1). Nach der Ordnungsnummer 
bestimmt sich auch die Reihenfolge der 
Listen, die bei der vorhergehenden Wahl 
nicht beteiligt waren. Wenn bei der vorher­
gehenden Wahl nur eine Liste zugelassen 
war, so erhält die entsprechende Liste die 
Nummer 1; die Reihenfolge anderer Listen 
bestimmt sich auch in diesem Falle nach der 
Ordnungsnummer." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,, (3) Bei der Briefwahl werden amtliche 
Wahlumschläge nach dem Muster der An­
lage 8 und amtliche Wahlbriefumschläge nach 
dem Muster der Anlage 9 verwendet. Der 
Wahlumschlag ist zur Aufnahme des Stimm­
zettels, der Wahlbriefumschlag zur Aufnahme 
des Wahlumschlags, in dem sich der Stimm­
zettel befindet, und des Wahlausweises be­
stimmt." 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
,, (4) Das Nähere über die Wahlausweise, 

die Stimmzettel, die Wahlumschläge und die 
Wahlbriefumschläge bestimmt der Bundes­
wahlbeauftragte." 

39. § 61 erhält folgende Fassung: 

,,§ 61 

Wahlbezirk 

Jede Sprengelwahlgruppe bildet einen Wahl­
bezirk." 

40. § 62 erhält folgende Fassung: 

,,§ 62 

Stimmbezirk 

(1) Jeder Ältestensprengel bildet einen Stimm­
bezirk. 

(2) Der Wähler kann seine Stimme nur in dem 
Ältestensprengel persönlich abgeben, in dem er 
seinen Wohnsitz hat." 

41. In § 65 Abs. 2 werden die Worte „und in den 
Wahlumschlag legen" gestrichen. 

42. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „und 
einen Wahlumschlag" gestrichen. 

b) In Absatz 4 werden die Worte „legt ihn in 
den Wahlumschlag" durch die Worte „faltet 
ihn" ersetzt. 
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c) Absalz 5 erhält folgende Fassung: 

,, (5) Sobald der Wühler den Slimmzettel 
gekennzeichnel und gefaltet hat, begibt er 
sich wieder an den Tisch der Wahlleitung 
und legt den gefollel.en Stimmzettel in die 
Wahlurne." 

43. § 73 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fussung: 

,, (1) Wer verhindert isl, seine Stimme in 
seinem Ältestensprengel persönlich abzu­
geben, kann brieflich wählen. Der Wahlaus­
schuß kann bes limmen, daß in einzelnen 
Ältestensprengeln oder in Teilen eines Älte­
stensprengels nur brieflich gewählt wird." 

b) In Absatz 2 Satz 3 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„im Zweifel ist der Wahlbrief als rechtzeitig 
abgesandt anzusehen." 

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

,,Ein nicht durch die Post übersandter Wahl­
brief gilt als rechtzeitig abgesandt, wenn er 
am Tage nach dem Wahlsonntag bis zum 
gewöhnlichen Zeitpunkt der ersten Postzu­
stellung beim Wahlausschuß eingeht." 

44. § 74 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird in der Klammer die 
Zahl „4" durch die Zahl „3" ersetzt. 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Bestimmt der Wahlausschuß, daß in einem 
Ältestensprengel oder in Teilen eines Älte­
stensprengels nur brieflich gewählt wird 
(§ 73 Abs. 1 Satz 2), so gibt er das bekannt." 

c) In Absatz 3 werden die Klammern und die 
von ihnen umschlossenen Paragraphen­
bezeichnungen gestrichen. 

45. § 75 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Der Wahlausschuß leitet die Wahl­
briefe der Wahlleitung der zuständigen 
Sprengelwahlgruppe zu. Muß der Wahlbrief 
geöffnet werden, damit an Hand des Wahl­
ausweises die Sprengelwahlgruppe festge­
stellt werden kann, so ist auf dem Wahlbrief­
umschlag zu vermerken: ,Vom Wahlausschuß 
geöffnet'." 

b) In Absatz 2 erhäll Satz 1 folgende Fassung: 

„Die Wahlleitung der Sprengelwahlgruppe 
ordnet die Wahlbriefe nach Ältestenspren­
geln und behandelt sie für jeden Ältesten­
sprengel gesondert; das gilt auch für die 
Ermittlung des Wahlergebnisses ( § 78)." 

46. § 76 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,, (2) Zunächst werden die Stimmzettel der 
Wahlurne entnommen und noch gefaltet gezählt. 
Sodann wird die Zahl der einbehaltenen Wahl-

ausweise und der in der Abstimmungsliste ver­
zeichneten Stimmabgaben festgestellt und mit 
der Zahl der Stimmzettel verglichen. Stimmen 
die Zahlen der Wahlausweise und der in der 
Abstimmungsliste verzeichneten Stimmabgaben 
mit der Zahl der Stimmzettel nicht überein, so 
ist dies in der Wahlniederschrift anzugeben und, 
soweit möglich, zu erläutern." 

47. § 77 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Buchstaben a und b 
gestrichen; die bisherigen Buchstaben c, d, e, 
f und g werden Buchstaben a, b, c, d und e; 
im bisherigen Buchstaben f wird das Wort 
,,vorgeschlagenen" durch das Wort „zugelas­
senen" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird Absatz 2; die Buchstaben b 
und d erhalten folgende Fassung: 
„b) der Wahlumschlag mit einem besonderen 

Merkmal versehen ist,"; 

„d) der Wahlumschlag leer ist oder mehr als 
einen Stimmzettel enthält." 

d) Absatz 4 wird Absatz 3. 

48. § 78 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,, (1) Die Wahlleitungen der Sprengelwahl­
gruppen ermitteln das Wahlergebnis unver­
züglich, schließen ihre Ermittlungen aber 
frühestens am fünften Tage nach dem Wahl­
sonntag ab." 

b) In Absatz 2 wird in der zweiten Klammer 
nach der Zahl „ 1" eingefügt „ und 2". 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,, (4) Die Ältestensprengel werden in der 
Reihenfolge der auf die einzelnen Vor­
schlagslisten entfallenden Höchstzahlen ver­
teilt. Dabei besetzt jede in dieser Reihenfolge 
zu berücksichtigende Vorschlagsliste, solange 
noch mehrere Sprengel zu verteilen sind, den 
Sprengel, in dem sie den höchsten Stimmen­
anteil erzielt hat. Hat sie in mehreren Spren­
geln den gleichen Stimmenanteil erzielt, so 
entscheidet das vom Vorsitzenden der Wahl­
leitung der Sprengelwahlgruppe zu ziehende 
Los darüber, welchen Sprengel die Liste be­
setzt. Enthält eine Vorschlagsliste für den 
danach zuzuteilenden Sprengel keinen Vor­
schlag, so wird die Höchstzahl gestrichen und 
im Verfahren nach Absatz 3 eine neue 
Höchstzahl ausgesondert; der Stimmenanteil, 
den die Vorschlagsliste in diesem Sprengel 
erzielt hat, ist im weiteren Verteilungsver­
fahren nicht mehr zu berücksichtigen." 

d) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

,, (5) Die Niederschrift über die Ermittlung 
des Wahlergebnisses muß enthalten 

a) die Zahl der in jedem Ältesten­
sprengel insgesamt abgegebenen 
Stimmen, 
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b) die Zahl der für jeden Ältesten­
sprengel insgesamt brieflich abge­
gebenen Stimmen, 

c) die Zahl der gültigen Stimmen in 
jedem Ältestensprengel, 

d) die Zahl der brieflich abgegebenen 
gültigen Stimmen, 

e) die Zahl der für jede Vorschlags­
liste abgegebenen gültigen Stim­
men, 

f) die berechneten Höchstzahlen und 
ihre Verteilung auf die Vor­
schlagslisten, 

g) die Zahl der auf die einzelnen 
Vorschlagslisten entfallenden Stel­
len, 

h) die Namen der Gewählten und 
ihrer Stellvertreter in der sich aus 
Absatz 4 ergebenden Reihenfolge. 

In der Niederschrift soll nach Möglichkeit 
auch die Zahl der Wahlberechtigten in jedem 
Ältestensprengel angegeben werden. 11 

49. In § 79 Abs. 2 Satz 2 Buchstabe c werden nach 
dem Komma folgende Worte eingefügt: 

,, getrennt nach Ältestensprengeln, 11
• 

50. § 84 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,, (1) Der Name eines als Mitglied benann­
ten Bewerbers ist in der Vorschlagsliste auch 
zu streichen, wenn für ihn nicht zwei Stell­
vertreter benannt sind." 

b) In Absatz 2 wird nach dem Buchstaben c fol­
gender neuer Buchstabe d eingefügt: 

„d) in welcher Reihenfolge die zugelassenen 
Vorschlagslisten auf dem Stimmzettel 
aufgeführt werden." 

Der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe e. 

51. § 87 wird wie folgt geändert: 

a) Die Uberschrift erhält folgende Fassung: 

„Form und Inhalt der Wahlausweise 
und der Stimmzettel". 

b) Die Absätze 4 und 5 werden gestrichen. 

52. § 88 erhält folgende Fassung: 

,,§ 88 

Wahlbezirk und Stimmbezirk 

Wahlbezirk für die Wahl der Mitglieder der 
Vertreterversammlung ist der Zuständigkeits­
bereich der Knappschaft. Der Wahlbezirk ist zu­
gleich Stimmbezirk." 

53. § 91 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

,, (2) Bei der Briefwahl ist die Stimmabgabe 
abweichend von § 77 Abs. 2 Buchstabe d nicht 
ungültig, wenn ein Wahlumschlag mehrere 
Stimmzettel enthält und es sich dabei um 

Stimmzettel für Arbeitgeber mit mehrfachem 
Stimmrecht handelt." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

54. § 92 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird gestrichen; die bisherigen Ab­
sätze 2 und 3 werden Absätze 1 und 2. 

b) Der bisherige Absatz 2 erhält folgende Fas­
sung: 

,,(2) Der Wahlausschuß gibt den Listenver­
tretern das Wahlergebnis durch eingeschrie­
benen Brief bekannt. Dabei sind, getrennt 
nach Wählergruppen, anzugeben 

a) die Gesamtzahl der abgegebenen 
Stimmen, 

b) die Zahl der ungültigen Stimmen, 
c) die Zahl der für jede Vorschlags­

liste abgegebenen gültigen Stim­
men, 

d) die Zahl der auf jede Vorschlags­
liste entfallenen Sitze und 

e) die Namen der gewählten Bewer­
ber." 

55. § 93 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt; danach werden folgende Worte an­
gefügt: 
,, bei Knappschaften, für die keine Wahlhand­
lung stattfindet, frühestens am Tage nach dem 
Wahlsonntag." 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 
,,Andere Punkte darf die neugewählte Ver­
treterversammlung in einer Sitzung, die vor 
dem 1. Juli des Wahljahres stattfindet, nicht 
behandeln und in einer später stattfindenden 
Sitzung erst im Anschluß an die Wahl des 
Vorstandes." 

56. Dem § 95 Abs. 3 werden folgende Sätze angefügt: 

„ In den Vorschlagslisten sind ein Listenvertreter 
und mindestens ein Stellvertreter zu benennen. 
Vorschlagslisten, die diesen Anforderungen nicht 
entsprechen, sind ungültig. Im übrigen gilt § 49 
entsprechend." 

57. In § 96 Abs. 1 wird der Punkt nach Satz 1 durch 
ein Semikolon ersetzt und danach statt des bis­
herigen Satzes 2 folgender Halbsatz angefügt: 

„ sie muß innerhalb von zwei Wochen nach der 
Wahl des Vorstandes stattfinden." 

58. In § 101 Abs. 1 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und danach folgender Halb­
satz angefügt: 

,, bei Fristversäumnis kann der Bundeswahlbe­
auftragte Nachsicht gewähren." 

59. In § 104 Abs. 2 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und danach folgender Halb­
satz angefügt: 
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,,er kann sich bei der Verteilung auch der Ver­
sicherungsämter bedienen." 

60. § 107 wird wie folgt ~Jeänderl: 

a) In der Ubcrschrift werden die Worte „Wie­
derholungswahlen und" gestrichen. 

b) In Absatz 1 Salz 1 wird nc1ch dem Wort 
,,gelten" dcts Worl „inshesondcre" eingefügt. 

c) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

,,Bei Wahlen in besondt:ren Fällen, die aus­
schließlich für landesunrni l tel bare Versiche­
rungsträger stattfinden, tritt der Landeswahl­
beauftragte an die Stelle des Bundeswahl­
beauftraglen." 

d) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

,,Der Bundeswahlbeauftragte kann bestim­
men, daß bei Wiederholungswahlen für bun­
desunmittelbarc Versicherungsträger nur 
brieflich gewählt wird; das gilt nicht für 
Betriebskrankenkassen und Knappschaften." 

61. § 110 wird gestrichen. 

62. Die Anlage 1 (zu § 10) erhält die aus der An­
lage 1 zu dieser Vc~rordnung ersichtliche Fassung. 

Bonn, den 23. Februar 1962 

63. Die Anlage 3 (zu § 48) erhält die aus der An­
lage 2 zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung. 

64. Es wird eine Anlage 8 (zu § 22 Abs. 4, § 60 
Abs. 3) in der aus der Anlage 3 zu dieser Ver­
ordnung ersichtlichen Fassung angefügt. 

65. Es wird eine Anlage 9 (zu § 22 Abs. 4, § 60 
Abs. 3) in der aus der Anlage 4 zu dieser Ver­
ordnung ersichtlichen Fassung angefügt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber­
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz­
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 17 a des Selbstver­
waltungsgesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord­
nung wird ermächtigt, den Wortlaut der Wahlord­
nung für die Sozialversicherung unter Berücksichti­
gung der Änderungen durch diese Verordnung neu 
bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlauts und der Paragraphenfolge zu beseitigen. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
Blank 

Anlagen umstehend 
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Ordnunusn u tnm()r: 

(vom 'Nctllli111ssc·Ji11fl c:inz11lrcigen) 

An den 

Wahlausschuß 

in 

Anlage 1 
(zu Artikel 1 Nr. 62) 

Kennwort: 

Listenvertreter: 

(Name, Vorname, Wohnort, Wohnung, Fernruf) 

1. Stellvertreter: 

(Name, Vorname, Wohnort, Wohnung, Fernruf) 

2. Stellvertreter: 

(Name, Vorname, Wohnort, Wohnung, Fernruf) 

3. 

4. 

(Bezeichnung des Versicherungsträgers) 

(Anschrift) 

Vorschlagsliste 

Anlage 1 
(zu § 10) 

.......... 1) 

................................................................................... 3) 
(Bezeichnung der Personenvereinigung oder des Verbandes) 

für die Wahl zur Vertreterversammlung des 2) / der 2) 

(Bezeichnung des Versicherungsträgers) 
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.Für die Gruppe der Versicherten 2)/versicherten Arbeitnehmer 2)/ Arbeitgeber 2)/Selbständigen 
ohne fremde Arbeitskräfte 2) werden vorgeschlagen 

Teil t 

als Mitglieder unci Stellvertreter: 4) 

Lfd. Nr. 
Mitglied Name 

a) erster (hr,i Frnucn 
Geburtstag Wohnort Voraussetzungen Beruf Stellvertrn Ler illlCh c:cburl.sndfll(') 
Geburtsort Wohnung der Wählbarkeit 5) 

b) zweiter Vorndme 

S tel1 ver tre Ler 

1 
1 

2 
1 

3 
1 

4 
1 

5 
1 

6 

1 

1 a 

lb 

2 

2a 

2b 

3 

3a 

3b 

4 

4a 

4b 

Fortsetzung auf Einlageblättern 

95 
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Teil 2 

als Bewerber zur Beset:,,.ung von Stellen nach § 4 b Abs. 1 Satz 3 
des Selbstverwaltungsgesetzes: 6) 

für die Stelle Name 
Geburtstag der JJd. Nr. (lwi Prauen Beruf des Teils 1 ,111,'11 Ceburlsll illll('.) 
Geburtsort 

der Liste Vorname 

l 
1 

2 1 3 1 4 

1 

1 a 

lb 

2 

2a 

2b 

3 

3a 

3b 

Die Liste umfaßt insgesamt .............................. 7) Blätter. 

Wohnort 

Wohnung 

1 5 

Erk:IJrungen der Bewerber, daß sie ihrer Aufstellung zustimmen, sind beigefügt. 

Voraussetzungen 
der Wählbarkeit 5) 

1 
6 

i 

Es wird ausdrücklich bestätigt, daß die Voraussetzungen der Wählbarkeit aller Bewerber geprüft 
.worden sind und zwar, soweit erforderlich, an Hand von Unterlagen. Die Prüfung hat ergeben, daß 
die Voraussetzungen der \tVählbarkeit in der Person jedes Bewerbers vorliegen . 

.. , den 

(Unlerschriflen der zur Vertretung der Personenvereinigung oder des 
Verbnndes berecb tigLen Personen) 



Lfd. 
Nr. 

1 
1 

1 

2 

3 

4 

5 
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Listenunterzeichner 8) 

Name 
(bei Frauen Geburtstag \Vohnort Voraussetzungen Unterschrift auch Geburtsnctme) Beruf der Wahlberechtigung 9) 

Vorname Geburtsort Wohnung 

2 
1 

3 
1 

4 
1 

5 
1 

6 1 
7 

Weitere Unterschriften auf den beigefügten ................ 7) Blättern 

Anmerkungen: 

1) Als Kennwort ist bei Vorschlagslisten, die von nach § 4 Abs. 1 des Selbstverwaltungsgesetzes vor­
schlagsberechtigten Personenvereinigungen oder Verbänden eingereicht werden, der Name der 
Personenvereinigung oder des Verbandes, bei Vorschlagslisten nach § 4 Abs. 1 Sätze 9 und 10 des 
Selbstverwaltungsgesetzes (freie Vorschlagslisten) der Familienname des Listenvertreters einzu­
setzen. Es können auch die Namen mehrerer Personenvereinigungen oder Verbände und bei freien 
Vorschlagslisten außer dem Familiennamen des Listenvertreters auch die Familiennamen von 
Listenunterzeichnern eingesetzt werden, insgesamt jedoch nicht mehr als fünf Familiennamen. 

fJ Nichtzutreffendes ist zu streichen. 
3) Bleibt bei freien Vorschlagslisten leer. 
4) In der Vorschlagsliste dürfen höchstens so viele Bewerber benannt werden, wie für die betreffende 

Wählergruppe (§ 2 Abs. 1, 2 und 3 des Selbstverwaltungsgesetzes) Mitglieder zu wählen sind. Für 
jeden als Mitglied benannten Bewerber müssen zwei Stellvertreter benannt werden. Daneben sind 
in Teil 2 der Liste Vorschläge zur Besetzung von Stellen nach § 4 b Abs. 1 Satz 3 des Selbstver­
wallungsgesetzes zulässig. 

5) Erläuterung der im Einzelfall vorliegenden Voraussetzungen nach § 2 Abs. 7 und 8 des Selbst-
verwaltungsgesetzes. 

6) Solche Vorschläge sind zulässig, abe;· nicht vorgeschrieben. 
7) Zahlen einsetzen. 

8) Nur bei freien Vorschlagslisten auszufüllen. 
8) Erläuterung der im Einzelfall vorliegenden Voraussetzungen nach § 4 Ahs. 3 Sätze 2, 3 und 4 und 

Abs. 4 Salz 1 des Selbstverwaltungsgesetzes 

Alle Angaben sind in Maschinenschrifl einzusetzen. Untersehrillen smd eigenhändig zu vollziehen 
und in Maschinenschrift zu wiederholen. 
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Ordnungsnummer: 

(vom Wahlausschul.l cinzul.ra9en) 

An den 

Wahla usschuß 

der 

in 

des 2 ) / der 2 ) 

Kennwort: 

Listenvertreter: 

Anlage 2 
(zu Artikel 1 Nr. 63) 

Anlage 3 
(zu § 48) 

..................................... 1) 

(Name, Vo1narr1e. Wohnort, vVohnung, Fernruf) 

1. S tel1 vertreter: 

(Name, Vorname, Wohnort, Wohnung, Fernruf) 

2. Stellvertreter: 

(Name, Vorname, Wohnort, Wohnung, Fernruf) 

3. 

4. 

...... , ······~···· ..... , .......... ' .......... , ... ········ ········· ······· ........ . 
(Bezeichnung der Knappschaft) 

(Anschri/1) 

Vorschlagsliste 

······························· 3) 
(Bezeichnung der Personenvereinigung oder des Verbandes) 

für die ·wahl der Knappscha ftsältesten der Arbeiter 2) / Angestellten 2) 

bei der ..... 
(Bezeichnun\J der Knappschafl) 

für die Sprengclwahlgruppe 



Teilt 

Knappschafts­
ältester 

2 erster 
Stellvertrel<!r 

3 zweiter 
Stellvertre Ler 

2 

3 

2 

3 

2 

3 

Nr. 7 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 28. Februar 1962 

Als Knappschaftsälteste und Stellvertreter werden vorgeschlagen: 4) 

Name 
(bei Fr,111en 

ütHh Gcburlsnüme) 

Vornmne 

Sprenqel 

Sprengel 

Sprenqel 

Geburtstag 

Geburtsort 
Beruf 

Fortsetzung auf Einlageblättern 

Wohnort 

Wohnung 

Voraussetzungen 
der Wählbarkeit 5) 

99 
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Teil 2 

Zur Besetzung von Stellen nach § 4 d Abs. 2 Satz 1 in Verbindung 
mit § 4 b Abs. 1 Satz 3 des Selbstverwaltungsgesetzes werden vorgeschlagen: 6) 

für die SLelJe 
der lfd. Nr. 

des Teils 1 
der Liste 

2 

3 

2 

3 

Nmrie 
(hci Frauen 

au<h c:cburLmanw) 

Vonrnrne 

Sprenqel 

Sprengel 

Geburtstag 

Geburtsort 
Beruf 

4 

Wohnort 

Wohnung 

Voraussetzungen 
der Wählbarkeit 5) 

Die Liste umfaßt insgesamt ................................ 7) Blätter. 

Erklärungen der Bewerber, daß sie ihrer Aufstellung zustimmen, sind beigefügt. 

Es wird ausdrücklich bestätigt, daß die Voraussetzungen der \i\Tählbarkeit aller Bewerber geprüft 
worden sind und zwar, soweit erforderlich, an Hand von Unterlagen. Die Prüfung hat ergeben, daß 
clie Voraussetzung(m der \i\iJhlbarkeit in der Person jedes Bewerbers vorliegen . 

.... ........ ............ ................................... , den .. .. 

(Unlerschriflen der zur Vertretung der Personenverein.igung oder des 
Verbandes berechtigten Personen) 



Lfd. 
:Nr. 

2 

3 

4 

5 

Un 1 ('.t•;c!.ri 11 
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Nc1111<! 
(l,<'i F, dll<'rl 

il 11• ·/, ( :(•IJll 11 Sild 111(') 

Vornc111H' 

Listenunterzeichner 8) 

C<"burlsliig 

c;cburtsort 
Beruf 

Wolmort 

Wohnung 

Weilen! Un Lcrschrillen auf den beigefüqlen ................................ 7) Blättern 

Anmcrkun9cn: 

Voraussetzungen 
du· Vvahlberecbtigung 9) 

1
) Als Kennwort isl bei Vorschlagslislen, die von nach § 4 Abs. 1 des Selbstverwaltungsgesetzes vor­

schlagsbercdlli~JLcn Person<'nvereinigungen oder Verbänden eingereicht werden, der Name der 
Personenvereinigung oder des Verbandes, bei Vorschlagslisten nach § 4 Abs. 1 Sätze 9 und 10 des 
SelbslverwaHun~Jsgc,sclles {Jrc!ie Vorschlagslisten) der Familienname des Listenvertreters einzu­
setzen. Es körnwn auch die Nanwn mehrerer Persornmvereinigungen oder Verbände und bei freien 
Vorschlagslisten außn dem Familiennamen des Listenvertreters auch die Familiennamen von 
Lislc'nunLerzcicbncrn cinqesclzt werden, insgesamt jedoch nicht mehr als fünf Familiennamen. 

2
) NichlzuLrcffcndcs ist ,.,u strnichen. 

:i) Bleib L bei I rc i c n V cnschlag slis ien leer. 
4

) In der Vorsd1lc1gslislc dürfon höchstens so viele Bewerber benannt werden, wie in der Sprengel­
wahlgruppe Altcsl.c zu wühlen sind, sowie für jeden als AHesten benannten Bewerber zwei Stell­
vcrtrdcr. Danclwn sind Vorschli.ige in Teil 2 df1r Liste zur Besetzung von Stellen nach § 4 d Abs. 2 
Satz 1 in Verbindung miL § 4 b Abs. 1 Sa1z 3 des Selbstverwaltungsgesetzes zulässig. 

5
) Erläulerung der im Einwlfall vorliegenden Voraussetzungen nach § 2 Abs. 7 und 8 des Selbst-

verw al t.un~JS~Jesctzcs. 

fi) Solche VorschlJ\J<' sind zuJ:i~,sig, aber nicht. vorgeoschrieben. 
7) Zahlen einsclzcn. 

H) Nur bei lrcicn Vorschlu~r,lisl.cn auszufüllen. 
0

) Erfautcrun9 dc'r im. Einzelfall vorliegenden Voraussetzungen nach § 4 Abs. 3 Sätze 2, 3 und 4 und 
Abs. 4 S,11.z 1 des Seibslverwaltungsgeseizes. 

Alle Angaben sind in Mc:1schincnschrift einzusetzc!n. Unterschriften sind eigenhändig zu vollziehen 
und in Maschinenschrift zu wiech!rhulen. 
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Anlage 3 
(zu Artikel 1 Nr. 13 und 37) 

Anlage 8 
(zu § 22 Abs. 4, § 60 Abs. 3) 

(Vorrlcrs0ilc des \"lahlnmsrhlags) 

Wahlumschlag 

In diesen Umschlag dürfen Sie 

nur den Stimmzettel einlegen, 

nicht aber den Wahlausweis 

Wenn der vVahlausweis mit dem Stimmzettel noch verbunden ist, müssen 

Sie deshalb den Stimmzettel vorher vom vVahlausweis abtrennen. 

(Rückseile des Wahlumschlags) 

Nur Stimmzettel einlegen! 

Stirnmze ttel vorher kennzeichnen! 

lfier keinen Absender angeben! 

Umschlag fest zukleben! 

Nc1cb dem Vcrsdiließcn diesen Umschlag und den Wahlausweis in den 

:zugehöri9t'n Umschlag mit der Aufschrift „Briefwahl Sozialversicherung" 

slecken, cfor mil Anschrift und Fn:~imarke versehen ist. 
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(Vorderseile' des Wahlbriefumschlaqs) 

Briefwahl Sozialversicherung 

An 

( 

Absender 
(deutl.) 

1) Posl leil.zuhl c:insc,l zm1. 

(Strasse und Hausnummer) 

(Rückseite des Wahlbriefumschlags) 

(Vor- und Zuname, Wohnort, Straße, Hausnummer) 

In diesen Wahlbriefumschlag einlegen 
1. den Wahlausweis 

2. den zugeklebten Wahlumschlag mit dem 
darin befindlichen Stimmzettel; erst dann 
den Wahlbrieimnschlag zukleben 

2) Bcsl.immnnqsorl in de, poslulischr,n Sd11cibweise ilflfJCben, 
3) SdiriflrJröfü, clwil Tcrl.iü (l'ellsch1ill). 

Anlage 4 
(zu Artikel 1 Nr. 13 und 37) 

Anlage 9 
(zu § 22 Abs. 4, § 60 Abs. 3) 

Frei­
marke 



104 Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1962, Teil I 

Bekanntmachung 
der Neufassung der Wahlordnung für die Sozialversicherung 

Vom 23. Februar 1962 

Auf Grund des Artikels 3 der Verordnung zur 
Anderung der Wahlordnung für die Sozialversiche­
rung vorn 23. Februar 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 83) 
wird nachstehend der Wortlaut der Wahlordnung 
für die Sozialversicherung (WO-Sozialvers.) in der 
jetzt geltenden Fassung bekanntgemacht. 

Die Verordnungen sind auf Grund des § 11 des 
Selbstverwaltungsgesetzes in der Fassung vorn 
13. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 427, 600, 664), 
zuletzt geändert durch das Fünfte Gesetz zur Ande­
rung des Selbstverwaltungsgesetzes vorn 15. Februar 
1962 (Bundesgesetzbl. I S. 69), mit Zustimmung des 
Bundesrates erlassen worden. 

Bonn, den 23. Februar 1962 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
Blank 
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ERSTER TfüL 

Wahlorgane: 

§ 1 

Gliederung der WahJoruane 

Wahlor~Jcme sind 

die Wahlbeauflraglen, 

die Wahlausschüsse und 

die Wahlleitungen. 

§ 2 

Wahlbeauftragte 

(1) Wahlbeauftragte sind der Bundeswahlbeauf­
tragte und die Landeswahlbeauftragten (§ 11 Abs. 1 
des Selbstverwaltungsgesetzes). Jeder Wahlbeauf­
tragte hat einen Stellvertreter. 

(2) Die Wahl.beauftragten und ihre Stellvertreter 
werden jeweils mit Wirkung vom 1. Januar des 
Jahres bestellt, in dem allgemeine Wahlen (§ 2 
Abs. 11 des Selbstverwaltungsgesetzes) stattfinden. 
Mit dem Ablauf des 31. Dezember des vorhergehen­
den Jahres endet die Amtsdauer der früher bestell­
ten Wahlbeauftragten und ihrer Stellvertreter. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord­
nung und die obersten Verwaltungsbehörden der 
Länder machen die Namen der von ihnen bestellten 
Wahlbeauftragten und ihrer Stellvertreter sowie die 
Anschrift ihrer Dienststellen öffentlich bekannt. 

(4) Die Wahlbe~mftragten treffen im Rahmen der 
ihnen nach dem Selbstverwaltungsgesetz zustehen­
den Befugnisse alle Maßnahmen, die zur Vorberei­
tung und Durchführung der während ihrer Amts­
dauer stattfindenden Wahlen erforderlich sind. 
Insbesondere erläßt der Bundeswahlbeauftragte 
Richtlinien, die die cinheilliche Durchführung der 
allgemeinen Wahlen sicherstellen. Im Einzelfalle 
können die Wahlbei.lnllrngten auch Regelungen zur 
Anpassung an besondere Verhältnisse treffen. 

§ 3 

Wahlausschüsse 

(1) Der Vorst,and jedes Versicherungsträgers be­
stellt einen Wahlausschuß. Haben Sektionen, Be­
zirksverwaltungen oder Landesgeschäftsstellen einen 
eigenen Vorstand, so bestellt auch dieser einen 
Wahlausschuß. Isl bei einem Versicherungsträger 
kein Vorstand vorhanden, so bestellt die Aufsichts­
behörde den Wahlausschuß. 

(2) Der Wahlausschuß besteht aus dem Vorsitzen­
den und mindestens zwei Beisitzern. Jedes Mitglied 
hat einen Stellvertreter. Bei der Berufung der Bei­
sitzer sind die einzelnen Wählergruppen (§ 2 Abs. 1 
des Selbstverwaltungsgesetzes) nach Möglichkeit zu 
berücksichtigen. Wahlbewerber und Listenvertreter 
sollen nicht Mitgli.eder des Wahlausschusses sein. 

(3) Ein Beauftragter des Vorstandes oder der Auf~ 
sichtsbehörde (Absatz 1 Satz 3) verpflichtet die Mit­
glieder des Wahlausschusses durch Handschlag zur 
unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur 
Verschwiegenheit. Nach Möglichkeit soll der Vor­
sitzende des Vorstandes oder der Leiter der Auf­
sichtsbehörde die Verpflichtung vornehmen. 

(4) Der vom Vorstand des Versicherungsträgers 
oder der Aufsichtsbehörde bestellte Wahlausschuß 
hat für die Vorbereitung und Durchführung der 
Wahlen zu den Organen des Versicherungsträgers 
zu sorgen, der von dem Vorstand einer Sektion, 
Bezirksverwaltung oder Landesgeschäftsstelle be­
stellte Wahlausschuß für die Vorbereitung und 
Durchführung der Wahlen zu den Organen der 
Sektion, Bezirksverwaltung oder Landesgeschäfts­
stelle. Jeder Wahlausschuß hat das Wahlergebnis 
festzustellen und öffentlich bekanntzum:1.chen. 

(5) Der Wahlausschuß verhandelt und entscheidet 
in öffentlicher Sitzung. 

(6) Der Wahlausschuß ist ohne Rücksicht auf die 
Zahl der erschienenen Beisitzer beschlußfähig. Der 
Vorsitzende bestimmt Ort und Zeit der Sitzungen. 
Er lädt die Beisitzer zu den Sitzungen und weist 
dabei darauf hin, daß der Ausschuß ohne Rücksicht 
auf die Zahl der erschienenen Beisitzer beschluß­
fähig ist. 

(7) Der Wahlausschuß entscheidet mit der Mehr­
heit der abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen 
bleiben unberücksichtigt. Tritt bei einer Abstimmung 
Stimmengleichheit ein, so wird die Abstimmung 
nach erneuter Beratung wiederholt; kommt auch 
hierbei eine Mehrheit nicht zustande, so gilt der 
Antrag als abgelehnt. 

(8) Uber jede Sitzung wird eine Niederschrift ge­
fertigt und von dem Vorsitzenden und mindestens 
einem der erschienenen Beisitzer unterzeichnet. Die 
Niederschrift muß, soweit diese Verordnung nichts 
anderes vorschreibt, die Namen der anwesenden 
Mitglieder des Wahlausschusses enthalten und die 
Beschlüsse sowie besondere Vorfälle wiedergeben, 

(9) Der Wahlausschuß kann Bedienstete des Ver­
sicherungsträgers als Hilfskräfte in Anspruch neh­
men; zu seinen Sitzungen kann er sie als Schrift­
führer heranziehen. 

§ 4 
Wahlleitungen 

(1) Für die Wahlen in der Krankenversicherung, 
der Unfallversicherung und den Rentenversicherun­
gen der Arbeiter und der Angestellten bestellt das 
Versicherungsamt oder im Einvernehmen mit die­
sem der Wahlausschuß für jeden Stimmbezirk eine 
Wahlleitung. 

(2) Für die Wahlen in der Knappschaftsversiche­
rung bestellt der Wahlausschuß 

a) zur Durchführung der Wahl der Versicher­
tenältesten eine Wahlleitung für jeden 
Ältestensprengel und jede Sprengelwahl­
gruppe, 

b) zur Durchführung der Wahl der Mitglieder 
der Vertreterversammlung im Vvahlbezirk 
je eine Wahlleitung für Arbeiter, Ange­
stellte und Arbeitgeber. 

(3) Die Wahlleitungen werden spätestens bis zum 
achten Tage vor dem Wahlsonntag bestellt. Jede 
Wahlleitung besteht aus einem Vorsitzenden und 
mindestens zwei Beisitzern. Mindestens ein Mitglied 
der Wahlleitung soll ein Wahlberechtigter sein. 
Vorschläge der in § 4 Abs. 1 Satz 5 des Selbstver­
waltungsgesetzes bezeichneten Personenvereinigun-
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~Jen und Verhi.indc! sowie der Unterzeichner freier 
VorschlarJslisten (§ 4 Abs. 1 Salz 9 und 10 des Selbst­
verwaltungsgesetzes) sind nach Möglichkeit zu be­
rücksichtigen. Die Stellen, die Wahlleitungen be­
stcJlen, treffen Vorsorge Jür den Fall, daß Mitglieder 
von Wuhll('il.un~Jen an den Wahltagen verhindert 
sind. 

(4) Wird in einem Stimmbezirk in mehreren 
Wahlräumen gewählt, so ist für jeden Wahlraum 
eine Wahllcilung zu bestellen. 

(5) Die Mitglieder der Wahlleitung sind zur un­
parleiischen Wahrnehmung ihres Amtes sowie zur 
Verschwiegenheit verpflichtet. Sie sind auf diese 
Verpllichtung bei ihrer Berufung hinzuweisen. 

(6) Die Wahlleitung sorgt für die ordnungsmäßige 
Durchführung der Wahlhandlung und ermittelt das 
Wahlergebnis für ihren Bereich. Die Mitglieder der 
Wahlleitung sind bei ihrer Berufung über ihre Auf­
gaben zu unterrichten. 

(7) Während der Wahlhandlung muß immer mehr 
als die Hälfte der Mitglieder der Wahlleitung an­
wesend sein. Bei der Ermittlung des Wahlergebnis­
ses sollen alle Mitglieder anwesend sein. 

(8) Die Wah1leitung ist nur beschlußfähig, wenn 
mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 
Zur Herstellung der Beschlußfähigkeit kann der 
Vorsitzende fehlende Beisitzer durch anwesende 
Wahlberechtigte ersetzen; diese werden damit Mit­
glieder der Wahlleitung. 

(9) Die Wahlleitung cnl scheidet mit der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen blei­
ben unberücksichtigt. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(10) Uber die Wahlhandlung sowie die Ermittlung 
des Wahlergebnisses wird für jeden Versicherungs­
träger eine Wahlniederschrift gefertigt und von den 
Mitgliedern der Wahlleitung unterzeichnet. § 3 
Abs. 8 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 5 

Entschädigung der Wahlbeauftragten 

(1) Die Wahlbeauftragten und ihre Stellvertreter 
erhalten 

a) wenn sie ehrenamtlich tätig sind, eine Auf­
wandsentschädigung und bei auswärtigen 
Dienst.geschürten eine Reisekostenvergü­
tung, 

b) wenn sie Beamte oder Angestellte des 
öffentlichen Dienstes sind, bei auswärtigen 
Dienstgesch<lfl.en eine Reisekostenvergü­
tung nach dQn für ihr Hauptamt geltenden 
Vorschriften. 

(2) Die Höhe der Aufwandsentschädigung des 
Bundeswahlbeauftragten und seines Stellvertreters 
bestimmt der Bundesminister für Arbeit und Sozial­
ordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen. Reisekostenvergütung wird im Falle 
des Absatzes 1 Buchstabe a dem Bundeswahlbeauf­
tragten nach den Sätzen der Stufe I a, seinem Stell­
vertreter nach den Sätzen der Stufe I b der Reise­
kostenvorschriftcn für Bundesbeamte gewährt. Die 

entsprechenden Bestimmungen für die Landeswahl­
beauftragten und ihre Stellvertreter treffen die ober­
sten Verwaltungsbehörden der Länder. 

§ 6 

Entschädigung der Mitglieder der Wahlausschüsse 

(1) Die Mitglieder der Wahlausschüsse werden 
wie die Mitglieder der Organe der Selbstverwal­
tung des Versicherungsträgers entschädigt, für den 
sie tätig sind. 

(2) Wird ein Wahlausschuß von der Aufsichts­
behörde bestellt, so regelt diese die Entschädigung 
seiner Mitglieder. 

§ 7 

Entschädigung der Mitglieder der Wahlleitungen 
und anderer Wahlhelfer 

(1) Die Mitglieder der Wahlleitungen erhalten auf 
Antrag eine Entschädigung für 

a) Zeitversäumnis (Absatz 2), 

b) Aufwand (Absatz 3), 
c) Fahrtkosten (Absatz 4). 

(2) Als Entschädigung für Zeitversäumnis erhalten 
die Mitglieder der Wahlleitungen für jeden Wahl­
tag, der ein Werktag oder für das Mitglied ein 
Arbeitstag ist, einen Pauschbetrag 

von 7,50 Deutsche Mark, wenn sie mehr als 
fünf bis acht Stunden, und 

von 15 Deutsche Mark, wenn sie mehr als 
acht Stunden 

in der Wahlleitung tätig sind. Arbeitnehmer, denen 
ein Verdienstausfall entsteht, können statt des 
Pauschbetrages für jede Stunde der versäumten 
Arbeitszeit eine Entschädigung von wenigstens zwei 
Deutsche Mark und höchstens vier Deutsche Mark 
verlangen. Die Entschädigung richtet sich nach dem 
regelmäßigen Bruttoverdienst. Sie wird für höch­
stens zehn Stunden je Tag gewährt. 

(3) Als Entschädigung für Aufwand erhalten die 
Mitglieder der Wahlleitungen für jeden Wahltag 
ein Tagegeld 

von fünf Deutsche Mark, wenn sie mehr als 
fünf bis acht Stunden, und 

von zehn Deutsche Mark, wenn sie mehr als 
acht Stunden 

in der Wahlleitung tätig sind. 

(4) Die Fahrtkosten für die Benutzung von öffent­
lichen, regelmäßig verkehrenden Beförderungsmit­
teln werden bis zum Fahrpreis der ersten Wagen­
oder Schiffsklasse ersetzt. Kann ein Mitglied wegen 
besonderer Umstände ein öffentliches, regelmäßig 
verkehrendes Beförderungsmittel nicht benutzen, so 
werden die nachgewiesenen Fahrtkosten ersetzt, 
soweit sie angemessen sind. Für Fußwege und bei 
Benutzung eigener Kraftfahrzeuge werden bei Ent­
fernungen von mehr als zwei Kilometer für jedes 
angefangene Kilometer des Hin- und Rückweges 
0,25 Deutsche Mark gewährt. 

(5) Der Antrag auf Gewährung einer Entschädi­
gung ist innerhalb eines Monats nach dem Wahl­
sonntag zu stellen; er soll bei der nach Absatz 6 für 
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die Zahlung zusU.indigen SLPlle eingereicht werden. 
Den Mitgliedern <kr Wahlk~ilungen ist bei ihrer Be­
stellung ein Antragsvordruck auszuhändigen; sie 
sind auf die Antrags[ risl hinzu weisen. 

(6) Die Versicherungsi..imler stellen die Entschädi­
gung der Mitglieder der Wclltlleilungen fest und 
zahlen die festgest:clllen Bclräge unverzüglich aus. 
An die Stelle des Vcrsichcrun~Jsamtcs trill der Ver­
sicherungsträger, falls die Wahlleitung durch den 
Wahlausschuß bestellt worden ist. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für 
die Wahlberechtigten, die nach den Vorschriften 
dieser Verordnung bei der Ermittlung des Wahl­
ergebnisses zugezogen werden 

(8) Entschädigung erhalten 

a) die Mitglieder aller Wahlleitungen auch für 
den Tag, an dem sie in einer vorn Ver­
sicherungsamt oder vom Wahlausschuß 
anberaumten Sitzung über ihre Rechte und 
Pflichten unterrichtet werden, und 

b) die Mitglieder der Wahlleitungen der 
Sprengelwahlgruppen sowie die bei der 
Ermittlung des Wahlergebnisses zugezo­
genen Wahlberechtigten auch für andere 
Tage, die keine Wahltage sind. 

ZWEITER TEIL 

Wahlverfahren für die Krankenversicherung, 
die Unfallversicherung und die 

Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten 

ERSTER ABSCHNITT 

Wahl zur Vertreterversammlung 

I. Vorbereitung der Wahl 

1. Wahlankündigung, Wahlausschreibung, 
Vorschlagslisten und Wahlbekanntmachung 

§ 8 

Wahlankündigung 

(1) Der Bundeswahlbeauftragte bestimmt den 
Zeitpunkt für die Durchführung der allgemeinen 
Wahlen (§ 2 Abs. 11 des Selbstverwaltungsgesetzes) 
zu den Vertreterversammlungen. Diese Wahlen 
müssen vor dem l. Juli des Wahljahres stattfinden. 

(2) Der Bundeswahlbeauftragte macht den Zeit­
punkt für die Durchführung der allgemeinen Wah­
len zu den Vertreterversammlungen am 15. März 
des Wahljahres öffentlich bekannt (Wahlankündi­
gung - § 2 Abs. 9 des Selbstverwaltungsgesetzes). 

§ 9 

Wahlausschreibung 

(1) Der Wahlausschuß fordE~rt spätestens am ein­
undsiebzigsten Tage vor dem Wahlsonntag durch 
öffentliche Bekanntmachung auf, Vorschlagslisten 
für die Wahl zur Vertreterversammlung (§ 4 Abs. 1 
des Selbstverwaltungsgeselzes) bi.s zum fünfzigsten 
Tage vor dem 'Wahlsonntag einzureichen (Wahlaus­
schreibung). 

(2) Die Wahlausschreibung muß bezeichnen 

a) den Versicherungszweig, 
b) den Versicherungsträger, 
c) den Wahlbezirk, 

d) den Zeitpunkt für die Durchführung der 
Wahlen, 

e) die Stelle, bei der die Vorschlagslisten ein­
zureichen sind, und ihre Anschrift, 

f) den Zeitpunkt nach Tag und Stunde, bis zu 
dem die Vorschlagslisten eingereicht sein 
müssen (Einreichungsfrist), 

g) die Zahl der zu wählenden Vertreter und 
Stellvertreter, 

h) die Zusammensetzung der Vertreterver­
sammlung, 

i) die Voraussetzungen der Wählbarkeit, 

k) die Voraussetzungen für die Aufstellung 
von Vorschlagslisten, 

1) die Formvorschriften, die bei der Aufstel­
lung der Vorschlagslisten zu beachten sind, 

m) die Stellen, bei denen die amtlichen Vor­
drucke für die Vorschlagslisten erhältlich 
sind, 

n) die Stellen, bei denen die Vorschlagslisten 
ausgelegt werden, und die Zeit, während 
der sie ausliegen, 

o) Ort und Datum der Wahlausschreibung 
sowie die Namen der Mitglieder des Wahl­
ausschusses, die die Wahlausschreibung 
unterzeichnet haben, 

p) die Stellen, die Auskunft über die Durch­
führung der Wahlen erteilen. 

§ 10 

Form und Inhalt der Vorschlagslisten 

(1) Die Vorschlagslisten sind auf amtlichen Vor­
drucken nach dem Muster der Anlage 1 in drei 
Stücken einzureichen. Sie müssen mit Schreib­
maschine ausgefüllt sein. Unterschriften sind eigen­
händig zu vollziehen. Außerdem ist der Name jedes 
Unterzeichners in Maschinenschrift einzusetzen. 

(2) Die Vorschlagslisten der nach § 4 Abs. 1 des 
Selbstverwaltungsgesetzes vorschlags berechtigten 
Personenvereinigungen und Verbände sind von min­
destens zwei Personen zu unterschreiben, die zur 
Vertretung der Personenvereinigung oder des Ver­
bandes berechtigt sind. 

(3) Den Vorschlagslisten sind eigenhändig unter­
schriebene Erklärungen der vorgeschlagenen Bewer­
ber beizufügen, daß sie ihrer Aufstellung zustimmen. 

(4) Ergeben sich im Einzelfalle Zweifel, so kann 
der Wahlausschuß verlangen, daß den Vorschlags­
listen nachgereicht werden 

a) eine Bescheinigung der Gemeindebehörde 
des Wohnortes, daß keine Gründe bekannt 
sind, die das aktive Wahlrecht des Be­
werbers zum Deutschen Bundestag aus­
schließen, 

b) eine Bescheinigung der Gemeindebehörde 
über den Wohnsitz des Bewerbers am 
Tage der Wahlankündigung oder des 
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Arbt:i lgelwrs über den Ort der regelmäßi­
(JCl1 Beschdftigung des Bewerbers am Tage 
der Wahlankündigung, 

c) Uni.erlagen über das Beschäftigungs- und 
das Vc~rsichcnm~Jsvcrhältnis des Bewer­
bers. 

(5) Von ErkEi rrmgc'n, Bescheinigungen und sonsti-
9(~n lJnl.(:rlc1q<:n sollr:n Abschriften nicht gefordert 
W(!HÜ'n. 

§ 11 

Listenvertreter 

(l) Der in der Vorschlagsliste benannte Listen­
vertreter Libt die ihm nach dem Selbstverwaltungs­
gesetz und dieser Verordnung zustehenden Befug­
nisse aus. Er oder sein Stellvertreter ist insbeson­
dere berechtigt, dem Wahlausschuß gegenüber alle 
die Vorbereitung und Durchführung der Wahl be­
treffenden Erklärungen abzugeben; alle Erklärungen 
sind schriftlich abzugeben und eigenhändig zu unter­
schreiben. Vorschriften, nach denen ein Zusammen-­
wirken des Listenvertreters und seines Stellvertre­
ters erforderlich ist, bleiben unberührt. 

(2) Beschlüsse und sonstige Mitteilungen des 
Wahlausschusses oder des Vorstandes sind dem 
Listenvertreter oder, falls dieser nicht erreichbar ist, 
seinem Stellvertreter bekanntzugeben. 

(3) Ist in einer Vorschlagsliste kein Listenvertre­
ter benannt, so gilt der erste Unterzeichner der Liste 
als Listenvertreter; die übrigen Unterzeichner der 
Liste gelten in der Reihenfolge ihrer Unterschriften 
als Stellvertreter. 

(4) Nimmt ein Listenvertreter die Wahl in den 
Vorstand an, scheidet er als Listenvertreter aus. 
Entsprechendes gilt für einen Stellvertreter. 

(5) Solange ein ausgeschiedener Listenvertreter 
oder sein ausgeschiedener Stellvertreter nicht nach 
Absatz 6 ersetzt ist, tritt an seine Stelle der jeweils 
nächste Unterzeichner der Liste. 

(6) Der in der Vorschlagsliste benannte Listenver­
treter und sein Stellvertreter können jederzeit durch 
andere Personen ersetzt werden. Dazu bedarf es 
einer Erklärung, die für Listen vorschlagsberechtig­
ter Personenvereinigungen und Verbände von min­
destens zwei zur Vertretung berechtigten Personen, 
bei freien Vorschlagslisten von mehr als der Hälfte 
der Unterzeichner eigenhändig unterschrieben sein 
muß. Die Erklärung wird in dem Zeitpunkt wirksam, 
in dem sie dem Wahlausschuß oder dem Vorstand 
zugeht. 

§ 12 

Listenergänzung 

(1) In der Vorschlagsliste dürfen höchstens so 
viele Bewerber benannt werden, wie für die betref­
fende Wählergruppe (§ 2 Abs. 1, 2 und 3 des Selbst­
verwaltungsgesetzes) Mitglieder zu wählen sind. 
Für jeden als Mitglied benannten Bewerber sind 
zwei Stellvertreter zu benennen. Unbeschadet des 
Satzes l sind Vorschläge zur Besetzung der in § 4 b 
Abs. 1 Satz 3 des Selbstverwaltungsgesetzes be­
zeichneten Stellen zulässig. 

(2) Fällt bis zur Entscheidung über die Zulassung 
der Vorschlagslisten ein Bewerber aus, so kann der 
Listenvertreter einen anderen Bewerber benennen, 

(3) Fällt in der Zeit zwischen der Zulassung der 
Vorschlagslisten und der Feststellung des Wahl­
ergebnisses ein Bewerber aus, so rückt der Stellver­
treter in seine Stelle nach. Ist die Vorschlagsliste 
erschöpft, so fordert der Wahlausschuß unter Bestim­
mung einer Frist von dem Listenvertreter eine 
Ergänzung ein. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist 
besetzt die Aufsichtsbehörde die freien Stellen mit 
Bewerbern aus der Zahl der vVählbaren. 

§ 13 

Zurücknahme von Vorschlagslisten 

(1) Eine Vorschlagsliste kann durch gemeinsame 
Erklärung des Listenvertreters und seines Stellver­
treters zurückgenommen werden, solange der 
Wahlausschuß nicht über ihre Zulassung entschieden 
hat. 

(2) Mit Zustimmung des zuständigen Wahlbeauf­
tragten kann eine Vorschlagsliste auch noch nach 
dem in Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt zurückge­
nommen werden. 

§ 13 a 

Listenzusammenlegung 

(1) Die Erklärung, daß mehrere Vorschlagslisten 
zusammengelegt werden sollen (Listenzusammen­
legung - § 4 Abs. 1 Satz 6 des Selbstverwaltungs­
gesetzes), kann von den Listenvertretern der Listen, 
die zusammengelegt werden sollen, nur gemeinsam 
abgegeben werden. Sie muß spätestens in der Sit­
zung abgegeben werden, in der über die Zulassung 
der Vorschlagslisten entschieden wird (§ 16 Abs. 1). 

(2) Durch die Zusammenlegung werden die Vor­
schlagslisten zu einer Vorschlagsliste. 

(3) Aus der Erklärung über die Zusammenlegung 
der Vorschlagslisten müssen das Kennwort der ein­
heitlichen Vorschlagsliste, die Namen ihres Listen­
vertreters und mindestens eines Stellvertreters 
sowie die Reihenfolge der Bewerber ersichtlich sein. 
Die Vorschlagsliste in der sich durch die Zusammen­
legung ergebenden Fassung ist in drei Stücken bei­
zufügen oder innerhalb einer vom Wahlausschuß zu 
bestimmenden Frist einzureichen. An die Stelle der 
Unterschriften der in § 10 Abs. 2 bezeichneten Per­
sonen oder der Unterzeichner freier Vorschlags­
listen treten die Unterschriften der beteiligten 
Listenvertreter. 

§ 14 
Listenverbindung 

(1) Die Erklärung, daß mehrere Vorschlagslisten 
verbunden werden sollen (Listenverbindung - § 4 
Abs. 1 Satz 6 des Selbstverwaltungsgesetzes) kann 
von den Listenvertretern der Listen, die verbunden 
werden sollen, nur gemeinsam abgegeben werden. 
Sie muß spätestens in der Sitzung abgegeben wer­
den, in der über die Zulassung der Vorschlagslisten 
entschieden wird (§ 16 Abs. 1). 

(2) Verbundene Listen gelten bei der Ermittlung 
des Wahlergebnisses im Verhältnis zu den übrigen 
Listen als eine Liste. 
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(3) Die auf eine Listenverbindung entfallenden 
Sitze werden auf die beteiligten Listen nach dem für 
die Sitzverteilung allgemein geltenden Höchstzahl­
verfahren (§ 39 Abs. 3) verteilt. 

§ 15 

Vorläufige Prüfung der Vorschlagslisten 

(1) Der Wahlausschuß vermerkt auf den Vor­
schlagslisten den Tag des Eingangs und bezeichnet 
sie getrennt nach Wählergruppen in der Reihen­
folge ihres Eingangs mit Ordnungsnummern. Gehen 
mehrere Vorschlagslisten am selben Tag ein, so ent­
scheidet über die Ordnungsnummer, die eine Liste 
erhält, das Los. Die Lose werden von den Listenver­
tretern in Gegenwart des Vorsitzenden des Wahl­
ausschusses gezogen; für nicht erschienene Listen­
vertreter zieht der Vorsitzende des Wahlausschusses 
das Los. 

(2) Der Wahlausschuß prüft die Vorschlagslisten 
in der Reihenfolge der Ordnungsnummern, wobei 
ohne Rücksicht auf die Wählergruppe jede Liste mit 
niedrigerer Ordnungsnummer einer Vorschlagsliste 
mit höherer Ordnungsnummer vorgeht. Ob die Vor­
aussetzungen der Wählbarkeit in der Person eines 
Bewerbers vorliegen, ist nur zu prüfen, wenn ein 
besonderer Anlaß dazu besteht. 

(3) Gibt eine fristgerecht eingereichte Vorschlags­
liste zu Zweifeln oder Beanstandungen Anlaß, so 
teilt der Wahlausschuß dies dem Listenvertreter 
innerhalb von acht Tagen nach Eingang der Vor­
schlagsliste mit. Die Mitteilung muß den Hinweis 
enthalten, daß Zweifel und behebbare Mängel bis 
zu dem nach Tag und Monat zu bezeichnenden 
sechsunddreißigsten Tage vor dem Wahlsonntag 
beseitigt werden können. Sie ist dem Listenvertreter 
gegen persönliche Empfangsbestätigung auszuhän­
digen oder durch die Post mit Zustellungsurkunde 
zuzustellen. 

(4) Geht eine Vorschlagsliste erst nach Ablauf der 
Einreichungsfrist (§ 9 Abs. 2 Buchstabe f) ein, so teilt 
der Wahlausschuß dies dem Listenvertreter unver­
züglich mit. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

(5) Ist ein Bewerber mit seiner schriftlichen Zu­
stimmung in mehreren Vorschlagslisten für die Wahl 
zur Vertreterversammlung desselben Versicherungs­
trägers aufgeführt oder hat ein Wahlberechtigter 
mehrere derartige Vorschlagslisten unterzeichnet, so 
wird sein Name in sämtlichen Vorschlagslisten ge­
strichen. Die Streichung ist dem Listenvertreter 
innerhalb der in Absatz 3 bezeichneten Frist oder, 
falls diese bereits verstrichen ist, unverzüglich mit­
zuteilen. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 16 

Zulassung der Vorschlagslisten 

(1) Der Wahlausschuß entscheidet bis zum neun­
undzwanzigsten Tage vor dem Wahlsonntag in 
einer Sitzung über die Zulassung sämtlicher Vor­
schlagslisten, Listenzusammenlegungen und Listen­
verbindungen sowie über die Reihenfolge, in der die 
zugelassenen Listen auf dem Stimmzettel aufgeführt 

werden. Zu dieser Sitzung lädt der Vorsitzende des 
Wahlausschusses die Listenvertreter. 

(2) Ungültig ist eine Vorschlagsliste, 

a) die nicht auf amtlichem Vordruck (§ 10 
Abs. 1) oder nicht bis zum Ablauf der Ein­
reichungsfrist (§ 9 Abs. 2 Buchstabe f) oder 
unter einer Bedingung eingereicht worden 
ist oder 

b) die nicht die erforderlichen gültigen Unter-
schriften trägt. 

Der Wahlausschuß hat Vorschlagslisten zurückzu­
weisen, die ungültig sind oder den Anforderungen 
nicht entsprechen, die durch das Selbstverwaltungs­
gesetz und diese Verordnung aufgestellt sind, es sei 
denn, daß in diesen Vorschriften etwas anderes 
bestimmt ist. Uber die Zulassung einer zurückge­
nommenen Vorschlagsliste entscheidet der Wahlaus­
schuß nur auf Antrag. Listenzusammenlegungen oder 
Listenverbindungen hat der Wahlausschuß zurück­
zuweisen, wenn die in § 13 a oder 14 bezeichneten 
Voraussetzungen nicht vorliegen. Entspricht eine 
Vorschlagsliste hinsichtlich einzelner Bewerber 
nicht den Anforderungen, die durch das Selbstver­
waltungsgesetz oder diese Verordnung aufgestellt 
sind, so sind die Namen dieser Bewerber aus der 
Vorschlagsliste zu streichen. Dies gilt auch, wenn 
für einen als Vertreter benannten Bewerber nicht 
zwei Stellvertreter benannt sind. 

(3) Der Wahlausschuß teilt jedem Listenvertreter 
unverzüglich nach der Sitzung schriftlich mit, 

a) ob seine Vorschlagsliste zugelassen ist, 

b) welche Bewerber auf seiner zugelassenen 
Vorschlagsliste etwa gestrichen sind und 
aus welchen Gründen, 

c) welche anderen Vorschlagslisten seiner 
Wählergruppe zugelassen sind, 

d) in welcher Reihenfolge die zugelassenen 
Vorschlagslisten auf dem Stimmzettel auf­
geführt werden, 

e) ob eine Wahlhandlung stattfindet. 

(4) Findet eine Wahlhandlung statt, so teilt der 
Wahlaus~chuß dies auch dem zuständigen Wahl­
beauftragten mit; der Mitteilung ist eine Abschrift 
für den Bundeswahlbeauftragten beizufügen. 

§ 17 

Auslegung der Vorschlagslisten 

(1) -Der Wahlausschuß läßt Abschriften der zuge­
lassenen Vorschlagslisten in den Geschäftsräumen 
des Versicherungsträgers, seiner Sektionen, Bezirks­
verwaltungen und Landesgeschäftsstellen öffentlich 
auslegen. 

(2) Die Abschriften der Vorschlagslisten sind spä­
testens am fünfzehnten Tage vor dem Wahlsonntag 
auszulegen und müssen bis zum Ablauf des letzten 
Wahltages ausliegen. 

(3) Die Auslegung kann unterbleiben, wenn keine 
Wahlhandlung stattfindet. 
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§ 18 

Wahl ohne Wahlhandlung 

(1) Wird aus einer Wählergruppe keine gültige 
Vorschlagsliste eingereicht oder nur eine Vor­
schlagsliste zugelassen, so findet für diese Wähler­
gruppe keine Wahlhandlung statt. 

(2) Findet keine Wahlhandlung statt, so macht 
der Wahlausschuß spätestens am fünfundzwanzig­
sten Tage vor dem Wahlsonntag öffentlich bekannt, 
daß und weshalb eine Wahlhandlung unterbleibt. 

(3) Die in einer einzigen gültigen Vorschlagsliste 
benannten Bewerber gelten mit der Feststellung des 
Wahlergebnisses als gewählt. 

§ 19 

Wahlbekanntmachung 

(1) Spätestens am fünfzehnten Tage vor dem 
Wahlsonntag machen die Versicherungsämter die 
Wahl öffentlich bekannt (Wahlbekanntmachung). 

(2) Die Wahlbekanntmachung muß bezeichnen 
a) die Wahltage, 

b) die Wahlzeiten, 

c) die Versicherungsträger und ihre Wahl­
bezirke, 

d) die Stimmbezirke und die Wahlräume, 

e) die Stellen, bei denen die Vorschlagslisten 
ausgelegt sind, 

f) die Stellen, die die Wahlausweise ausstel­
len, und die Personengruppen, die die Aus­
stellung eines Wahlausweises beantragen 
müssen, und 

g) die Stellen, die Auskunft über die Durch­
führung der Wahlen und die Voraussetzun­
gen für die Ausübung des Wahlrechts er­
teilen. 

Sie muß ferner einen Hinweis auf die Möglichkeit 
der Briefwahl enthalten. 

(3) Die Wahlbekanntmachung ist den Wahlberech­
tigten durch öffentlichen Anschlag oder Aushang, 
auf den in der Tagespresse, durch Ausruf oder in 
anderer Weise hinzuweisen ist, hinreichend zur 
Kenntnis zu bringen. Bezieht sich die Wahlbekannt­
machung ausschließlich auf Wahlen zur Vertreter­
versammlung von Versicherungsträgern im Bereich 
der Deutschen Bundesbahn, der Deutschen Bundes­
post oder des Bundesministers für Verkehr, so bleibt 
die Unterrichtung der Wahlberechtigten innerbe­
trieblicher Regelung überlassen. 

2. Unterlagen für die Ausübung des Wahlrechts 

§ 20 

Wahlausweise 

(1) Das Wahlrecht kann nur auf Grund eines 
Wahlausweises ausgeübt werden. 

(2) Arbeitgeber mit mehrfachem Stimmrecht (§ 4 
Abs. 9 des Selbstverwaltungsgesetzes) erhalten 
mehrere Wahlausweise. 

(3) Die Stimmabgabe ist nicht deshalb ungültig, 
weil bei der Ausstellung des Wahlausweises von 
unzutreffenden Voraussetzungen ausgegangen wor­
den ist. 

§ 21 

Ausstellung der Wahlausweise 

(1) Die Wahlausweise werden von den in § 12 des 
Selbstverwaltungsgesetzes bezeichneten Stellen aus­
gestellt und den Wahlberechtigten ausgehändigt 
oder übermittelt. 

(2) Für die Wahlen in der Krankenversicherung 
werden die Wahlausweise ausgestellt 

a) von der Krankenkasse, bei der der Wahl­
berechtigte am Tage der Wahlankündigung 
versichert war, oder 

b) auf deren Weisung von dem Arbeitgeber, 
bei dem der Wahlberechtigte am Tage der 
Wahlankündigung beschäftigt war, und 

c) für Arbeitgeber von jeder Orts-, Land- und 
Innungskrankenkasse, bei der Beschäftigte 
des Arbeitgebers am Tage der Wahlan­
kündigung versichert waren. 

Den Wahlausweis erhalten auf Antrag 
a) Arbeitsunfähige, solange die Krankenkasse 

ihnen Krankengeld zu gewähren hat oder 
Krankengeld oder Krankenhauspflege ge­
währt, sowie Schwangere und Wöchne­
rinnen, solange sie Anspruch auf Wochen­
oder Schwangerengeld haben und nicht ge­
gen Entgelt arbeiten (§ 311 der Reichsver­
sicherungsordnung), 

b) Empfänger von Arbeitslosengeld oder von 
Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe, 

c) Empfänger von Stillegungsvergütung (§ 128 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung), 

d) Versicherte, die Wehrdienst leisten (§ 4 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes 
und § 209 a der Reichsversicherungsord­
nung), 

e) Teilnehmer an einer Eignungsübung (§ 8 
des Eignungsübungsgesetzes vom 20. Ja­
nuar 1956 - Bundesgesetzbl. I S. 13). 

(3) Für die Wahlen in den Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten werden die Wahl­
ausweise ausgestellt 

a) von der Krankenkasse, die die Pflichtbei­
träge für den Wahlberechtigten zur Renten­
versicherung für den Tag der Wahlankün­
digung einzuziehen hatte, 

b) von der Krankenkasse, die die Pflichtbei­
träge für den Wahlberechtigten als Rent­
ner aus eigener Versicherung nach dem 
Gesetz über Krankenversicherung der Rent­
ner vom 12. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 500) für den Tag der Wahlankündigung 
einzuziehen hatte, 

c) falls eine Krankenkasse weder nach dem 
Buchstaben a noch nach dem Buchstaben b 
noch nach dem Buchstaben e zuständig ist, 
von der Orts- oder Landkrankenkasse, in 
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deren Bezirk der Wahlberechtigte am Tage 
der w·ahlankündigung seinen Wohnsitz 
hatte, 

d) auf Weisung der zuständigen Kranken­
kasse von dem Arbeitgeber, bei dem der 
Wahlberechtigte am Tage der Wahlankün­
digung beschäftigt war, 

e) für Arbeitgeber von Jeder Krankenkasse, 
die für Beschäftigte des Arbeitgebers nach 
den Buchstaben a bis c Wahlausweise aus­
zustellen hat oder in den Fällen des Buch­
staben d ohne die von ihr erteilte Wei­
sung auszustellen hätlf~. 

Den Wahlausweis erhalten auf Antrag 
a) Versicherte (§ 2 Abs. 8 des Selbstverwal­

tungsgesetzes), die am Tage der Wahlan­
kündigung nicht versicherungspflichtig be­
schäftigt waren, 

b) Versicherte, die am Tage der Wahlankün­
digung zu den Personen gehörten, die ihre 
Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung in 
Beitragsmarken entrichten (§ 1405 der 
Reichsversicherungsordnung und § 127 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes), 

c) Versicherte, die als selbständige Handwer­
ker am Tage der Wahlankündigung nicht 
regelmäßig mindestens einen beim Ver­
sicherungsträger versicherungspflichtigen 
Arbeitnehmer beschäftigten, 

d) Versicherte, die am Tage der Wahlankün­
digung zu den versicherungspflichtigen 
Personen im Sinne des § 1227 Abs. 1 Nr. 6 
der Reichsversicherungsordnung und des 
§ 2 Nr. 8 des Angestelltenversicherungsge­
setzes gehörten, 

e) Versicherte, die ausschließlich auf Grund 
einer bis zum Tage der Wahlankündigung 
zurückgelegten Versicherungszeit von min­
destens 60 Kalendermonaten wahlberech­
tigt sind, 

f) Rentner aus eigener Versicherung, die am 
Tage der Wahlankündigung nicht der ge­
setzlichen Krankenversicherungspflicht un­
terlagen, und 

g) Arbeitgeber. 

(4) Für die Wahlen in der Allgemeinen und in der 
See-Unfallversicherung werden die Wahlausweise 
ausgestellt 

a) von dem Arbeitgeber, bei dem der Wahl­
berechtigte am Tage der Wahlankündi­
gung beschäftigt war, 

b) für Rentenberechtigte aus eigener Ver­
sicherung von dem Versicherungsträger, 
von dem der Rentenberechtigte am Tage 
der Wahlankündigung Rente bezogen hat, 

c) in Zweifelsfällen sowie auf Antrag des 
Wahlberechtigten von dem Versicherungs­
träger, bei dem der Wahlberechtigte am 
Tage der Wahlankündigung versichert war, 
und 

d) für Arbeitgeber von dem Versicherungs­
träger, bei dem der Arbeitgeber am Tage 
der Wahlankündigung Mitglied war. 

In Zweifelsfällen ist der Arbeitgeber verpflichtet, 
die Ausstellung des Wahlausweises für den w·ahl­
berechtigten bei dem Versicherungsträger zu bean­
tragen. Beantragt der Wahlberechtigte selbst die 
Ausstellung eines Wahlausweises, so hat er eine 
Bescheinigung des Arbeitgebers, bei dem er am 
Tage der Wahlankündigung beschäftigt war, beizu­
fügen, daß dieser noch keinen Wahlausweis ausge­
stellt hat. 

(5) Für die Wahlen in der landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung werden die Wahlausweise aus­
gestellt 

a) von der Gemeindeverwaltung, in deren Be­
zirk der Wahlberechtigte am Tage der 
Wahlankündigung beschäftigt war oder 
sein Unternehmen hatte, 

b) für Rentenberechtigte aus eigener Ver­
sicherung von dem Versicherungsträger, 
von dem der Rentenberechtigte am Tage 
der Wahlankündigung Rente bezogen hat, 
und 

c) in Zweifelsfällen sowie auf Antrag des 
Wahlberechtigten von dem Versicherungs­
träger, bei dem der Wahlberechtigte am 
Tage der Wahlankündigung versichert 
war. 

Die Wahlausweise werden nur auf Antrag ausge­
stellt. Beantragt ein Wahlberechtigter die Ausstel­
lung des Wahlausweises bei dem Versicherungs­
träger, so hat er eine Bescheinigung der Gemeinde­
verwaltung, in deren Bezirk er am Tage der Wahl­
ankündigung beschäftigt war oder sein Unterneh­
men hatte, darüber beizufügen, daß diese noch kei­
nen Wahlausweis ausgestellt hat. 

(6) Für die Wahlen zu den Vertreterversammlun­
gen der Gemeindeunfallversicherungsverbände, der 
Eigenunfallversicherungen von Städten und der 
Feuerwehr-Unfallversicherungskassen gilt Absatz .5 
entsprechend. 

(7) Für die Wahlen zu den Vertreterversammlun­
gen der Ausführungsbehörden für Unfallversiche­
rung werden die Wahlausweise von der Dienststelle 
des Bundes, der Länder und der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche­
rung ausgestellt, bei der der Wahlberechtigte am 
Tage der Wahlankündigung beschäftigt oder als 
Empfänger von Arbeitslosengeld oder von Unter­
stützung aus der Arbeitslosenhilfe gemeldet oder 
gemäß § 179 des Gesetzes über Arbeitsvermitt­
lung und Arbeitslosenversicherung meldepflichtig 
war, für Teilnehmer an Maßnahmen auf Grund 
der §§ 133 und 136 des Gesetzes über Arbeitsver­
mittlung und Arbeitslosenversicherung von der 
Gemeindeverwaltung, in deren Bezirk der Wahlbe­
rechtigte am Tage der Wahlankündigung seinen 
Wohnsitz hatte, und für Personen, die am Tage der 
Wahlankündigung bei Selbstzahlereinheiten der 
Stationierungsstreitkräfte beschäftigt waren, von 
der örtlich zuständigen deutschen Lohnstelle. 

(8) Soweit Wahlausweise nur auf Antrag ausge­
stellt werden, haben die Antragsteller ihre Wahl­
berechtigung glaubhaft zu machen. 

(9) Der Bundeswahlbeauftragte macht spätestens 
am Tage der Wahlankündigung bekannt, in wel-
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chen Fällen Wablberechtigte einen Antrag auf Aus­
stellung des Wahlausweises stellen müssen, und 
bestimmt dazu das Nähere. 

§ 22 

Form und Inhalt der Wahlausweise 
und der Stimmzettel -

Wahlumschlag und Wahlbriefumschlag 
für die Briefwahl 

(l) Die Wahlausweise werden auf amtlichen Vor­
drucken nad1 dem Muster der Anlagen 2 a und 2 b 
ausgestellt. Die Stimmzctel sind mit den Wahlaus­
weisen verbunden. 

(2) Auf den S timrnzctteln sind die Vorschlags­
listen in der Reihenfolge aufzuführen, die alle 
Listenvertreter durch gemeinsame schriftliche Er­
klärung gegenüber dem Wahlausschuß bezeichnet 
haben; die sich danach ergebende Listennummer 
bleibt auch maßgebend, falls eine der beteiligten 
Listen nicht zugelassen wird. Haben die Listenver­
treter eine Erklärung nicht abgegeben, so ist, wenn 
bei der letzten vorhergehendeL Wahl mehrere 
Listen zugelassen waren, für die Reihenfolge in 
erster Linie die Zahl der Stimmen maßgebend, die 
jede Liste bei der vorhergehenden Wahl erhalten 
hat; bei gleicher Stimmenzahl entscheidet die Ord­
nungsnummer (§ 15 Abs. 1). Nach der Ordnungs­
nummer bestimmt. sich auch die Reihenfolge der 
Listen, die bei der vorhergehenden Wahl nicht be­
teiligt waren. Wenn bei der vorhergehenden Wahl 
nur eine Liste zugelassen war, so erhält die ent­
sprechende Liste die Nummer 1; die Reihenfolge an­
derer Listen bestimmt sich auch in diesem Falle 
nach der Ordnungsnummer. 

(3) Auf den Stimmzetteln für Arbeitgeber mit 
mehrfachem Stimmrecht ist die Zahl der Stimmen 
anzugeben. Die Stimmzettel haben einheitlich auf 

zu lauten. 

je 1 Stimme oder 

je 5 Stimmen oder 
je 

je 
je 

je 

10 

50 

100 

500 

Stimmen oder 
Stimmen oder 

Stimmen oder 

Stimmen 

(4) Bei der Briefwahl werden amtliche Wahlum­
schläge nach dem Muster der Anlage 8 und amt­
liche Wahlbriefumschläge nach dem Muster der An­
lage 9 verwendet. Der Wahlumschlag ist zur Auf­
nahme des Stimmzettels, der Wahlbriefumschlag zur 
Aufnahme des Wahlumschlags, in dem sich der 
Stimmzettel befindet, und des Wahlausweises be­
stimmt. 

(5) Das Nähere über die Wahlausweise, die 
Stimmzettel, die Wahlumschläge und die Wahlbrief­
umschläge bestimmt der Bundeswahlbeauftragte. 

3. Wahlbezirk, Stimmbezirk, 
Wahlräume und Wahlzeit 

§ 23 
Wahlbezirk 

(1) Wahlbezirk ist der Zuständigkeitsbereich des 
Versicherungsträgers. Mit Zustimmung der zustän­
digen Wahlbeauftragten kann der Wahlausschuß den 

Wahlbezirk über diesen Bereich hinaus ausdehnen 
oder ihn auf Teile dieses Bereichs beschränken. 

(2) Innerhalb des Wahlbezirks kann der Wähler 
seine Stimme in jedem Stimmbezirk und in jedem 
Wahlraum abgeben. 

§ 24 

Stimmbezirk 

Bei der Bildung von Stimmbezirken nach § 11 
Abs. 3 des Selbstverwaltungsgesetzes ist darauf Be­
dacht zu nehmen, daß den \Nahlberechtigten die 
Teilnahme an der Wahl so weit wie möglich erleich­
tert wird. Mehrere Gemeinden sollen zu einem 
Stimmbezirk nur vereinigt werden, wenn dies im 
Hinblick auf die örtlichen Verhältnisse und die Zahl 
der Wahlberechtigten unabweisbar erscheint. 

§ 25 

Wahlräume 

(1) Die Versicherungsämter bestimmen die Wahl­
räume. Auf Antrag eines Wahlausschusses können 
sie diesem die Bestimmung der Wahlräume über­
lassen. 

(2) Im Einvernehmen mit einem Versicherungs­
träger oder der Geschäftsleitung eines Betriebes 
können auch Geschäftsräume von Versicherungs­
trägern oder Räume in Betrieben zu Wahlräumen 
bestimmt werden. Geschäftsräume von Versiche­
rungsträgern in geeigneter Lage, die für die Wah­
len zu den Organen aller Versicherungsträger zur 
Verfügung gestellt werden, sind als Wahlräume zu 
bestimmen, soweit ein Bedürfnis nach Wahlräumen 
besteht. 

§ 26 

Wahlzeit 

(1) Die Wahl dauert am Wahlsonntag und an 
jedem vom Versicherungsamt für einen Stimmbezirk 
als Wahltag bestimmten Werktag (§ 11 Abs. 10 
Satz 3 des Selbstverwaltungsgesetzes) allgemein 
von 9 bis 17 Uhr. Das Versicherungsamt soll für 
einen Stimmbezirk eine andere Regelung treffen, 
wenn besondere Gründe dies erfordern. 

(2) In Betrieben mit einer Betriebskrankenkasse 
dauert die Wahl an jedem ·wahltag vom Beginn bis 
zum Ende der betriebsüblichen Arbeitszeit. Mit Zu­
stimmung des Wahlausschusses der Betriebskran­
kenkasse kann der Vorsitzende der Wahlleitung die 
Wahlhandlung für geschlossen erklären, sobald alle 
wahlberechtigten Betriebsangehörigen ihre Stimme 
abgegeben haben. 

II. Wahlhandlung 

1. Wahl durch persönliche Stimmabgabe 

§ 27 

Einrichtung der Wahlräume 

(1) Die Gemeindeverwaltung richtet die Wahl­
räume für die Wahl ein. Soweit der Wahlausschuß 
die Wahlräume bestimmt hat oder die Wahl in Ge­
schäftsräumen eines Versicherungsträgers oder in 
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einem Belrieb stc1Ufindct, sor~JL dc-~r Wahlausschuß, 
der Versicherungsträger oder der Arbeitgeber für 
die Einrichtung der Wahlriiunw. 

(2) In jedem Wahlrnum werden geeignete Vor­
kehrungen dafür getroffen, daß der Wähler seinen 
Stimmzettel unbeobdchlet kennzeichnen kann. 

(3) Für die Aufnahme der Stimmzettel werden 
verschließbare Wahlurnen bereitgestellt. Wird in 
einem Wahlraum für mehrere Versicherungszweige 
gewählt, so soll für jeden Versicherungszweig eine 
Wahlurne vorhanden sein. 

§ 28 

Beginn und Unterbrechung der w·ahlhandlung 

(1) Die Wahlleitung überzeugt sich vor Beginn 
der Stimmabgabe davon, daß die Wahlurne leer ist. 
Der Vorsitzende der Wahlleitung verschließt die 
Wahlurne. Sie darf bis zum Schluß der Wahlhand­
lung nicht mehr geöffnet werden. 

(2) Wird die Wahlhandlung unterbrochen, so ist 
sicherzustellen, daß Stimmzettel bis zum Wiederbe­
ginn der Wahlhandlung weder eingeworfen noch 
entnommen werden können. 

§ 29 

Uffentlichkeit der Wahlhandlung 

Während der Wahlhandlung und der Ermittlung 
des Wahlergebnisses durch die Wahlleitung hat 
jedermann zum Wahlraum Zutritt. 

§ 30 

Ordnung im Wahlraum 

Die Wahlleitung sorgt für Ruhe und Ordnung im 
Wahlraum. 

§ 31 

Stimmabgabe 

(1) Nach Betreten des Wahlraumes begibt sich 
der Wähler an den Tisch der Wahlleitung und legt 
seinen Wahlausweis vor. Die \!Vahlleitung prüft den 
Wahlausweis. Bei Zw<:ifeln über die Identität des 
Wählers kann sie verlangen, daß dieser sich über 
seine Person ausweist. 

(2) Soll ein Wähler zur Stimmabgabe nicht zuge­
lassen werden, so führt der Vorsitzende einen Be­
schluß der Wahlleitung herbei. 

(3) Läßt die Wahlleitung den Wähler zur Stimm­
abgabe zu, so trennt sie d<~n Wahlausweis vom 
Stimmzettel ab und behält ihn ein. Die Wahlaus­
weise werden gl~trennt nach Versicherungsträgern 
mit laufenden Nummern versehen. Der Stimmzettel 
ist dem Wähler wiPder auszuhändigen. 

(4) Nachdem der Wähler zur Stimmabgabe zuge­
lassen ist, kennzeichnet er seinen Stimmzettel und 
faltet ihn. 

(5) Sobald der Wähler den Stimmzettel gekenn­
zeichnet und gefaltet hat, begibt er sich wieder an 
den Tisch der Wahlleitung und legt den gefalteten 
Stimmzettel in die Wahlurne. 

§ 32 
Stimmabgabe behinderter Wähler 

Ein Wähler, der des Lesens unkundig oder durch 
körperliches Gebrechen an der Stimmabgabe behin­
dert ist, bestimmt eine Person seines Vertrauens, 
deren er sich bei der Stimmabgabe bedienen will, 
und teilt dies der Wahlleitung mit. 

§ 33 

Schluß der Wahlhandlung 
Sobald die Wahlzeit abgelaufen ist., wird dies vom 

Vorsitzenden der Wahlleitung bekanntgegeben. Von 
da ab dürfen nur noch die Wähler zur Stimmabgabe 
zugelassen werden, die sich im Wahlraum befinden. 
Der Zutritt zum Wahlraum ist so lange zu sperren, 
bis die anwesenden Wähler ihre Stimme abgegeben 
haben. Sodann erklärt der Vorsitzende der Wahl­
leitung die Wahlhandlung für geschlossen. 

2. Briefwahl 

§ 34 

Voraussetzung und Fristen für die Briefwahl 

( 1) Wer verhindert ist, seine Stimme persönlich 
abzugeben, kann brieflich wählen. 

(2) Brieflich kann schon vor dem für die Durch­
führung der Wahlen bestimmten Zeitpunkt gewählt 
werden. Der Wähler soll den Wahlbrief möglichst 
frühzeitig absenden; er muß ihn spätestens am Wahl­
sonntag absenden. Maßgebend dafür, ob der Wahl­
brief rechtzeitig abgesandt worden ist, ist der Post­
stempel; im Zweifel ist der Wahlbrief als rechtzei­
tig abgesandt anzusehen. Ein nicht durch die Post 
übersandter Wahlbrief gilt als recht.zeitig abgesandt, 
wenn er am Tage nach dem Wahlsonntag bis zum 
gewöhnlichen Zeitpunkt der ersten Postzustellung 
beim Wahlausschuß, einer Geschäftsstelle des Wahl­
ausschusses oder einem Versicherungsamt eingeht. 

(3) Seeleute im Sinne des § 163 Abs. 2 der Reichs­
versicherungsordnung, die sich im Zeitpunkt der 
Wahl an Bord befinden, können zur Vertreterver­
sammlung der See-Berufsgenossenschaft, der See­
kasse und der Bundesversicherungsanstalt für Ange­
stellte auch noch nach dem für die Durchführung 
der Wahlen bestimmten Zeitpunkt wählen. Der 
Wahlbrief ist so rechtzeitig abzusenden, daß er spä­
testens am siebenundzwanzigsten Tage nach dem 
Wahlsonntag bei dem Wahlausschuß oder einer 
Geschäft.stelle des Wahlausschusses eingeht. 

§ 35 

Verfahren bei der Briefwahl 
(1) Wer brieflich wählen will, erhält auf Antrag 

von der Stelle, die ihm den Wahlausweis ausstellt, 
den Wahlumschlag und den Wahlbriefumschlag 
(§ 22 Abs. 4). Der Antrag auf Aushändigung dieser 
Umschläge kann mit einem Antra.g auf Ausstellung 
des Wahlausweises verbunden werden. 

(2) Die ausgebende Stelle versieht den Wahlbrief­
umschlag mit der Anschrift des Wahlausschusses 
oder einer Geschäftsstelle des Wahlausschusses und 
macht ihn frei. Sie händigt dem Wähler zusammen 
mit. dem Umschlag ein Merkblatt über die Briefwahl 
aus. 
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(3) Wer brieflich wühlt, 

trennt den Stimmzct.Lcl vom Wahlausweis ab, 
kcnnzcidrnd den Stimmzettel persönlich oder 
liißt ihn, falls er des Lesens unkundig oder 
infolge c>irws körperlichen Gebrechens behin­
dert ist, durch eine Person seines V(~1trauens 
kennzeichnen, 

legl dem Stimmzettel in den Wahlumschlag 
und verschließt diesen, 

legt den verschlossenen Wahlumschlag und 
den Wahli:lusweis in den Wahlbriefumschlag, 

verschließt den Wahlbrief und übersendet ihn 
durch die Post der auf dem Wahlbriefumschlag 
bezeichncd.en Stelle. 

§ 36 

Behandlung der Wahlbriefe 

(1) Der Wahlausschuß prüft die Wahlbriefe selbst 
oder durch Beauftragte, die zur unparteiischen 
Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten und zur Ver­
schwiegenheit zu verpflichten sind; Geschäftsstellen 
des Wahlausschusses haben zwei vom Versiche­
rungsamt auszuwählende Wahlberechtigte zur Prü­
fung zuzuziehen. 

(2) Wird die Stimmabgabe schon auf Grund der 
Prüfung des Wahlbriefumschlags, des Wahlauswei­
ses und des noch ungeöffneten Wahlumschlags für 
ungültig erklärt, so ist der ungeöffnete Wahlum­
schlag mit dem Vermerk „ ungültig" zu versehen. 
Der Vermerk ist von einem Mitglied des Wahlaus­
schusses oder, falls die Prüfung bei einer Geschäfts­
stelle des Wahlausschusses vorgenommen wird, von 
einem Beauftragten des Wahlausschusses zu unter­
schreiben. Wahlumschläge, die mit der Aufschrift 
„ ungültig" versehen worden sind, werden zusammen 
mit den Wahlausweisen wieder in den Wahlbrief­
umschlag gelegt. Diese Wahlbriefe werden verpackt 
und getrennt von anderen Wahlunterlagen aufbe­
wahrt. 

(3) Soweit Wahlumschläge nicht nach Absatz 2 
mit dem Vermerk „ungültig" versehen worden sind, 
werden sie von den Wahlausweisen und den Wahl­
briefumschlägen getrennt. Die Wahlbriefumschläge 
und die Wahlausweise werden getrennt verpackt 
und aufbewahrt. 

(4) Die danach verbleibenden Wahlumschläge 
werden so vermischt, daß eine Reihenfolge nicht 
mehr erkennbar ist. Sie werden dann geöffnet und 
von den in ihnen befindlichen Stimmzetteln getrennt. 
Anschließend werden die Stimmzettel nach den Vor­
schriften des § 37 Abs. 4 und des § ]8 gezählt. Nach 
der Zählung werden Wahlumschläge und Stimm­
zettel getrennt verpackt und aufbewahrt. 

III. Er mit tJ u n g des Wahl er geb n iss es 

§ 37 

Ermittlung des Wahlergebnisses 
durch die Wahlleitungen 

(1) Jede Wahlleitung ermittelt unmittelbar im 
Anschluß an die Wahlhandlung das Wahlergebnis 
für jeden Versicherungsträger, getrennt nach Wäh­
lergruppen und Vorschlagslisten. 

(2) Zunächst werden die Stimmzettel der Wahl­
urne entnommen und noch gefaltet gezählt. Sodann 
wird die Zahl der einbehaltenen Wahlausweise 
festgestelit und mit der Zahl der Stimmzettel ver­
glichen. Stimmen die Zahlen der Wahlausweise mit 
der Zahl der Stimmzettel nicht überein, so ist dies 
in der Wahlniederschrift anzugeben und, soweit 
möglich, zu erläutern. 

(3) Sind bei einer Wahlleitung für die Wähler­
gruppe eines Versicherungsträgers nicht mehr als 
zehn Stimmzettel abgegeben worden, so unterblei­
ben insoweit weitere Ermittlungen, nachdem die 
Zahl der einbehaltenen Wahlausweise mit der Zahl 
der gefalteten Stimmzettel verglichen worden ist. 
Die weitere Behandlung obliegt den nach Absatz 6 
zuständigen Stellen. 

(4) Die Wahlleitung ermittelt, wieviel Stimmen 
für die einzelnen Vorschlagslisten abgegeben sind. 
Sie hat dabei über die Gültigkeit der abgegebenen 
Stimmen zu entscheiden. Auf für ungültig erklärten 
Stimmzetteln ist der Grund der Ungültigkeit zu ver­
merken. 

(5) Das Wahlergebnis ist in die Wahlniederschrift 
(§ 4 Abs. 10) aufzunehmen. Anzugeben sind dabei 

a) die Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen,· 

b) die Zahl der ungültigen Stimmen, 
c) die Zahl der auf die einzelnen Wähler­

gruppen entfallenen Stimmen, 

d) die Zahl der für jede Vorschlagsliste abge­
gebenen gültigen Stimmen. 

(6) Nach Ermittlung des Wahlergebnisses, späte­
stens jedoch am Tage nach dem Wahlsonntag, über­
sendet die Wahlleitung die Wahlunterlagen (Wahl­
ausweise, Stimmzettel, Wahlniederschriften und 
sonstige Aufzeichnungen) dem Versicherungsamt. 
Befindet sich jedoch der Wahlausschuß am Ort, so 
sind die Wahlunterlagen dem Wahlausschuß zuzu­
leiten. Auf Antrag des Wahlausschusses bestimmt 
das Versicherungsamt auch in anderen Fällen, daß 
die Wahlunterlagen dem Wahlausschuß zuzuleiten 
sind. 

(7) Soweit dem Versicherungsamt nach Absatz 6 
die Wahlunterlagen zugeleitet· werden, ermittelt 
dieses auf Grund der Wahlniederschriften unter 
Mitwirkung von mindestens zwei Wahlberechtigten 
verschiedener Wählergruppen in öffentlicher Sitzung 
das Wahlergebnis, das sich für seinen Bezirk ergibt. 
Uber die Sitzung wird für jeden Versicherungsträger 
eine Niederschrift angefertigt. Das Versicherungsamt 
übersendet die Niederschriften spätestens am fünf­
ten Tage nach dem Wahlsonntag den Wahlaus­
schüssen. Die \Nahlunterlagen verbleiben bei dem 
Versicherungsamt. 

§ 38 

Ungültige Stimmen 

(1) Ungültig sind Stimmzettel, 

a) die als nicht amtlich erkennbar sind, 

b) die mit einem besonderen Merkmal ver­
sehen sind, 

c) die nicht vorgesehene Angaben enthalten, 

d) die andere als die zugelassenen Vor­
schlagslisten bezeichnen, 
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e) die den Willen des WJhlcrs nicht zweifels­
frei erkennen lassen. 

(2) Bei Briefwahl ist die Stimmabgabe außerdem 
ungültig, wenn 

a) der Wahlbrief nicht rechtzeitig abgesandt 
(§ 34 Abs. 2) oder nicht rechtzeitig einge­
gangen (§ 34 Abs. 3) ist, 

b) der Wahlumschlag mit einem besonderen 
Merkmal versehen ist, 

c) der Wahlausweis nicht beiliegt, 

d) der Wahlumschlag leer -ist oder mehr als 
einen Stimmzettel enthält, soweit es sich 
nicht um Stimmzettel für Arbeitgeber mit 
mehrfachem Stimmrecht handelt. 

(3) In den Fällen des § 34 Abs. 2 bleibt die 
Stimmabgabe unberücksichtigt, wenn der Wahlbrief 
erst nach der Ermittlung des Wahlergebnisses durch 
den Wahlausschuß eingeht. 

§ 39 

Ermittlung des Wahlergebnisses 
durch die Wahlausschüsse 

(1) Der Wahlausschuß ermittelt das Wahlergebnis 
unverzüglich, schließt seine Ermittlungen aber 
frühestens am fünften Tage nach dem Wahlsonntag 
ab. An die Stelle des fünften Tages tritt bei der 
Seekasse, der See-Berufsgenossenschaft und der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte der 
neunundzwanzigste Tag. 

(2) Auf Grund der Wahlniederschriften · der 
Wahlleitungen (§ 37 Abs. 5), der Niederschriften der 
Versicherungsämter (§ 37 Abs. 7), der Stimmzettel, 
die dje Wahlleitungen bei ihren Ermittlungen außer 
Betracht gelassen haben (§ 37 Abs. 3), und unter 
Berücksichtigung der Stimmen, die ihm brieflich zu­
gegangen sind, ermittelt jeder Wahlausschuß geson­
dert für die einzelnen Wählergruppen die für jede 
Vorschlagsliste abgegebene Stimmenzahl, errechnet 
nach Maßgabe des Absatzes 3 die auf jede Vor­
schlagsliste entfallenden Sitze und stellt hiernach 
fest, welche Bewerber gewählt sind. 

(3) Die Zahl der auf die einzelnen Vorschlags­
listen entfallenden Sitze wird so errechnet, daß die 
Summe der Stimmen, die auf die einzelnen Vor­
schlagslisten entfallen sind, der Reihe nach durch 1, 
2, 3, 4 usw. geteilt wird, und daß aus den so gefun­
denen Zahlen der Größe nach so viel Höchstzahlen 
ausgesondert werden, wie Sitze zu verteilen sind. 
Jede Vorschlagsliste erhält so viele Sitze zugeteilt, 
wie Höchstzahlen auf sie entfallen. Uber die Zutei­
lung des letzten Sitzes entscheidet bei gleichen 
Höchstzahlen das vom Vorsitzenden des Wahlaus­
schusses zu ziehende Los. Enthält eine Vorschlags­
liste weniger Vorschläge, als Höchstzahlen auf sie 
entfallen, so gehen ihre Stellen auf die Höchstzahlen 
der anderen Vorschlagslisten über. 

(4) Die Niederschrift über die Ermittlung des 
Wahlergebnisses muß, getrennt nach Wählergrup­
pen, enthalten 

a) die Zahl der insgesamt abgegebenen Stim­
men, 

b) die Zahl der insgesamt brieflich abgegebe­
nen Stimmen, 

c) die Zahl der gültigen Stimmen, 
d) die Zahl der brieflich abgegebenen gültigen 

Stimmen, 
e) die Zahl der für jede Vorschlagsliste abge­

gebenen gültigen Stimmen, 

f) die berechneten Höchstzahlen und ihre 
Verteilung auf die Vorschlagslisten, 

g) die Zahl der auf die einzelnen Vorschlags­
listen entfallenden Sitze, 

h) die Namen der Gewählten und ihrer Stell­
vertreter in der nach den Höchstzahlen 
geordneten Reihenfolge. 

In der Niederschrift soll nach Möglichkeit auch die 
Zahl der Wahlberechtigten angegeben werden. Uber 
das Ergebnis einer Wahl ohne Wahlhandlung ist 
eine besondere Niederschrift zu fertigen. 

(5) Die Landeswahlbeauftragten und, soweit es 
sich um bundesunmittelbare Versicherungsträger 
handelt, der Bundeswahlbeauftragte, erhalten eine 
Abschrift der Niederschrift. 

§ 40 

Vorläufige Bekanntgabe des Wahlergebnisses 

(1) Der Wahlausschuß gibt den Listenvertretern 
das Wahlergebnis durch eingeschriebenen Brief be­
kannt. Dabei sind getrennt nach Wählergruppen 
anzugeben 

a) die Gesamtzah1 der abgegebenen Stimmen, 
b) die Zahl der ungültigen Stimmen, 

c) die Zahl der für jede Vorschlagsliste abge­
gebenen gültigen Stimmen, 

d) die Zahl der auf jede Vorschlagsliste ent­
fallenen Sitze und 

e) die Namen der gewählten Bewerber. 

(2) Die gewählten Bewerber werden von ihrer 
Wahl in der Ladung zur ersten Sitzung der Vertre­
terversammlung (§ 41) benachrichtigt. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Wahl der Vorsitzenden der Vertreterversammlung 
und Wahl des Vorstandes 

§ 41 

Erste Sitzung der Vertreterversammlung 

(1) Die erste Sitzung der in einer allgemeinen 
Wahl neugewählten Vertreterversammlung muß 
spätestens am 1. August des Wahljahres stattfinden. 
An die Stelle des 1. August tritt bei der Seekas:e, 
der See-Berufsgenossenschaft und der Bundesver­
sicherungsanstalt für Angestellte der 1. September. 
Die erste Sitzung darf frühestens am Tage nach der 
Ermittlung des Wahlergebnisses durch den Wahl­
ausschuß (§ 39) stattfinden; bei Versicherungsträ­
gern, für die keine Wahlhandlung stattfindet, frühe­
stens am Tage nach derr Wahlsonntag. 

(2) Zu der ersten Sitzung lädt der Vorsitzende 
des Wahlausschuss0s die Mitglieder der Vertreter­
versammlung unter Angabe der Tagesordnung. 
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(3) Die Tagcsordnunq muß folgende Punkte ent-
hallen: 

Wahl des Vorsitzenden und des oder der stell­
vertrclenden Vorsilzenden der Vertreterver­
sammlung, 

Wahl des Vorstandes. 

Andere Punkte darf die ncugewählle Vertreterver­
sammlung c!rst im Anschluß an die Wahl des Vor­
standes behandeln; trilt sie schon vor dem 1. Juli 
des Wahljahres zusammen, so darf sie außer den 
Vorsitzenden der Vertreterversammlung und dem 
Vorstand nur noch die Vcrsichertenältesten und 
Vertraucmsmiinncr wiihlen. 

(4) Dcr Vorsitzende des Wahlausschusses leitet 
die Sitzunq bis zur Wahl des Vorsitzenden der Ver­
trc l.e rv crs a mml un g. 

§ 42 

Wahl der Vorsitzenden der Vertreterversammlung 

( 1) Der V orsi t.zende des Wahlausschusses eröffnet 
die nach § 41 einberufene erste Sitzung der Vertre­
terversammlung und führt einen Beschluß darüber 
herbei, ob der Vorsitzende durch Zuruf oder schrift­
lich gewählt werden soll. 

(2) Hierauf fordert der Vorsitzende des Wahlaus­
schusses zur Ab~Jabe von Wahlvorschlägen auf. Er 
kann aus diesem Anlaß die Sitzung unterbrechen. 

(3) Wird schril tlich gewählt, so läßt der Vorsit­
zende des Wahlausschusses die erforderlichen 
Stimmzettel ausgeben. 

(4) Die Auszählung cler Stimmzettel wird von 
dem Vorsitzenden des Wahlausschusses und von 
mindestens zwei Milgliedern der Vertreterversamm­
lung vorgenommen, die verschiedenen Wählergrup­
pen angehören müssen, falls in der Vertreterver­
sammlung mehrere Wiihlcrgruppen vertreten sind. 

(5) Im übrigon richtc~t sich die Wahl nach den 
Vorschriften des § 5 des Selbstverwaltungsgesetzes. 

(6) Der Vorsitzende des Wahlausschusses gibt das 
Er~Jebnis der Wahl des Vorsitzenden der Vertreter­
versammlung bekannt und fordert den Gewählten 
zur Erklärung darüber auf, ob er die Wahl annehme. 
Erklärt der Gewählte, daß er die V✓ahl annehme, so 
übergibt ihm der Vorsitzende des Wahla11sschusses 
den Vorsitz der Vertreterversammlung. 

(7) Für die Wahl des oder der stellvertretenden 
Vorsitzenden gelten die Vorschriften der Absätze 1 
bis 5 und 6 Salz 1 t~ntsprechend. 

(8) Uber die Sitzung wird eine Niederschrift auf­
genommen. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden 
des Wahlausschusse: und vom Vorsitzenden der 
Vertreterversammlung zu unterzeichnen. 

§ 43 

Wahl des Vorstandes 

(1) Der Vorstand wird im Anschluß an die Wahl 
der Vorsitzenden der Vertreterversammlung ge­
wählt. 

(2) Die Wahl des Vorstandes leitet der Vorsit­
zende der Vertreterversammlung. 

(3) Die Wahl richtet sich nach den Vorschriften 
des § 4 Abs. 5 und 6 des Selbstverwaltungsgesetzes. 
In den Vorschlagslisten sind ein Listenvertreter und 
mindestens ein Stellvertreter zu benennen. Vor­
schlagslisten, die diesen Anforderungen nicht ent­
sprechen, sind ungültig. Im übrigen gilt § 11 ent­
sprechend. 

(4) Für die Durchführung der Wahl gelten die 
Vorschriften des § 42 Abs. 2, 3, 4, 6 Satz 1 und 
Abs. 8 entsprechend. 

§ 44 

Wahl der Vorsitzenden des Vorstandes 

(1) Die Wahl der Vorsitzenden des Vorstandes 
kann unmittelbar im Anschluß an die Wahl des Vor­
standes stattfinden; sie muß innerhalb von zwei 
Wochen nach der Wahl des Vorstandes stattfinden. 

(2) Zu der Sitzung, in der die Wahl stattfinden 
soll, lädt der Vorsitzende der Vertreterversammlung, 
soweit möglich, schon am Ende der Sitzung der Ver­
treterversammlung, in der der Vorstand gewählt 
worden ist. 

(3) Eine schriftlich0 Ladung muß als Punkt der 
Tagesordnung enthalten 

Wahl des Vorsitzenden und 

des oder der stellvertretenden Vorsitzenden. 

(4) Der Vorsitzende der Vertreterversammlung 
leitet die Sitzung bis zur Wahl des Vorsitzenden 
des Vorstandes. 

(5) Im übrigen gilt für die Wahl der Vorsitzenden 
§. 42 entsprechend. 

§ 45 

Bekanntmachung des endgültigen Wahlergebnisses 

(1) Der Vorsitzende der Vertreterversammlung 
teilt dem Wahlausschuß unverzüglich das Ergebnis 
der Wahl der Vorsitzenden der Vertreterversamm­
lung und der Wahl des Vorstandes mit. Der Vor­
sitzende des Vorstandes teilt dem Wahlausschuß 
unverzüglich das Ergebnis der Wahl der Vorsitzen­
den des Vorstandes mit. 

(2) Auf Grund dieser Mitteilungen stellt der Wahl­
ausschuß unverzüglich das endgültige Wahlergebnis 
fest und macht es öffentlich bekannt. Dabei sind 
anzugeben 

Familienname, 

Vorname, 
Geburtsdatum, 

Beruf, 
Wohnort und Wohnung 

der Mitglieder der Vertreterversammlung, des Vor­
sitzenden der Vertreterversammlung, der Mitglieder 
des Vorstandes und des Vorsitzenden des Vorstan­
des sowie ihrer Stellvertreter. 

(3) Die Landeswahlbeauftragten und, soweit es 
sich um bundesun::nittelbare Versicherungsträger 
handelt, der Bundeswahlbeauftragte erhalten eine 
Abschrift der Bekanntmachung. 
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DRITTER ABSCHNITT 

Wahl von Versichertenältesten 
und Vertrauensmännern 

§ 45 a 

Vorschriften für Wahlen 
durch die Versicherten und die Arbeitgeber 

Für die Wahlen von Versichertenältesten durch 
die Versicherten und die Rentenberechtigten und die 
Wahlen von Vertrauensmännern durch die Arbeit­
geber gelten die Vorschriften der §§ 8 bis 38 ent­
sprechend. Zur Anpassung an die besonderen Ver­
hältnisse der einzelnen Versicherungsträger trifft 
der Bundeswahlbeauftragte insbesondere Bestim­
mungen über den Wahlausweis und den Stimmzettel 
sowie über die Ermittlung und Bekanntmachung des 
Wahlergebnisses. 

§ 45 b 

Vorschriften für ·w·ahlen 
durch die Vertreterversammlung 

(1) Soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, 
muß die Wahl von Versichertenältesten und Ver­
trauensmännern bis zum 15. Oktober des Wahljahres 
stattfinden. 

(2) Auf Antrag eines Versicherungsträgers kann 
der Bundeswahlbeauftragte Bestimmungen über die 
Durchführung der Wahl und die Ermittlung des 
Wahlergebnisses treffen. 

DRITTER TEIL 

Wahlverfahren 
für die Knappschaftsversicherung 

ERSTER ABSCHNITT 

Wahl der Versichertenältesten 
und der Mitglieder der Vertreterversammlung 

A. Allgemeine Vorschrift 

§ 46 

Wahlankündigung 

(1) Der Bundeswahlbeauftragte bestimmt den 
Zeitpunkt für die Durchführung der allgemeinen 
Wahlen (§ 2 Abs. 11 des Selbstverwaltungsgesetzes) 

a) der Versichertenältesten und 

b) der Mitglieder der Vertreterversammlun­
gen. 

Allgemeine Wahlen der Versichertenältesten müs­
sen vor dem 1. Juli des Wahljahres stattfinden. 

(2) Die Wahl der Mitglieder der Vertreterver­
sammlung soll nicht später als neunzig Tage nach 
der Wahl der Versichertenältesten stattfinden. 

(3) Der Bundeswahlbeauftragte macht den Zeit­
punkt für die Durchführung der allgemeinen Wah­
len der Versichertenältesten und der Mitglieder der 
Vertreterversammlung am 15. März des Wahljahres 
öffentlich bekannt (Wahlankündigung - § 2 Abs. 9 
des Selbstverwaltungsgesetzes). 

B. Wahl der Versichertenältesten 

I. Vorbereitung der Wahl 

1. Wahlausschreibung, Vorschlagslisten und 
Wahlbekanntmachung 

§ 47 

Wahlausschreibung 
(1) Der Wahlausschuß fordert spätestens am ein­

undsiebzigsten Tage vor dem Wahlsonntag durch 
öffentliche Bekanntmachung auf, Vorschlagslisten 
für die Wahl der Versichertenältesten (§ 1 Abs. 5 
Satz 1 des Selbstverwaltungsgesetzes) bis zum fünf­
zigsten Tage vor dem Wahlsonntag einzureichen 
(Wahlausschreibung). 

(2) Die Wahlausschreibung muß bezeichnen 

a) die Knappschaft, 

b) den Zeitpunkt für die Durchführung der 
Wahl, 

c) die Stelle, bei der die Vorschlagslisten ein­
zureichen sind, und ihre Anschrift, 

d) den Zeitpunkt nach Tag und Stunde, bis zu 
dem die Vorschlagslisten eingereicht sein 
müssen (Einreichungsfrist), 

e) die Sprengelwahlgruppen und die Älte­
stensprengel, 

f) die Zahl der in den einzelnen Sprengel­
wahlgruppen zu wählenden Versicherten­
ältesten, 

g) die Voraussetzungen der Wählbarkeit, 

h) die Voraussetzungen für die Aufstellung 
von Vorschlagslisten, 

i) die Formvorschriften, die bei der Aufstel­
lung der Vorschlagslisten zu beachten sind, 

k) die Stellen, bei denen die amtlichen Vor­
drucke für die Vorschlagslisten erhältlich 
sind, 

1) die Stellen, bei denen die Vorschlagslisten 
ausgelegt werden, und die Zeit, während 
der sie ausliegen, 

m) Ort und Datum der Wahlausschreibung 
sowie die Namen der Mitglieder des Wahl­
ausschusses, die die Wahlausschreibung 
unterzeichnet haben, 

n) die Stellen, die Auskunft über die Durch­
führung der Wahlen erteilen. 

§ 48 

Form und Inhalt der Vorschlagslisten 

(1) Die Vorschlagslisten sind auf amtlichen Vor­
drucken nach dem Muster der Anlage 3 in drei 
Stücken einzureichen. Sie müssen mit Schreib­
maschine ausgefüllt sein. Unterschriften sind eigen­
händig zu vollziehen. Außerdem ist der Name jedes 
Unterzeichners in Maschinenschrift einzusetzen. 

(2) Die Vorschlagslisten der nach § 4 Abs. 1 des 
Selbstverwaltungsgesetzes vorschlagsberechtigten 
Personenvereinigungen und Verbände sind von 
mindestens zwei Personen zu unterschreiben, die zur 
Vertretung der Personenvereinigung oder des Ver­
bandes berechtigt sind. 
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(3) Den Vorschlagslisten sind eigenhändig unter­
schriebene Erklärungen der vorgeschlagenen Be­
werber beizufügen, daß sie ihrer Aufstellung zu­
stimmen. 

(4) Ergeben sich im Iinzeltalle Zweifel, so kann 
der Wahlausscbuß verlangen, daß den Vorschlags­
listen Unterlagen über die Wähllrnrkeil des Bewer­
bers nachgereicht werden. 

(5) Von Erklürungcn und sonstigen Unterlagen 
sollen Abschri f1cn nicht qeforder1 werden. 

§ 49 

Listenvertreter 

(1) Der in der Vorschlagsliste benannte Listen ver­
treter übt die ihm nach dem Selbstverwaltungsgesetz 
und dieser Verordnung zustehenden Befugnisse aus. 
Er oder sein Sl.ellvertreler ist insbesondere berech­
tigt, dem Wahlausschuß gegenüber alle die Vorbe­
reitung und Durchführung der Wahl betreffenden 
Erklärungen abzugeben; alle Erklärungen sind 
schriftlich abzugeben und eigenhändig zu unter­
schreiben. Vorschriften, nach denen ein Zusammen­
wirken des Listenvertreters und seines Stellvertre­
ters erforderlich ist, bleiben unberührt. 

(2) Beschlüsse und sonstige Mitteilungen des 
Wahlausschusses oder des Vorstandes sind dem 
Listenvertreter oder, falls dieser nicht erreichbar ist, 
seinem Stellvertreter bekanntzugeben. 

(3) Ist in einer Vorschlagsliste kein Listenvertreter 
benannt, so gilt der erste Unterzeichner der Liste 
als Listenvertreter; die übrigen Unterzeichner der 
Liste gelten in der Reihenfolge ihrer Unterschriften 
als Stellvertreter. 

(4) Nimmt ein Listenverlreter die Wahl in den 
Vorstand an, scheidet er als Listenvertreter aus. 
Entsprechendes gilt für einen Stellvertreter. 

(5) Solange ein ausgeschiedener Listenvertreter 
oder sein ausgeschiedener Stellvertreter nicht nach 
Absatz 6 ersetzt ist, tritt an seine Stelle der jeweils 
nächste Unterzeichner der Liste. 

(6) Der in der Vorschlagsliste benannte Listenver­
treter und sein Stellvertreter können jederzeit. durch 
andere Personen ersetzt werden. Dazu bedarf es 
einer Erklärung, die für Listen vorschlagsberechtig­
ter Personenvereinigungen und Verbände von min­
destens zwei zur Vertretung berechtigten Personen, 
bei freien Vorschlagslisten von mehr als der Hälfte 
der Unterzeichner eigenhändig unterschrieben sein 
muß. Die Erklärung wird in dem Zeitpunkt wirksam, 
in dem sie dem Wahlausschuß oder dem Vorstand 
zugeht. 

§ 50 

Listenergänzung 

(1) In der Vorschlagsliste dürfen höchstens so 
viele Bewerber benannt werden, wie in der Spren­
gelwahlgruppe Älteste zu wählen sind, sowie für 
jeden als Ältesten benannten Bewerber zwei Stell­
vertreter. Daneben sind jedoch Vorschläge zur Be­
setzung freiwerdender Stellen (§ 4 d Abs. 2 Satz 1 
und § 4 b Abs. 1 Satz 3 des Selbstverwaltungsgeset­
zes) zulässig. 

(2) Fällt bis zur Entscheidung über die Zulassung 
der Vorschlagslisten ein Bewerber aus, so kann der 
Listenvertreter einen anderen Bewerber benennen. 

(3) Fällt in der Zeit zwischen der Zulassung der 
Vorschlagslisten und der Feststellung des Wahl­
ergebnisses ein Bewerber aus, so rückt der Stellver­
treter in seine Stelle nach. Ist die Vorschlagsliste 
erschöpft., so fordert. der Wahlausschuß unter Be­
stimmung einer Frist von dem Listenvertreter eine 
Ergänzung ein. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist 
besetzt die Aufsichtsbehörde die freien Stellen mit 
Bewerbern aus der Zahl der Wählbaren. 

§ 51 

Zurücknahme von Vorschlagslisten 

(1) Eine Vorschlagsliste kann durch gemeinsame 
Erklärung des Listenvertreters und seines Stellver­
treters zurückgenommen werden, solange der Wahl-· 
ausschuß nicht über ihre Zulassung entschieden hat. 

(2) Mit Zustimmung des zuständigen Wahlbeauf­
tragten kann die Vorschlagsliste auch noch nach dem 
in Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt zurückgenom­
men werden. 

§ 51 a 

Listenzusammenlegung 

(1) Die Erklärung, daß mehrere Vorschlagslisten 
zusammengelegt werden sollen (Listenzusammen­
legung - § 4 Abs. 1 Satz 6 des Selbstverwaltungs­
gesetzes), kann von den Listenvertretern der Listen, 
die zusammengelegt werden sollen, nur gemeinsam 
abgegeben werden. Sie muß spätestens in der Sit­
zung abgegeben werden, in der über die Zulassung 
der Vorschlagslisten entschieden wird (§ 16 Abs. 1). 

(2) Durch die Zusammenlegung werden die Vor­
schlagslisten zu einer Vorschlagsliste. 

(3) Aus der Erklärung über die Zusammenlegung 
der Vorschlagslisten müssen das Kennwort. der ein­
heitlichen Vorschlagsliste, die Namen ihres Listen­
vertreters und mindestens eines Stellvertreters 
sowie die Reihenfolge der Bewerber ersichtlich sein. 
Die Vorschlagsliste in der sich durch die Zusammen­
legung ergebenden Fassung ist in drei Stücken bei­
zufügen oder innerhalb einer vom VVahlausschuß 
zu bestimmenden Frist einzureichen. An die Stelle 
der Unterschriften der in § 48 Abs. 2 bezeichneten 
Personen oder der Unterzeichner freier Vorschlags­
listen treten die Unterschriften der beteiligten 
Listenvertreter. 

§ 52 

Listenverbindung 

(1) Die Erklärung, daß mehrere Vorschlagslisten 
verbunden werden sollen (Listenverbindung - § 4 
Abs. 1 Satz 6 des Selbstverwaltungsgesetzes) kann 
von den Listenvertretern der Listen, die verbunden 
werden sollen, nur gemeinsam abgegeben werden. 
Sie muß spätestens in der Sitzung abgegeben wer­
den, in der über die Zulassung der Vorschlagslisten 
entschieden wird (§ 54 Abs. 1). 

(2) Verbundene Listen gelten bei der Ermittlung 
des Wahlergebnisses im Verhältnis zu den übrigen 
Listen als eine Liste. 
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(3) Die aut eine Lislcnvcrhindung entfallenden 
Silzc werden auf die bel.eili~Jl<'n Lisl.en nach dem für 
di(! Silzverlc:ilung clllgemein geltenden Verfahren 
(§ 78 Abs. 3 und 4) vcrleil t. 

§ 53 

Vorläufige Prüfung der Vorschlagslisten 

(1) Der Wahlausschuß vermerkt auf den Vor­
schlagslisten den Tag des Eingangs und bezeichnet 
sie getrennt nach Spnmgelwahlgruppen in der Rei­
henfolge ihres Eingangs mil Ordnungsnummern. 
Gehen mehrere Vorschlagslisten am selben Tag ein, 
so entscheidet über die Ordnungsnummer, die eine 
Liste erhält, das Los. Die Lose werden von den 
Listenvertretern in Gegenwart des Vorsitzenden des 
Wahlausschusses gezogen; für nicht erschienene 
Listenvertreter zieht der Vorsi lzende des Wahlaus­
schusses das Los. 

(2) Der Wahlausschuß prüft die Vorschlagslisten 
in der Reihenfolge der Ordnungsnummern. Ob die 
Voraussetzungen der Wählbarkeit in der Person 
eines Bewerbers vorliegen, ist nur zu prüfen, wenn 
ein besonderer Anlaß dazu besteht. 

{3) Gibt eine fristgerecht eingereichte Vorschlags­
liste zu Zweifeln oder Beanstandungen Anlaß, so 
teilt der Wahlausschuß dies dem Listenvertreter 
innerhalb von acht Tagen nach Eingang der Vor­
schlagsliste mit. Die Mitteilung muß den Hinweis 
enthalten, daß Zweifel und behebbare Mängel bis 
zu dem nach Tag und Monat zu bezeichnenden 
sechsunddreißigsten Tage vor dem Wahlsonntag 
beseitigt werden können. Sie ist dem Listenvertreter 
gegen persönliche Empfangsbestätigung auszuhän­
digen oder durch die Post mit Zustellungsurkunde 
zuzustellen. 

(4) Geht eine Vorschlagsliste (~rst nach Ablauf der 
Einreichungsfrist (§ 47 Abs. 2 Buchstabe d) ein, so 
teilt der Wahlausschuß dies dem Listenvertreter 
unverzüglich mit. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

(5) Ist ein Bewerber mit seiner schriftlichen Zu­
stimmung in mehreren Vorschlagslisten für die 
Wahl der Versichertenältesten derselben Knapp­
schaft aufgeführt oder hat ein Wahlberechtigter 
mehrere derartige Vorschlagslisten unterzeichnet, so 
wird sein Name in sämtlichen Vorschlagslisten ge­
strichen. Die Streichung ist dem Listenvertreter 
innerhalb der in Absatz 3 bezeichneten Frist oder, 
falls diese bereits verstrichen ist, unverzüglich mit­
zuteilen. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 54 
Zulassung der Vorschlagslisten 

(1) Der Wahlausschuß entscheidet bis zum neun­
undzwanzigsten Tage vor dem Wahlsonntag in einer 
Sitzung über die Zulassung sämtlicher Vorschlags­
listen, Listenzusammenlegungen und Listenverbin­
dungen sowie über die Reihenfolge, in der die zuge­
lassenen Listen auf dem Stimmzettel aufgeführt 
werden. Zu dieser Sitzung lädt der Vorsitzende des 
Wahlausschusses die Listenvertreter. 

(2) Ungültig ist eine Vorschlagsliste, 

a) die nicht auf amtlichem Vordruck (§ 48 
Abs. 1) oder nicht bis zum Ablauf der Ein-

reichungsfrist (§ 47 Abs. 2 Buchstabe d) 
oder unter einer Bedingung eingereicht 
worden ist oder 

b) die nicht die erforderlichen gültigen Unter-
schriften trägt. 

Der Wahlausschuß hat Vorschlagslisten zurückzu­
weisen, die ungültig sind oder den Anforderungen 
nicht entsprechen, die durch das Selbstverwaltungs­
gesetz und diese Verordnung aufgestellt sind, es sei 
denn, daß in diesen Vorschriften etwas anderes 
bestimmt ist. Uber die Zulassung einer zurückgenom­
menen Vorschlagsliste entscheidet der Wahlaus­
schuß nur auf Antrag. Listenzusammenlegungen 
oder Listenverbindungen hat der Wahlausschuß zu­
rückzuweisen, wenn die in §§ 51 a oder 52 bezeich­
neten Voraussetzungen nicht vorliegen. Entspricht 
eine Vorschlagsliste hinsichtlich einzelner Bewerber 
nicht den Anforderungen, die durch das Selbstver­
waltungsgesetz, das Reichsknappschaftsgesetz in der 
am 31. Dezember 1932 gültig gewesenen Fassung 
(§ 1 Abs. 4 des Selbstverwaltungsgesetzes), diese 
Verordnung oder die Satzung aufgestellt sind, so 
sind die Namen dieser Bewerber aus der Vorschlags­
liste zu streichen. 

(3) Der Wahlausschuß teilt jedem Listenvertreter 
unverzüglich nach der Sitzung schriftlich mit, 

a) ob seine Vorschlagsliste zugelassen ist, 

b) welche Bewerber auf seiner zugelassenen 
Vorschlagsliste etwa gestrichen sind und 
aus welchen Gründen, 

c) welche anderen Vorschlagslisten für die 
Sprengelwahlgruppe zugelassen sind, 

d) in welcher Reihenfolge die zugelassenen 
Vorschlagslisten auf dem Stimmzettel auf­
geführt werden, 

e) ob eine Wahlhandlung stattfindet. 

(4) Findet eine Wahlhandlung statt, so teilt der 
\Nahlausschuß dies auch dem zuständigen Wahl­
beauftragten mit; der Mitteilung ist eine Abschrift 
für den Bundeswahlbeauftragten beizufügen. 

§ 55 

Auslegung der Vorschlagslisten 

(1) Der Wahlausschuß läßt Abschriften der zuge­
lassenen Vorschlagslisten in den Geschäftsräumen 
der Knappschaft öffentlich auslegen. 

(2) Die Abschriften der Vorschlagslisten sind spä­
testens am fünfzehnten Tage vor dem VJ ahlsonntag 
auszulegen und müssen bis zum Ablauf des letzten 
Wahltages ausliegen. 

(3) Die Auslegung kann unterbleiben, wenn keine 
Wahlhandlung stattfindet. 

§ 56 

·wahl ohne Wahlhandlung 

(1) Wird für eine Sprengelwahlgruppe keine gül­
tige Vorschlagsliste eingereicht oder nur eine Vor­
schlagsliste zugelassen, so findet für diese Sprengel­
wahlgruppe keine Wahlhandlung statt. 
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(2) Findet k(~inc Wc1liltwndlung slatt, so macht der 
Wahlaussd1u 1:\ spJ L<~Sl.(~ns dm fünfundzwanzigsten 
Tage vor d(~rn Wuhlsonnlc1g öffontlich bekannt, daß 
und WC'sha I b <!ine Wi.l hl hcrnd lung unterbleibt. 

(3) Die in einer einzig(~n gültigen Vorschlagsliste 
benannten Bewerber gelten mi L der Feststc~llung des 
Wahlergebniss<!S als ~wwähJL 

§ 57 
Wahlbekanntmachung 

(1) Spctlcslcns am fünfzehnten Tage vor dem 
Wahlsonntag macht der Wahlausschuß die Wahl 
öffentlich bekannt (Wahlbekanntmachung). 

(2) Die Wahlbekanntmachung muß bezeichnen 
a) die Knappschaft, 

b) die Wahltage, 

c) die Wahlzeiten, 

d) den Wahlbezirk, 

e) die Sprengelwahlgruppen, die Ältesten­
sprengel und die Wahlräume, 

f) die in den einzelnen Sprengelwahlgruppen 
zugelassenen Vorschlagslisten, 

g) dif~ Stellen, die die Wahlausweise ausstel­
len, und die Personengruppen, die die Aus­
stellung eines Wahlausweises beantragen 
müssen, 

h) die Unterlagen, durch die Rentenberech­
tigte aus eigener Versicherung ihre Wahl­
berechtigung nachweisen, 

i) die Stellen, bei denen die Vorschlagslisten 
ausgelegt sind, 

k) die Stellen, die Auskunft über die Durch­
führung der Wahlen und die Vorausset­
zungen für die Ausübung des Wahlrechts 
erteilen. 

Sie muß ferner einen Hinweis auf die Möglichkeit 
der Briefwahl enthalten. 

(3) Der Wahlausschuß veranlaßt, daß die Wahl­
bekanntmachung in allen knappschaftlich versicher­
ten Betrieben ausgehängt wird. Soweit in einem 
Altestensprengel oder in Teilen eines Ältesten­
sprengels nur brieflich gewählt wird (§ 73 Abs. 1 
Satz 2), sind Auszüge aus der Wahlbekanntmachung 
in der Tagespresse zu veröffentlichen. 

2. Unterlagen für die Ausübung des Wahlrechts 

§ 58 
Grundsätze 

(1) Das Wahlrecht kann von Versicherten ein­
schließlich der Empfänger von Arbeitslosengeld oder 
von Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe nur auf 
Grund eines Wahlausweises ausgeübt werden. 

(2) Ren tenbcrechtigte aus eigener Versicherung 
weisen ihre Wahlberechtigung nach 

a) bei Auszahlung der Rente durch die Bun­
despost im Wege der allgemeinen Renten­
auszahlung an den Postschaltern durch den 
Rentenbescheid oder eine entsprechende 
Bescheinigung der Knappschaft in Verbin­
dung mit der roten Rentenausweiskarte 
(NummernkarteJ, 

b) bei Zustellung der Rente durch die Bundes­
post in die Wohnung oder durch bargeld­
lose Uberweisung durch den Rentenbe­
scheid oder eine entsprechende Bescheini­
gung der Knappschaft in Verbindung mit 
einem der letzten Postzahlungsabschnitte 
oder einer Bankbescheinigung, 

c) bei Renten, die nach den gesetzlichen Vor­
schriften in voller Höhe ruhen, durch den 
Ruhensbescheid der Knappschaft, der nach 
dem 8. Mai 1945 ausgestellt sein muß. 

(3) Wer brieflich wählen will, bedarf in jedem 
Falle eines Wahlausweises. 

(4) Die Stimmabgabe ist nicht deshalb ungültig, 
weil bei der Ausstellung des Wahlausweises von 
unzutreffenden Voraussetzungen ausgegangen wor­
den ist. 

§ 59 

Ausstellung der Wahlausweise 

(1) Die Wahlausweise werden ausgestellt und 
ausgehändigt oder übermittelt 

a) von dem Arbeitgeber, bei dem der Wahl­
berechtigte am Tage der Wahlankündigung 
beschäftigt war, 

b) auf Antrag von der Knappschaft für die 
übrigen Wahlberechtigten. 

(2) Soweit Wahlausweise nur auf Antrag ausge­
stellt werden, haben die Antragsteller ihre Wahl­
berechtigung glaubhaft zu machen. 

(3) Der Bundeswahlbeauftragte macht spätestens 
am Tage der Wahlankündigung bekannt, in welchen 
Fällen Wahlberechtigte einen Antrag auf Ausstel­
lung des Wahlausweises stellen müssen, und be­
stimmt dazu das Nähere. 

§ 60 

Form und Inhalt der Wahlausweise 
und der Stimmzettel - Wahlumschlag und 

Wahlbriefumschlag für die Briefwahl 

(1) Die Wahlausweise werden auf amtlichen Vor­
drucken nach dem Muster der Anlage 4 ausgestellt. 

(2) Auf den Stimmzetteln sind die Vorschlags­
listen in der Reihenfolge aufzuführen, die alle 
Listenvertreter durch gemeinsame schriftliche Erklä­
rung gegenüber dem Wahlausschuß bezeichnet 
haben; die sich danach ergebende Listennummer 
bleibt auch maßgebend, falls eine der beteiligten 
Listen nicht zugelassen wird. Haben die Listenver­
treter eine Erklärung nicht abgegeben, so ist, wenn 
bei der letzten vorhergehenden Wahl mehrere Listen 
zugelassen waren, für die Reihenfolge in erster 
Linie die Zahl der Stimmen maßgebend, die jede 
Liste bei der vorhergehenden Wahl erhalten hat; 
bei gleicher Stimmenzahl entscheidet die Ordnungs­
nummer (§ 53 Abs. 1). Nach der Ordnungsnummer 
bestimmt sich auch die Reihenfolge der Listen, die 
bei der vorhergehenden Wahl nicht beteiligt waren. 
Wenn bei der vorhergehenden Wahl nur eine Liste 
zugelassen war, so erhält die entsprechende Liste 
die Nummer 1; die Reihenfolge anderer Listen be­
stimmt sich auch in diesem Falle nach der Ord­
nungsnummer. 
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(3) Bei der Briefwahl werden amtliche Wahlum­
schläge nach dem Muster der A11lü~Je 8 und amtliche 
Wahlbriefumschläge mich dem Muster der Anlage 9 
verwendet. Der Wuhlumschlag ist zur Aufnahme des 
Stimmzettels, der Wahlbridumschlag zur Aufnahme 
des Wahlumschlags, in dem sich der Stimmzettel 
befindet, und des Wah lausweiscs bestimmt. 

(4) Das Nähere über die Wahlausweise, die 
Stimmzettel, die Wahlumsch lärJc und die Wahlbrief­
umschläge bestimmt der Bundeswi.lhlbeuuftragte. 

3. Wahlbezirk, Stimmbezirk, Wi.lhlräume 
und Wahlzeit 

§ 61 

Wahlbezirk 

Jede Sprengelwahlgruppe bildet einen Wahl­
bezirk. 

§ 62 

Stimmbezirk 

(1) Jeder Ältestensprengel bildet einen Stimm­
bezirk. 

(2) Der Wähler kann seine Stimme nur in dem 
Ältestensprengel persönlich abgeben, in dem er sei­
nen Wohnsitz hat. 

§ 63 

Wahlräume 

(1) Der Wahlausschuß bestimmt die Wahlräume. 

(2) Im Einvern-::hmen mit der Geschäftsleitung 
eines Betriebes können auch Räume in Betrieben zu 
Wahlräumen bestimmt werden. 

§ 64 

Wahlzeit 

Der Wahlausschuß bestimmt. Beginn und Hnde der 
Wahl. Die Wahlzeit muß an jedem Wahltage min­
destens sechs Stunden betragen. 

II. W a h 1 h an d l u n g 

1. Wahl durch persönliche Stimmabgabe 

§ 65 

Einrichtung der Wahlräume 

(1) Der Wahlausschuß sorgt dafür, daß die Wahl­
räume für die Wuhl eingerichtet werden. Findet die 
Wahl in einem Betrieb statt, so richtet der Arbeit­
geber die Wahlräume für die Wahl ein. 

(2) In jedem ·wahlraum werden geeignete Vor­
kehrungen dafür getroffen, daß der Wähler seinen 
Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen kann. 

(3) Für die Aufnahme der Stimmzettel werden 
verschließbare Wahlurnen berei lgestellt. 

§ 66 

Abstimmungsliste 

Wähler, die ihre Stimme nicht auf Grund eines 
Wahlausweises abgeben, werden in eine Abstim-

mungsliste unter Aufnahme des Familiennamens, 
des Vornamens, des Wohnortes und der Wohnung 
eingeüagen. 

§ 67 

Beginn und Unterbrechung der Wahlhandlung 

(1) Die Wahlleitung überzeugt sich vor Beginn der 
Stimmabgabe davon, daß die Wahlurne leer ist. Der 
Vorsitzende der Wahlleitung verschließt die 'iNahl­
urne. Sie darf bis zum Schluß der Wahlhandlung 
nicht mehr geöffnet werden. 

(2) Wird die Wahlhandlung unterbrochen, so ist 
sicherzustellen, daß Stimmzettel bis zum Wiederbe­
ginn der Wahlhandlung weder eingeworfen noch 
entnommen werden können. 

§ 68 
O:Hentlichkeit der Wahlhandlung 

Während der Wahlhandlung und der Ermittlung 
des Wahlergebnisses durch die Wahlleitung hat 
jedermann zum Wahlraum Zutritt. 

§ 69 
Ordnung im Wahlraum 

Die Wahlleitung sorgt für Ruhe und Ordnung im 
Wahlraum. 

§ 70 

Stimmabgabe 

(1) Nach Betreten des Wahlraumes begibt sich der 
Wähler an den Tisch der Wahlleitung und legt sei­
nen Wahlausweis oder die sonstigen Unterlagen 
zum Nachweis seiner Wahlberechtigung (§ 58 Abs. 2) 
vor. Die Wahlleitung prüft den Wahlausweis oder 
die sonstigen Unterlagen. Bei Zweifeln über die 
Identität des Wählers kann sie verlangen, daß dieser 
sich über seine Person ausweist 

(2) Soll ein Wähler zur Stimmabgabe nicht zuge­
lassen werden, so führt der Vorsitzende einen Be­
schluß der Wahlleitung herbei. 

(3) Läßt die Wahlleitung den Wähler zur Stimm­
abgabe zu, so behält sie den Wahlausweis ein oder 
vermerkt die Ausübung des Wahlrechts auf den 
sonstigen Unterlagen und händigt dem \N"ähler einen 
Stimmzettel aus. Die Wahlausweise werden mit lau­
fenden Nummern versehen. Stimmabgaben auf 
Grund sonstiger Unterlagen werden in der Abstim­
mungsliste (§ 66) verzeichnet. 

(4) Nachdem der Wähler zur Stimmabgabe zuge­
lassen ist, kennzeichnet er seinen Stimmzettel und 
faltet ihn. 

(5) Sobald der Wähler den Stimmzettel gekenn­
zeichnet und gefaltet hat, begibt er sich wieder an 
den Tisch der Wahlleitung und legt den gefalte­
ten Stimmzettel in die Wahlurne. 

§ 71 

Stimmabgabe behinderter Wähler 

Ein Wähler, der des Lesens unkundig oder durch 
körperliches Gebrechen an der Stimmabgabe behin­
dert ist, bestimmt eine Person seines Vertrauens, 
deren er sich bei der Stimmabgabe bedienen will, 
und teilt dies der Wahlleitung mit. 
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§ 72 

Schluß der Wahlhandlung 

Sobald die Wahlzeit abgelaufen ist, wird dies vom 
Vorsitzenden der Wahlleitung bekanntgegeben. Von 
da ab dürfen nur noch die Wähler zur Stimmabgabe 
zugelassen werden, die sich im Wahlraum befinden. 
Der Zutritt zum Wahlraum ist so lange zu sperren, 
bis die anwcsend(m Wähler ihre Stimme abgegeben 
habf!n. Sodann erklfüt der Vorsitzende der Wahl­
leilun9 die WcJhlhandlunq fiir ~1cschlosscn. 

2. Briefwahl 

§ 73 

Voraussetzungen und Frist für die Briefwahl 

(1) Wer verhindert ist., seine Stimme in seinem 
Ältestensprengel persönlich abzugeben, kann brief­
lich wählen. Der Wahlausschuß kann bestimmen, 
daß in einzelnen Ältestensprengeln oder in Teilen 
eines AHestensprengels nur brieflich gewählt wird. 

(2) Brieflich kann schon vor dem für die Durch­
führung der Wahlen bestimmten Zeitpunkt gewählt 
werden. Der Wähler soll den Wahlbrief möglichst 
frühzeitig a bsend<::n; er muß ihn spätestens am 
Wahlsonntag absenden. Maßgebend dafür, ob der 
Wahlbrief rechtzeitig abgesandt: worden ist, ist der 
Poststempel; im Zweifel ist der Wahlbrief als recht­
zeitig abgesandt anzusehen. Ein nicht durch die Post 
übersandter Wahlbrief gilt als rechtzeitig abgesandt, 
wenn er am Tage nach dem Wahlsonntag bis zum 
gewöhnlichen Zeitpunkt der erst.en Postzustellung 
beim Wahlausschuß ejngeht. 

§ 74 

Verfahren bei der Briefwahl 

(1) Wer brü~iJich wählen will, erhält auf Antrag 
gegen Vorlage des Wahlausweis(~s von der Stelle, 
die ihm den Wahlausweis ausstellt, einen Stimm­
zettel, einen Wahlumschlag und einen Wahlbrief­
umschlag (§ 60 Abs. 3). Der Antrag auf Aushändi­
gung dieser Unterlagen kann mit einem Antrag auf 
Ausstellung des Wahlausweises verbunden werden. 
Bestimmt der Wahlausschuß, daß in einem Altesten-­
sprengel oder in Teilen eines Altestensprengels nur 
brieflich gewählt wird (§ 73 Abs. 1 Satz 2), so gibt 
er das bekannt. 

(2) Die ausgebende Stelle versieht den Wahlbrief­
umschlag mit der Anschrift. des Wahlausschusses und 
macht ihn frei. Sie händigt. dem Wähler zusammen 
mit dem Umschlag ein Merkblatt über die Briefwahl 
aus. 

(3) Wer brieflich wühlt, 

kennzeichnet den Stimmzettel persönlich oder 
läßt ihn, falls er des Lesens unkundig oder 
infolge eines körperlichen Gebrechens behin­
dert ist, durch eine Person seirn:~s Vertrauens 
kennzeichnen, 

legt den Stimmzettel in den Wahlumschlag 
und verschließt diesen, 

legt den verschlossenen Wahlumschlag und 
den Wahlausweis in den Wahlbriefumschlag, 
verschließt den Wah lbricf, 

versieht ihn mit seiner genauen Anschrift 
(Familienname; Vorname, Wohnort und Woh-• 
nung) und 
übersendet ihn durch die Post dem Wahlaus­
schuß, 

§ 75 

Behandlung der Wahlbriefe 

(l) Der Wahlausschuß leitet die Wahlbriefe der 
Wahlleitung der zuständigen Sprengelwahlgruppe 
zu. Muß der Wahlbrief geöffnet werden, damit an 
Hand des Wahlausweises die Sprengelwahlgruppe 
festgestellt werden kann, so ist auf dem Wahlbrief­
umschlag zu vermerken: ,,Vom Wahlausschuß ge­
öffnet". 

(2) Die Wahlleitung der Sprengelwahlgruppe ord­
net die Wahlbriefe nach Ältestensprengeln und be­
handelt sie für jeden Ältestensprengel gesondert; 
das gilt auch für die Ermittlung des Wahlergebnisses 
(§ 78). Erklärt sie schon auf Grund der Prüfung des 
Wahlbriefumschlags, des Wahlausweises und des 
Wahlumschlags die Stimmabgabe für ungültig, so 
versieht sie den Wahlumschlag, ohne ihn zu öffnen, 
mit dem Vermerk „ungültig". Der Vermerk ist von 
dem Vorsitzenden der Wahlleitung zu unterschrei­
ben. Wahlumschläge, die mit der Aufschrift „un­
gültig" versehen worden sind, werden zusammen 
mit den Wahlausweisen wieder in den Wahlbrief­
umschlag gelegt. Diese Wahlbriefe werden getrennt 
von anderen "\Nahlunterlagen verpackt. 

(3) Soweit Wahlumschläge nicht nach Absatz 2 
mit dem Vermerk „ungültig" versehen worden sind, 
werden sie von den Wahlausweisen und den Wahl­
briefumschlägen getrennt. Die Wahlbriefumschläge 
und die Wahlausweise werden getrennt verpackt. 

(4) Die danach verbleibenden Wahlumschläge 
werden so vermischt, daß eine Reihenfolge nicht 
mehr erkennbar ist. Sie werden dann geöffnet und 
von den in ihnen befindlichen Stimmzetteln getrennt. 
Anschließend werden die Stimmzettel nach den Vor­
schriften des § 76 Abs. 3 und des § 77 gezählt. Nach 
der Zählung werden Wahlumschläge und Stimm­
zettel getrennt verpackt. 

III. Ermittlung des Wahl er geb n i s s e s 

§ 76 

Ermittlung des Wa.hlergebnisses 
durch die Wahlleitungen der ÄHestensprengel 

(1) Die Wahlleitung jedes Altestensprengels er­
mittelt unmittelbar im Anschluß an die Wahlhand­
lung das -Wahlergebnis. 

(2) Zunächst werden die Stimmzettel der Wahl­
urne entnommen und noch gefaltet gezählt. Sodann 
wird die Zahl der einbehaltenen Wahlausweise und 

· der in der Abstimmungsliste verzeichneten Stimm­
abgaben festgestellt und mit der Zahl der Stimm­
zettel verglichen. Stimmen die Zahlen der Wahlaus­
weise und der in der Abstimmungsliste verzeichneten 
Stimmabgaben mit der Zahl der Stimmzettel nicht 
überein, so ist dies in der Wahlniederschrift anzu­
geben und, soweit möglich, zu erläutern. 
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(3) Sodann ermittelt die Wahlleitung, wieviel 
Stimmen für die einzelnen Vorschlagslisten abgege­
ben sind. Sie hat dabei über die Gültigkeit der ab­
gegebenen Stimmen zu entscheiden. Auf für ungültig 
erklärten Stimmzetteln ist der Grund der Ungültig­
keit zu vermerken. 

(4) Das Wahlergebnis ist in die Wahlniederschrift 
(§ 4 Abs. 10) aufzunehmen. Anzugeben sind dabei 

a) die Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen, 
b) die Zahl der ungültigen Stimmen, 

c) die Zahl der für jede Vorschlagsliste abge­
gebenen gültigen Stimmen. 

(5) Nach Ermittlung des Wahlergebnisses über­
sendet die Wahlleitung des Altestensprengels der 
Wahlleitung der Sprengelwahlgruppe die Wahlnie­
derschrift. Die sonstigen Wahlunterlagen übersendet 
sie dem Wahlausschuß. 

§ 77 

Ungültige Stimmen 

(1) Ungültig sind Stimmzettel, 

a) die als nicht amtlich erkennbar sind, 

b) die mit einem besonderen Merkmal ver­
sehen sind, 

c) die nicht vorgesehene Angaben enthalten, 

d) die andere als die zugelassenen Vorschlags­
listen bezeichnen, 

e) die den Willen des Wählers nicht zweifels­
frei erkennen lassen. 

(2) Bei Briefwahl ist die Stimmabgabe außerdem 
ungültig, wenn 

a) der Wahlbrief nicht rechtzeitig abgesandt 
ist (§ 73 Abs. 2), 

b) der Wahlumschlag mit einem besonderen 
Merkmal versehen ist, 

c) der Wahlausweis nicht beiliegt, 

d) der Wahlumschlag leer ist oder mehr als 
einen Stimmzettel enthält. 

(3) In den Fällen des § 73 Abs. 2 bleibt die Stimm­
abgabe unberücksichtigt, wenn der Wahlbrief erst 
nach Ermittlung des Wahlergebnisses durch die 
Wahlleitung der Sprengelwahlgruppe eingeht. 

§ 78 

Ermittlung des Wahlergebnisses 
durch die Wahlleitungen 

der Sprengelwahlgruppen und den Wahlausschuß 

(1) Die Wahlleitungen der Sprengelwahlgruppen 
ermitteln das ·wahlergebnis unverzüglich, schließen 
ihre Ermittlungen aber frühestens am fünften Tage 
nach dem Wahlsonntag ab. 

(2) Auf Grund der Wahlniederschriften der Wahl­
leitungen der Altestensprengel (§ 76 Abs. 4) und 
unter Berücksichtigung der Stimmen, dlf~ ihr brieflich 
zugegangen sind (§ 75 Abs. 1 und 2) ermittelt die 
Wahlleitung jeder Sprengelwahlgruppe die für jede 
Vorschlagsliste abgegebene Stimmenzahl, errechnet 
nach Maßgabe des Absatzes 3 die auf jede Vor­
schlagsliste entfallenden Sitze und stellt hiernach 
fest, welche Bewerber gewählt sind. 

(3) Die Zahl der auf die einzelnen Vorschlags­
listen entfallenden Sitze wird so errechnet, daß die 
Summe der Stimmen, die auf die einzelnen Vor­
schlagslisten entfallen sind, der Reihe nach durch 1, 
2, 3, 4 usw. geteilt wird und daß aus den so gefun­
denen Zahlen der Größe nach so viel Höchstzahlen 
ausgesondert werden, wie Sitze zu verteilen sind. 
Jede Vorschlagsliste erhält so viele Sitze zugeteilt, 
wie Höchstzahlen auf sie entfallen. Uber die Zutei­
lung des letzten Sitzes entscheidet bei gleichen 
Höchstzahlen das vom Vorsitzenden der Wahllei­
tung der Sprengelwahlgruppe zu ziehende Los. Ent­
hält eine Vorschlagsliste weniger Vorschläge, als 
Höchstzahlen auf sie entfallen, so gehen ihre Stellen 
auf die Höchstzahlen der anderen Vorschlagslisten 
über. 

(4) Die Altestensprengel werden in der Reihen­
folge der auf die einzelnen Vorschlagslisten entf al­
lenden Höchstzahlen verteilt. Dabei besetzt jede in 
dieser Reihenfolge zu berücksichtigende Vorschlags­
liste, solange noch mehrere Sprengel zu verteilen 
sind, den Sprengel, in dem sie den höchsten Stim­
menanteil erzielt hat. Hat sie in mehreren Sprengeln 
den gleichen Stimmenanteil erzielt, so entscheidet 
das vom Vorsitzenden der Wahlleitung der Spren­
gelwahlgruppe zu ziehende Los darüber, welchen 
Sprengel die Liste besetzt. Enthält eine Vorschlags­
liste für den danach zuzuteilenden Sprengel keinen 
Vorschlag, so wird die Höchstzahl gestrichen und im 
Verfahren nach Absatz 3 eine neue Höchstzahl aus­
gesondert; der Stimmenanteil, den die Vorschlags­
liste in diesem Sprengel erzielt hat, ist im weiteren 
Verteilungsverfahren nicht mehr zu berücksichtigen. 

(5) Die Niederschrift über die Ermittlung des 
Wahlergebnisses muß enthalten 

a) die Zahl der in jedem Altestensprengel ins­
gesamt abgegebenen Stimmen, 

b) die Zahl der für jeden Altestensprengel 
insgesamt brieflich abgegebenen Stimmen, 

c) die Zahl der gültigen Stimmen in jedem 
Al testensprengel, 

d) die Zahl der brieflich abgegebenen gültigen 
Stimmen, 

e) die Zahl der für jede Vorschlagsliste abge­
gebenen gültigen Stimmen, 

f) die berechneten Höchstzahlen und ihre Ver­
teilung auf die Vorschlagslisten, 

g) die Zahl der auf die einzelnen Vorschlags­
listen entfallenden Stellen, 

h) die Namen der Gewählten und ihrer Stell­
vertreter in der sich aus Absatz 4 ergeben­
den Reihenfolge. 

In der Niederschrift soll nach Möglichkeit auch die 
Zahl der Wahlberechtigten in jedem Altestenspren­
gel angegeben werden. 

(6) Die Wahlleitungen der Sprengelwahlgruppen 
übersenden die Niederschrift über das Wahlergebnis 
und ihre vVahlunterlagen dem Wahlausschuß. Auf 
Grund der Niederschriften stellt der Wahlausschuß 
das Gesamtergebnis für die Knappschaft fest. 

(7) Der Landeswahlbeauftragte und, soweit es 
sich um bundesunmittelbare Knappschaften handelt, 
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der Bundcswdhll)ct1uftrc1glc erhalten eine Abschrift 
der Ni(~dcrschrifl des Wdhlausschusses über die 
1:.eststell trng des G(:sam l.ergebnisses. 

§ 79 

Bekanntmachung des Wahlergebnisses 

(1) Der Wuhlausschuß rnc1cht dc1s Wc1hlergebnis 
rmverzüglich öflr~ntlich b(~kannt. Dabei sind anzu­
geben 

Fctmj [jcnnmnc, Vorname, 

Geburtsdatum, Beruf, 

Wohnort und Wohnung 

der ~wwähllcn Altf)Slc)n und ihrer Stellvertreter. 

(2) Den LisLPnverlretern teilt der Wahlausschuß 
das W i:ih lcrgdm is durch eingeschriebenen Brief mit. 
Dc1bci sind anzu~iebcn 

a) die Gesamtzahl der in ihrer Sprengelwahl­
gruppe abge~Jebencn Stimmen, 

b) die Zahl der in ihrer Sprengelwahlgruppe 
abgegebenen ungültigen Stimmen, 

c) die Zahl der für jede Vorschlagsliste ihrer 
Sprengelwahlgruppe abgegebenen gültigen 
Stimmen, getrennt nach Altestensprengeln, 

d) die Zahl der auf jede Vorschlagsliste ihrer 
Sprengelwahlgruppe entfallenen Sitze und 

e) die Namen der gewählten Ältesten und 
ihrer Stellverlrelcr. 

(3) Der Wahlausschuß benachrichtigt die gewähl­
ten Bewerber durch eingeschriebenen Brief von 
ihrer Wahl. Der Benachrichtigung ist der Altesten­
ausweis beizufügen. 

C. Wahl der Mitglieder der Vertreterversammlung 

§ 80 

Verweisung 

Soweit nachstehend nichts anderes bestimmt wird, 
gelten für die Wahl der Mitglieder der Vertreter­
versammlung die Vorschriften der §§ 47 bis 79 ent­
sprechend. 

§ 81 

Wahlausschreibung 

Die Wahlausschreibung muß bezeichnen 
a) die Knappschaft, 

b) den Zeitpunkt für die Durchführung der Wahl, 

c) die Stelle, bei der die Vorschlagslisten einzu­
reichen sind, und ihre Anschrift, 

d) den Zeitpunkt nach Tag und Stunde, bis zu dem 
die Vorschli:lgslisten eingereicht sein müssen 
(Einreichungsfrist), 

e) die Zahl der zu wählenden Vertreter und Stell­
vertreter, 

f) die Zusammensetzung der Vertreterversamm­
lung, 

g) .die Voraussetzungen der Wählbarkeit, 

h) die Voraussetzungen für die Aufstellung von 
Vorschlagslisten, 

i) die Formvorschriften, die bei der Aufstellung 
der Vorschlagslisten zu beachten sind, 

k) die Stellen, bei denen die amtlichen Vordrucke 
für die Vorschlagslisten erhältlich sind, 

1) die Stellen, bei denen die Vorschlagslisten 
ausgelegt werden, und die Zeit, während der 
sie ausliegen, 

m) Ort und Datum der Wahlausschreibung sowie 
die Namen der Mitglieder des Wahlausschus­
ses, die die Wahlausschreibung unterzeichnet 
haben, 

n) die Stellen, die Auskunft über die Durchfüh­
rung der Wahlen erteilen. 

§ 82 

Form und Inhalt der Vorschlagslisten 

Die Vorschlagslisten sind auf amtlichen Vor­
drucken nach dem Muster der Anlage 1 einzureichen. 

§ 83 

Vorläufige Prüfung der Vorschlagslisten 

Die Vorschlagslisten sind getrennt nach Wähler­
gruppen mit Ordnungsnummern zu bezeichnen. 

§ 84 

Zulassung der Vorschlagslisten 

(1) Der Name eines als Mitglied benannten Be­
werbers ist in der Vorschlagsliste auch zu streichen, 
wenn für ihn nicht zwei Stellvertreter benannt sind. 

(2) Der Wahlausschuß teilt jedem Listenvertreter 
mit, 

a) ob seine Vorschlagsliste zugelassen ist, 

b) welche Bewerber auf seiner zugelassenen 
Vorschlagsliste etwa gestrichen sind und 
aus welchen Gründen, 

c) welche anderen Vorschlagslisten seiner 
Wählergruppe zugelassen sind, 

d) in welcher Reihenfolge die zugelassenen 
Vorschlagslisten auf dem Stimmzettel auf­
geführt werden, 

e) ob eine Wahlhandlung stattfindet. 

§ 85 

Wahlbekanntmachung 

(1) Die Wahlbekanntmachung muß bezeichnen 

a) die Knappschaft, 

b) die Wahltage, 

c) die Wahlzeiten, 

d) die Wahlräume, 

e) die zugelassenen Vorschlagslisten, 

f) die Unterlagen, durch die die Wahlberech­
tigung nachgewiesen wird, 

g) die Stellen, bei denen die Vorschlagslisten 
ausgelegt sind, 

h) die Stellen, die Auskunft über die Durch­
führung der Wahlen und die Vorausset­
zungen für die Ausübung des \t\1 ahlrechts 
erteilen. 

Sie muß ferner einen Hinweis auf die Möglichkeit 
der Briefwahl enthalten. 
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(2) Die Wahlbekanntmachung isl zur Kenntnis zu 
bringen 

a) den gewlihl len Versidwrlenültesten und 
ihren Stellverlrclem, 

b) denjenigen Gewcrkschaflen und selbstän­
digen Vereinigunqen von Arbeitnehmern 
mit sozial- oder bcrufspolitischer Zweck­
setzung, aus rlercn Vorschlagslisten Bewer­
ber als Versidwrtenällcste gewählt sind, 

c) der Wirtschaflsvcrcinigung Bergbau und 

d) den selbständigen Vcreinigungc~n von Ar­
beilgebern d(~S Berg bau es. 

§ 86 

Unterlagen für die Ausübung des W«hlrechts 

(1) Das Wahlrecht kann von Arbeitgebern nur 
auf Grund eines Wahlausweises üusgcübt werden, 
den die Knappschaft auf Anlrag ausstellt. 

(2) Versichertenälteste weisen ihre Wahlberechti­
gung durch den Altestenausweis nach; wollen sie 
jedoch brieflich wählen, so müssen sie bei der 
Knappschaft die Ausstellung eirn~s Wahlausweises 
beantragen. 

§ 87 

Form und Inhalt der Wahlausweise 
und der Stimmzettel 

(1) Die Wahlausweise werden auf amtlichen Vor­
drucken nach dem Muster der Anlagen 6 a und 6 b 
ausgestellt. 

(2) Die Stimmzeltel werden nach dem Muster der 
Anlagen 7 a und 7 b hergestellt. 

(3) Auf den Stimmzetteln für Arbeitgeber mit 
mehrfachem Stimmrecht ist die Zahl der Stimmen 
anzugeben. Die Stimmzettel haben einheitlich auf 

zu lauten. 

je 1 Stimme oder 
je 

je 

je 

je 

je 

5 

10 

50 

100 
500 

Stimmen oder 

Stimmen oder 
Stimmen oder 
Stimmen oder 
Sl.immcn 

§ 88 

Wahlbezirk und Stimmbezirk 

Wahlbezirk für die Wahl der Mitglieder der Ver­
treterversammlung ist der Zuständigkeitsbereich der 
Knappschaft. Der Wahlbezirk ist zugleich Stimm­
bezirk. 

§ 89 
Wahlräume 

Die Wahlhandlung findel in den vom Wahlaus­
schuß bestimmten Wahlräurn(\11 am Sitz der Knapp­
schaft statt. 

§ 90 
Briefwahl 

(1) Wer verhindert ist, seine Stimme im Wahl­
bezirk persönlich abzugeben, kann brieflich wählen. 

(2) Eine Mitwirkung der ·wahlh~itungen der 
Sprengelwahlgruppen entfällt. 

§ 91 

Ermittlung des Wahlergebnisses 

(1) Die Wahlleitungen ermitteln das Wahlergeb­
nis nach Maßgabe des § 76 Abs. 1 bis 4 und des 
§ 77 und leiten die Wahlniederschriften und die 
sonstigen Wahlunterlagen dem Wahlausschuß zu. 

(2) Bei der Briefwahl ist die Stimmabgabe ab­
weichend von § 77 Abs. 2 Buchstabe d nicht ungültig, 
wenn ein Wahlumschlag mehrere Stimmzettel ent­
hält und es sich dabei um Stimmzettel für Arbeit­
geber mit mehrfachem Stimmrecht handelt. 

(3) Auf Grund der Wahlniederschriften der Wahl­
leitungen und unter Berücksichtigung der Stimmen, 
die ihm brieflich zugegangen sind, ermittelt der 
Wahlausschuß nach Maßgabe des § 7l, das Wahl­
ergebnis für die Knappschaft. 

§ 92 

Vorläufige Bekanntgabe des Wahlergebnisses 

(1) Der Wahlausschuß gibt den Listenvertretern 
das Wahlergebnis durch eingeschriebenen Brief be­
kannt. Dabei sind, getrennt nach Vlählergruppen, 
anzugeben 

a) die Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen, 

b) die Zahl der ungültigen Stimmen, 

c) die Zahl der für jede Vorschlagsliste ab­
gegebenen gültigen Stimmen, 

d) die Zahl der auf jede Vorschlagsliste ent­
fallenen Sitze und 

e) die Namen der gewählten Bewerber. 

(2) Die gewählten Bewerber werden von ihrer 
Wahl in der Ladung zur ersten Sitzung der Ver­
treterversammlung (§ 93) benachrichtigt. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Wahl 
der Vorsitzenden der Vertreterversammlung 

und Wahl des Vorstandes 

§ 93 

Erste Sitzung der Vertreterversammlung 

(1) Die erste Sitzung der in einer allgemeinen 
Wahl neu gewählten Vertreterversammlung muß 
spätestens am 15. Oktober des Wahljahres statt­
finden; sie darf frühestens am Tage nach der Er­
mittlung des Wahlergebnisses durch den \Nahlaus­
schuß (§ 91) stattfinden, bei Knappschaften, für die 
keine Wahlhandlung stattfindet, frühestens am Tage 
nach dem für die Wahl der Mitglieder der Ver­
treterversammlung bestimmten Wahlsonntag. 

(2) Zu der ersten Sitzung lädt der Vorsitzende 
des Wahlausschusses die Mitglieder der Vertreter­
versammlung unter Angabe der Tagesordnung. 

(3) Die Tagesordnung muß folgende Punkte ent-
halten: -

Wahl des Vorsitzenden und der stellvertreten­
den Vorsitzenden der Vertreterversammlung, 
Wahl des Vorstandes. 
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Andere Punkle darf die neugewählte Vertreterver­
sammlung in einer Sitzung, die vor dem 1. Juli des 
Wahljahres stallfindet, nicht behandeln und in einer 
später stattfindenden Sitzung erst im Anschluß an 
die Wahl des Vorstandes. 

(4) Der Vorsitzende des Wahlausschusses leitet 
die Sitzung bis zur Wahl des Vorsitzenden der Ver­
treterversammlung. 

§ 94 

Wahl der Vorsitzenden 
der Vertreterversammlung 

(1) Der Vorsitzende des Wahlausschusses eröffnet 
die nach § 93 einberufene erste Sitzung der Ver­
treü:~rversammlung und führt einen Beschluß dar­
über herbei, ob der Vorsitzende durch Zuruf oder 
schriftlich gewählt werden soll. 

(2) Hierauf fordert der Vorsilzende des Wahlaus­
schusses zur Abgabe von Wahlvorschlägen auf. Er 
kann aus diesem Anlaß die Sitzung unterbrechen. 

(3) Wird schriftlich gewählt, so läßt der Vorsit­
zende des Wahlausschusses die erforderlichen 
Stimmzettel ausgeben. 

(4) Die Auszählung der Stimmzettel wird von dem 
Vorsitzenden des Wahlausschusses und von minde­
stens zwei Mitgliedern der Vertreterversammlung 
vorgenommen, die verschiedenen Wählergruppen 
angehören müssen. 

(5) Im übrigen richtet sich die Wahl nach den Vor­
schriften des § 5 des Selbstverwaltungsgesetzes. 

(6) Der Vorsitzende des Wahlausschusses gibt 
das Ergebnis der Wahl des Vorsitzenden der Ver­
treterversammlung bekannt und fordert den Ge­
wählten zur Erklärung darüber auf, ob er die Wahl 
annehme. Erklärt der Gewählte, daß er die Wahl 
annehme, so übergibt ihm der Vorsitzende des 
Wahlausschusses den Vorsitz der Vertreterver­
sammlung. 

(7) Für die Wahl der stellvertretenden Vorsit­
zenden gelten die Vorschriften der Absätze 1 bis 5 
und 6 Satz 1 entsprechend. 

(8) Uber die Sitzung wird eine Niederschrift auf­
genommen. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden 
des Wahlausschusses und vom Vorsitzenden der 
Vertreterversammlung zu unterzeichnen. 

§ 95 

Wahl des Vorstandes 

(1) Der Vorstand wird im Anschluß an die Wahl 
der Vorsitzenden der Vertreterversammlung ge­
wählt. 

(2) Die Wahl des Vorstandes leitet der Vor­
sitzende der Vertreterversammlung. 

(3) Die Wahl richtet sich nach den Vorschriften 
des § 4 Abs. 5 und 6 des Selbstverwaltungsgesetzes. 
In den Vorschlagslisten sind ein Listenvertreter und 
mindestens ein Stellvertreter zu benennen. Vor­
schlagslisten, die diesen Anforderungen nicht ent­
sprechen, sind ungültig. Im übrigen gilt § 49 ent­
sprechend. 

(4) Für die Durchführung der Wahl gelten die 
Vorschriften des § 94 Abs. 2, 3, 4, 6 Satz 1 und Abs. 8 
entsprechend. 

§ 96 

Wahl der Vorsitzenden des Vorstandes 

(1) Die Wahl der Vorsitzenden des Vorstandes 
kann unmittelbar im Anschluß an die Wahl des Vor­
standes stattfinden; sie muß innerhalb von zwei 
Wochen nach der Wahl des Vorstandes stattfinden. 

(2) Zu der Sitzung, in der die Wahl stattfinden 
soll, lädt der Vorsitzende der Vertreterversamm­
lung, soweit möglich, schon am Ende der Sitzung der 
Vertreterversammlung, in der der Vorstand gewählt 
worden isL 

(3) Eine schriftliche Ladung muß als Punkt der 
Tagesordnung enthalten 

Wahl des Vorsitzenden und 

der stellvertretenden Vorsitzenden. 

(4) Der Vorsitzende der Vertreterversammlung 
leitet die Sitzung bis zur Wahl des Vorsitzenden 
des Vorstandes. 

(5) Im übrigen gilt für die Wahl der Vorsitzen­
den § 94 entsprechend. 

§ 97 

Bekanntmachung des endgültigen Wahlergebnisses 

(1) Der Vorsitzende der Vertreterversammlung 
teilt dem Wahlausschuß unverzüglich das Ergebnis 
der Wahl der Vorsitzenden der Vertreterversamm­
lung und der Wahl des Vorstandes mit. Der Vorsit­
zende des Vorstandes teilt dem Wahlausschuß un­
verzüglich das Ergebnis der Wahl der Vorsitzenden 
des Vorstandes mit. 

(2) Auf Grund dieser Mitteilungen stellt derWahl­
ausschuß unverzüglich das endgültige Wahlergebnis 
fest und macht es öffentlich bekannt. Dabei sind an­
zugeben 

Familienname, Vorname, 

Geburtsdatum, Beruf, 

Wohnort und Wohnung 

der Mitglieder der Vertreterversammlung, des Vor­
sitzenden der Vertreterversammlung, der Mitglieder 
des Vorstandes und des Vorsitzenden des Vorstan­
des sowie ihrer Stellvertreter. 

(3) Die Landeswahlbeauftragten und, soweit es 
sich um bundesunmittelbare Knappschaften handelt, 
der Bundeswahlbeauftragte erhalten eine Abschrift 
der Bekanntmachung. 

VIERTER TEIL 

Kosten 

§ 98 

Kostenträger 

(1) Der Bund trägt die durfh die Tätigkeit des 
Bundeswahlbeauftragten entstehenden Kosten. 

(2) Die Länder tragen die durch die Tätigkeit der 
Landeswahlbeauftragten entstehenden Kosten. 
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(3) Im übrigen trägt jede Stelle die ihr aus Anlaß 
der Wahlen entstehenden Kosten selbst, soweit in 
§§ 99 und 100 nichts cmderes bestimmt ist. 

(4) Jede öffentliche Dienst.stelle hat über die ihr 
aus Anlaß der Wahlen enlst.ehenden Kosten Nach­
weise in der für sie üblichen Form zu führen. 

§ 99 

Ausgleich der Kosten 
für die Ausstellung von Wahlausweisen 

(1) Soweit die Träger der Krankenversicherung 
Wahlausweise für die Wahlen in den Rentenver­
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten aus­
stellen, steht ihnen eine Vergütung zu, die von den 
Trägern der Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten zu zahlen ist. Das gleiche gilt im 
Verhältnis der Gemeinden zu den Trägern der land­
wirtschaftlichen Unfallversicherung. 

(2) Die Vergütung bestimmt sich nach der Zahl 
der ausgestellten Wahlausweise. Für jeden Wahl­
ausweis wird ein Pauschbetrag von 0,35 Deutsche 
Mark gewährt. Damit sind alle mit der Ausstellung 
und Ubermittlung des Wahlausweises verbundenen 
Kosten abgegolten. 

(3) Die Vergütung, die die Träger der Kranken­
versicherung insgesamt von den Trägern der Ren­
tenversicherung der Arbeiter zu beanspruchen 
haben, wird auf diese umgelegt. Der Bundeswahl­
beauftragte legt den Schlüssel für die Umlegung im 
Einvernehmen mit dem Verband Deutscher Renten­
versicherungsträger fest. Bei der Festlegung des 
Schlüssels ist von der Zahl der Rentenberechtigten 
aus eigener Versicherung auszugehen, die am Tage 
der Wahlankündigung bei den einzelnen Versiche­
rungsträgern vorhanden waren. Läßt sich ein Ein­
vernehmen über den Schlüssel zwischen dem Bun­
deswahlbeauftragten und dem Verband Deutscher 
Rentenversicherungsträger nicht herstellen, so ent­
scheidet der Bundesminister für Arbeit und Sozial­
ordnung. 

(4) Die Vergütung, die die Träger der Kranken­
versicherung insgesamt für die Ausstellung von 
Wahlausweisen für die Wahlen in der Rentenver­
sicherung der Angestellten zu beanspruchen haben, 
trägt die Bundesversicherungsanstalt für Ange­
stellte. 

(5) Absatz 3 gilt entsprechend für die Umlegung 
der Vergütung, die die Gemeinden insgesamt von 
den Trägern der landwirtschaftlichen Unfallversiche­
rung zu beanspruchen haben. An die Stelle des Ver­
bandes Deutscher Rentenversicherungsträger tritt 
der Bundesverband der land wirtschaftlichen Berufs­
genossenschaften. 

§ 100 

Ersatz von Auslagen 

(1) Die Gemeinden und Kreise können von den 
an den Wahlen beteiligten Versicherungsträgern 
Ersatz ihrer Auslagen verlangen, soweit dem § 99 
nicht entgegensteht. Dabei bleiben laufende Per­
sonalkosten unberücksichtigt. 

(2) Der Gesamtbetrag der den Gemeinden und 
Kreisen entstandenen Auslagen wird, wenn eine 
Wahl in mehreren Versicherungszweigen gleichzei­
tig stattgefunden hat, zunächst auf die einzelnen 
Versicherungszweige umgelegt. Der danach auf 
einen einzelnen Versicherungszweig entfallende Be­
trag wird sodann auf die einzelnen Versicherungs­
träger umgelegt. Für die Umlegung sind Schlüssel 
maßgebend, die der Bundeswahlbeauftragte im Ein­
vernehmen mit den Spitzenverbänden der beteilig­
ten Versicherungsträger festlegt. Bei der Festlegung 
der Schlüssel ist für die Träger der Krankenver­
sicherung von der Zahl der Versicherten, für die 
übrigen Versicherungsträger von der Zahl der Ren­
tenberechtigten aus eigener Versicherung am Tage 
der Wahlankündigung auszugehen und insbeson­
dere zu berücksichtigen, inwieweit eine Wahl für 
die einzelnen Versicherungsträger tatsächlich statt­
gefunden hat. § 99 Abs. 3 Satz 4 gilt entsprechend. 

§ 101 

Ersta ttungsverf ahren 

(1) Anträge auf Ausgleich der Kosten für die Aus­
stellung von Wahlausweisen (§ 99) und auf Ersatz 
von Auslagen (§ 100) müssen innerhalb von drei 
Monaten nach dem Wahlsonntag gestellt werden; 
bei Fristversäumnis kann der Bundeswahlbeauf­
tragte Nachsicht gewähren. Die Gemeinden, die 
Kreise und die landesunmittelbaren Träger der Kran­
kenversicherung reichen den Antrag bei dem zu­
ständigen Landeswahlbeauftragten ein, die bundes­
unmittelbaren Träger der Krankenversicherung bei 
dem Bundeswahlbeauftragten. Die Landeswahlbeauf­
tragten stellen die ihnen mitgeteilten Beträge zu­
sammen und teilen die Gesamtbeträge dem Bundes­
wahlbeauftragten mit. 

(2) Die Wahlbeauftragten können in die nach § 98 
Abs. 4 zu führenden Nachweise Einsicht nehmen 
und beglaubigte Abschriften von Belegen verlangen. 

(3) Der Bundeswahlbeauftragte stellt die auf die 
einzelnen Versicherungsträger entfallenden Um­
lagebeträge fest und sorgt im Benehmen mit den 
Spitzenverbänden der Versicherungsträger dafür, 
daß die Anspruchsberechtigten unverzüglich be­
friedigt werden. 

FUNFTER TEIL 

Schl ußvorschriften 

§ 102 

öffentliche Bekanntmachungen 

Die nach dieser Verordnung erforderlichen Be­
kanntmachungen veröffentlichen 

der Bundeswahlbeauftragte im Bundesanzeiger, 
die Landeswahlbeauftragten im Staatsanzeiger 

oder Ministerial- oder Amtsblatt der Landes­
regierung 
oder des Arbeits- oder Sozialministeriums, 

der Wahlausschuß in der bei dem Versicherungs­
träger üblichen Weise, 

das Versicherungsamt in ortsüblicher Weise. 
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Daneben können die Bekanntmachungen, falls es er­
forderlich erscheint, noch in anderer Weise ver­
öffentlicht werden. 

§ 103 

Gebührenfreiheit 

Für die Ausstellung von Bescheinignngen, die in 
dieser Verordnung vorgesehen sind, werden Ge­
bühren nicht erhoben. 

§ 104 

Vordrucke 

(1) Der Bundeswahlbeauftra~1te bestimmt das 
Nähew über die für die Durchführung der Wahlen 
erforderlichen Vordrucke. 

(2) Der Wahlausschuß veranlaßt die Herstellung 
und Verteilung der Vordrucke; er kann sich bei der 
Verteilung auch der Versicherungsämter bedienen. 
Die von ihm verteilten Vordrucke gelten als amt­
liche Vordrucke im Sinne dieser Verordnung. 

(3) Die Verteilung der Vordrucke für vVahlaus­
weise, Stimmzettel, Wahlumschläge und Wahlbrief­
umschläge für die Wahlen in der landwirtschaftli­
chen Unfallversicherung an die Gemeinden vermit­
teln die Versicherungsämter. 

§ 105 

Aufbewahrung der Wahlunterlagen 

Die Wahlunterlagen werden bis zum Ablauf der 
Amtsdauer der gewählten Organe aufbewahrt. Für 
die Aufbewahrung sind die Stellen zuständig, bei 
denen die Wahlunterlagen nach den Vorschriften 
dieser Verordnun9 endgültig verbleiben. 

§ 106 

Amtshilfe 

Alle an der Durchführung der Wahlen beteiligten 
Behörden und Versicherungsträger leisten sich ge­
genseitig Amtshilfe. 

§ 107 

Wahlen in besonderen Fällen 

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelteu 
insbesondere entsprechend, wenn eine ·V\Tahl wieder­
holt werden oder für einen neu zu bildenden Ver­
sicherungsträger besonders stattfinden muß. Bei 
vVahlen in besonderen Fällen, die ausschließlich für 
landesunmi ttel bare Versid1erun9sträger stattfinden, 
tritt der Landeswahlbeauftragte an die Stelle des 
Bundeswahlbeauftragten. 

(2) Zur Anpassung an besondere Verhältnisse 
(§ 2 Abs. 4 Satz 3) kann der zuständige Wahlbeauf­
tragte insbesondere die in dieser Verordnung vor­
gesehenen Fristen abkürzen. 

(3) Bei Wiederholungswahlen ist das Wahlver­
fahren nur insoweit zu erneuern, als das nach der 
Entscheidung, die die Wiederholungswahl notwen­
dig macht, erforderlich ist. Der Bundeswahlbeauf­
tragte kann bestimmen, daß bei Wiederholungswah­
len für bundesunmittelbare Versicherungsträger nur 
brieflich gewählt wird; das gilt nicht für Betriebs­
krankenkassen und Knappschaften. 

§ 108 

Stad tstaa tkla usel 

In den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg be­
stimmt der Senat, welche Stellen die Aufgaben 
wahrnehmen, die im Selbstverwaltungsgesetz und 
in dieser Verordnung den Gemeindeverwaltungen 
übertragen sind. 

§ 109 

Geltung in Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom. 4. Januar 1952 (Bundes­
gesetzbL I S. 1) in Verbindung mit § 17 a des Selbst­
verwaltungsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 110 

Inkramreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver­
kündung in Kraft. 
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Anlage 1 
(zu §§ 10 und 82) 

Kennwort: .............. 1) 

Ordnungsnummer: 

Eingegangen am: Listenvertreter: 

(vom Wahlausschuß cinzuLrar1cn) (Name, Vorname, Wohnort, Wohnung, Fernruf) 

1. Stellvertreter: 

(Name, Vorname, Wohnort, Wohnung, Fernruf) 

2. Stellvertreter: 

(Name, Vorname, Wohnort, Wohnung, Fernruf) 

3. 

4. 

An den 

Wahlausschuß 

des 2) / der~) 
(Bezeichnung des Versicherungsträgers) 

in 
(Anschrift) 

Vorschlagsliste 

des 2) / der 2) ............................................................................................................................ ,. ........................................ , .................................................... 3) 

(Bezeichnung der Personenvereinigung oder des Verbandes) 

für die Wahl zur Vertreterversammlung des 2) / der 2) 

(Bezeichnung des Versicherungsträgers) 
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Für die Gruppe der Versicherten 2)/versicherten Arbeitnehmer 2)/ Arbeitgeber 2)/Selbständigen 
ohne fremde Arbeitskräfte 2) werden vorgeschlagen 

Teil 1 

als Mitglieder und Stellvertreter: 4) 

Lfd. Nr. 
Mitglied Name 

Geburtstag Wohnort a) erster (bei Frauen Beruf Voraussetzungen 
Stellvertreter auch Geburtsname! Geburtsort Wohnung der Wählbarkeit 5) 

b) zweiter Vorname 
Stellvertreter 

1 1 2 1 3 1 4 1 5 1 6 

1 

1 a 

lb 

2 
' 

2a 

2b 

3 

3a 

3b 

4 

4a 

4b 

Fortsetzung aui Einlageblättern 
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Teil 2 

als Bewerbc~r ·z.ur Beset.·1.tmg von Stellen nach § 4 b Abs. 1 Satz 3 
des Selbslverwaltungsqes(~tzc~s: ti) 

für die Stelle Nc1me 
Geburtstag der lfd. Nr. fiH'1 l·rc111()11 Beruf des Teils 1 dJJ('li c;,,Jrnrl,lldlll(,) 
Geburtsort 

der Liste Vornc1111n 

1 
1 

2 1 
3 

1 
4 

1 

1 a 

lb 

2 

2a 

2b 

3 

3a 

3b 

Die Liste umfoßl insgesamt ............................... 7) Blätter. 

Wohnort 

Wohnung 

1 
5 

Erkltirungen dc)r BcWf!rbcr, daß sie ihrer Aufstellung zustimmen, sind beigefügt. 

Voraussetzungen 
der Wählbarkeit 5) 

1 
6 

Es wird ausdrücklich besliiligt, daß die Voraussetzungen der Wählbarkeit aller Bewerber geprüft 
worden sind und zwar, soweit erforderlich, an Hand von Unterlagen. Die Prüfung hat ergeben, daß 
die Vorausscl.zunqcn der vVühlbarkeit in der Person jedes Bewerbers vorliegen . 

..... , den .. 

( U n lerscb r iflen der zur Vertretung der Personenvereinigung oder des 
Verbandes berechtiglen Personen) 

1 
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Listenunterzeichner 8) 

--~·-- -·--

Name 
Lfd. 

UnU\rschrifl (IJci Prauen Geburtstag \Vohnort Voraussetzungen 
Nr. c1t1ch GciJmlsnamc) Beruf der Wahlberechtigung 9) 

Vorni:lme Geburtsort Wohnung 
--

1 1 '.J. ______ J __ 3 1 4 1 5 1 6 1 
7 

1 

---- ----·-·--

2 

3 

4 

5 

,. 

Weitere Unterschriften auf den beigefügten ................ 7) Blättern 

Anmerkungen: 
1) Als Kennwort ist bc!i Vorscblagslislen, die von nach § 4 Abs. 1 des Selbstverwaltungsgesetzes vor­

schlagsberechligten Personenvereinigungen oder Verbänden eingereicht werden, der Name der 
Personenvereinigung oder des Verbandes, bei Vorschlagslisten nach § 4 Abs. 1 Sätze 9 und 10 des 
Selbstverwaltungsgesetzes (freie Vorschlagslisten) der Familienname des Listenvertreters einzu­
sclzcn. Es können auch die Namen mehrerer Personenvereinigungen oder Verbände und bei freien 
Vorschlagslisten außer dem Familiennamen des Listenvertreters auch die Familiennamen von 
Listenunterzeichnern eingesetzt werden, insgesamt jedoch nicht mehr als fünf Familiennamen. 

2
) Nichlzulreffendcs ist zu slreichen. 

3J Bleibt bei freien Vorschlagslisten leer. 
4) ln der Vorschlagsliste dürfen höchstens so viele Bewerber benannt werden, wie für die betreffende 

W~ihlergruppe (§ 2 Abs. 1, 2 und 3 des Selbstverwaltungsgesetzes) Mitglieder zu wählen sind. Für 
jeden als Milgfü~d benannten Bewerber müssen zwei Stellvertreter benannt werden. Daneben sind 
in Teil 2 der Lislc Vorschläge zur Besetzung von Stellen nach § 4 b Abs. 1 Satz 3 des Selbstver­
wallun~Js9cselzes zuWssi9. 

5
) Erläuterung der im Einzelfall vorliegenden Voraussetzungen nach § 2 Abs. 4, 7 und 8 sowie § 4 

Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 des Selbstverwaltungsgesetzes (z.B. Versicherter, Rentenberechtigter aus 
eigener Versi cb t)nm g, Gewerkschaftsbeauftragter), 

G) Solche Vorschlctge sind zulässig, aber nicht vorgeschrieben. 
7) Zahlen einsetzen. 
8) Nur bei freien Vorschlagslisten auszufüllen. 
11 ) Erläuterung der im Einzelfall vorliegenden Voraussetzungen nach § 4 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 des 

Selbstverwaltungsgesetzes. 

Alle Angaben sind in Maschinenschrift einzusetzen. Unterschriften sind eigenhändig zu vollziehen 
und in Maschinenschrift zu wiederholen. 
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*) 

(Be,.(' id1 n111HJ dc•s V c~ rsid1,· r111lfJ:il.r,iqcrs) 

Lfd Nr. 

(/\nsdirill dl:s W<11Il<1us:;c\111sS<'s) 

Gruppe der 
(Br.,zc:idrnrrncJ dc•r w;:illl:1cp11p1w) 

Wahlausweis *) 

135 

Anlage 2a 
(zu § 22) 

für die Wahl zur Vertreterversammlung des/der ··············································•·"' ....... . 

Herr/Frau/Fräulein 

geb. am 

im Monat ....... .. 

(Bezeichnung des Versicherungsträgers) 

19 ... 

kann gegen Abgabe dieses Wahlausweises an der Wahl teilnehmen. 

(Slempel der 
Ausgabestelle) 

den .... 

(Unterschrift des Ausstellers) 

Verlorene Wahlausweise können nicht ersetzt werden. 

Durch persönliche Stimmabgabe kann das Wahlrecht nur innerhalb des Wahlbezirkes ausgeübt werden. Der Wahl­
bezirk erstreckt sich auf 

(Bczl:ichnnng des Zust.ändigkeilsbereiches des Versicherungsträgers) 

... (hier perforiert) 

*) 

(Bezeichnunq des Vcrsichcrun4s1.riiqcrs) 

Gruppe der 
(Bczcichnunn der Wiihlcrgruppc) 

Stimmzettel *) 

für die Wahl zur Vertreterversammlung des/der 
(Bezeichnung des Versicherungsträgers) 

im Monat 19„ 

Ordnungsnummer Kennwort 

1 
der der 

Vorschlagsliste Vorschlagsliste 

1 

2 

3 

Verlorene oder verdorbene Stimmzettel können nicht ersetzt werden. 

*) Fettdruck 
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*) 

(Jl<',.<'id11111nq dPs V(,rsiclH•runqsl.räqers) 

Lfd Nr ....... . 
(/\nscl1rill dt's W,d1li111sscl111ss(,s) 

Gruppe der A rlwi l.gebm 

Wahlausweis *) 

für die\ Wcli1l zur VerlrPIPrvers,innnlung des/der 

Herr/Frei u/Früu l ein/ 
17i rma/Dienstslel Je 

geb. am 

im Monat ... 

.................... 
(Bezeichnunq des Versicherunqsträgers) 

.. ........... 19 ............... . 

kann gegen Ab~Jdbe dieses Wahlausweises an der Wahl teilnehmen. 

(Stempel der 
Ausgabestelle) 

..... , den 

(Unterschrift des Ausstellers) 

Verlorene Wahlausweise können nicht ersetzt werden. 

Anlage 2b 
(zu § 22) 

Durch persönliche Stimmabgabe kann das Wahlrecht nur innerhalb des Wahlbezirkes ausgeübt werden. Der Wahl­
bezirk crslncckt sich auf 

fße'l.eichnunq des Zustlindiqkeitsbereiches des Versicherunqsträqers) 

..... (hier perforiert) 

*} 

(B<,,.(•idrn111HJ d(,s Versich<'runqsträqers) 
Wert 

GrnppP dc!r ArbeitgebPr 

Stimmzettel *) 

für die Wahl zur Vertreterversammlung des/der 
(Bezeichnung des Versicherungs1rägers) 

im Monat ............................................ 19 ............ ,. 

Ordnungsnummer 
der 

Vorschlags I iste 

2 

3 

*) Fettdruck 

Kennwort 
der 

Vorschlagsliste 

Verlorene oder verdorbene Stimmzettel können nicht ersetzt werden. 

Stimmen 

········•. 

'• ·•. 

..... ~ ... 
·· .. \ 

··• ....... •·· 
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Anlage 3 
(zu § 48) 

Kennwort: ............................................................................................................... 1) 

Ordnungsnummer: 

Eingegangen am: Listenvertreter: 

(vom Wahlaussdiull cinzulrafJCn) (Name, Vorname, Wohnort, vVohnung, Fernruf) 

1. Stellvertreter: 

(Name, Vorname, Wohnort, Wohnung, Fernruf) 

2. Stellvertreter: 

(Name, Vorname, Wohnort, Wohnung, Fernruf) 

3. 

4. 

An den 

Wahlausschuß 

der 
(Bezeichnung der Knappschaft) 

in 
(Anschrift) 

Vorschlagsliste 

des 2) / der 2) ............................................................................................................................................................................................................ 3) 
(ßczeichnun9 der Personenvereinigung oder des Verbandes) 

für die Wahl der Knappschaftsältesten der Arbeiter 2) / Angestellten 2) 

bei der .......................................................................................................... " ............................................................................................................................. . 
(Bezeichnung der Knappschaft) 

für die Sprengelwahlgruppe ..................................................................................................................................................................................... .,. 
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Teil 

Knappschcift.s­
tiltef,ter 

2 erster 
Stellvert.rel<~r 

3 zweiter 
Stell vertretet 

2 

3 

2 

3 

2 

3 
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Als Knappschaftsälteste und Stellvertreter werden vorgeschlagen: 4) 

Nume 
(lwi Prnuen 

dll<'il Cci>urlsnamc) 

Vorname 

Sprengel ..... 

Geburtstag 

Geburtsort 
Beruf 

Sprengel ........................................................................................... . 

Wohnort 

Wohnung 

Sprengel .................................................................................................................... . 

Fortsetzung auf Einlageblättern 

Voraussetzungen 
der Wählbarkeit 5) 
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Teil 2 

Zur Besetzung von Stellen nach § 4 d Abs. 2 Satz 1 in Verbindung 
mit § 4 b Abs. 1 Satz 3 des Selbstverwaltungsgesetzes werden vorgeschlagen: 6) 

für die Stelle 
der lfd. Nr. 

Name 
(bei Frcrnen 

auch Cel>urlslldllle) 

Geburtstag 

Geburtsort 

Wohnort 

Wohnung 

Voraussetzungen 
der Wählbarkeit 5) des Teils 1 

der Liste 

2 

3 

2 

3 

Beruf 

Vorname 

Sprencwl 

Sprengel 

Die Liste umfaßt ins~Jcsarnt ................ i) Blätter. 

Erklärungen der Bewerber, daß sie ihrer Aufstellung zustimmen, sind beigefügt. 

Es wird ausdrücklich bcslüligl, daß die Voraussetzungen der Wählbarkeit aller Bewerber geprüft 
worden sind und zwar, sowcil erforderlich, an Hand von Unterlagen. Die Prüfung hat ergeben, daß 
die Voraussclzun9c!n der Wühlbarkeit in der Person jedes Bewerbers vorliegen . 

.............................................. , den 

(Un lern eh ri fl.en der zur Vertretung der Personenvereinigung oder des 
Verbandes berechtiglen Personen) 

139 
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1 Lfd. 
Nr. 

1 1 

1 

2 

3 

4 

5 
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Listenunterzeichner 8) 

Nüme 
Geburtstag Wohnort Voraussetzungen lJntt~r:-.c:hrifl (bei Frnuen Beruf uuch Geburtsname) 
Geburtsort Wohnung der Wahlberechtigung 9) 

Vorname 

2 
1 3 

1 4 1 5 1 6 1 
7 

Weilere Unlerschriflen auf den beigefügten .... ................ 7) Blättern 

Anmerkun~Jcn: 

1
) Als Kennwort isl bei Vorschlagslisten, die von nach § 4 Abs. 1 des Selbstverwaltungsgesetzes vor­

schlagsberechligten Personenvereinigungen oder Verbänden eingereicht werden, der Name der 
Personenvereinigung oder des Verbandes, bei Vorschlagslisten nach § 4 Abs. 1 Sätze 9 und 10 des 
Sclbslvcrwaltungsgesetzes (freie Vorschlagslisten) der Familienname des Listenvertreters einzu­
setzen. Es können auch die Namen mehrerer Persommvereinigungen oder Verbände und bei freien 
Vorschlagslisten außer dem Familiennamen des Listenvertreters auch die Familiennamen von 
Listcnunlerzeichnern eingesetzt werden, insgesamt jedoch nicht mehr als fünf Familiennamen. 

2
) Nichlzul.rdfcndes ist zu streichen. 

:i) Bleibt bei freien Vorschlagslisten leer. 
4

) fn der Vorschlagsliste dürfen höchstens so viele Bewerber benannt werden, wie in der Sprengel­
wahlqruppe Allcsle zu wählen sind, sowie für jeden als, AHesten benannten Bewerber zwei Stell­
verlrelcr. Daneben sind Vorschläge in Teil 2 d:~r Liste zur Besetzung von Stellen nach § 4 d Abs. 2 
Satz 1 in Verbindung mit § 4 b Abs. 1 Satz 3 des Selbstverwaltungsgesetzes zulässig. 

5
) Erii:iulerung der im Einzelfall vorliegenden Voraussetzungen nach § 2 Abs. 4, 7 und 8 in Verbin­

dung mit § 1 Abs. 5 des Selbstverwaltungsgesetzes (z. B. Versicherter, Rentenberechtigter aus 
eigener Vt:rsichcrung, Gewerkschaftsbeauftragter). 

") Solche Vorschldge sind zulctssig, aber nicht vorgeschrieben. 
7

) Zahlen einsetzen. 

") Nur bei freien Vorschlagslisten auszufüllen. 
11

) Erläul:t!rung der im Einzelfall vorliegenden Voraussetzungen nach § 4 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 des 
Sdbsl.verwal tun~Jsgesetzes. 

Alle~ Angaben sind in Maschincns(;hrift einzusetzen. Unterschriften sind eigenhändig zu vollziehen 
und in Maschinenschrilt zu wiederholen. 
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Lfd .. Nr ................ .. 

141 

Anlage 4 
(zu § 60) 

Sprengelwahlgruppe: ..... ..................................................... *) 
(BezPidmnIHf der Knappsch,1ft) 

Ält,est,ensprenig,el der 
(Anschrift des W<1hlm1sschusses) .Arbeit,er/ Angestellten: .................................................................................. .. 

Wahlausweis 

für die Wahl der Knappschaftsältesben der Arbeit,e,r/Ange,steUten 

im Monat ................................................ 19 .............. . 

Herr /Frau/Fräulein 

geb. am 

wohnhaft in 

Straße Nr. 

kann geqen Abgabe dieses Wahlausweises an der W,ahl terlnehmen. 

(Stempel der 
Ausqa bes Lelle) ............................................... , den ....................................................................... . 

(Unterschrift des Ausstellers) 

V1erlor,ene Wahlausweise können nkM ersetzt werden. 

*) Fettdruck, bei Sprengelwahlgruppe nur Nummer in Fettdruck 
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Ordnunqsnummer 
der 

Vorschlaqslisl.e 

2 

3 
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*) 

Stimmzettel 

für die Wahl der Knappschaftsälte,sten der Arbeiter 

im Monat.~ ........................................... . 

Kennwort 
der 

Vorschlaqslist,e 

*) 

(ßc,.cicl1mmq der Knüppschafl) 

Ordnunqsnummer 
der 

Vorschla,qsliste 

2 

3 

*) Fettdruck 

Stimmzettel 

für die Wahl der Knappschaftsältest,en der Anqestellten 

im Monat ................................................ 19 .............. .. 

Kennwort 
der 

Vorschla,qsliste 

Anlage Sa 
(zu§ 60) 

Anlage Sb 
(zu § 60) 

·· .. 

... , ...... .. 
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(Bczcichnttnq der Klliippsf'hüfl) 

Lfd. Nr ..... 
(Anschrifl des Wahlüussd1usscs) 

Gruppe der Versicherten 

Wahlausweis 

für die Wuhl zur VertretE,rversammlunq der. 
(Bezeichnung der Knappschaft) 

Herr/Fra11/Fräulei n 

qeb. am 

im Monat ................................................ 19 ............... . 

kann geqen Abgalw dieses Wahlauswe,ises an der Wahl teilnehmen. 

(Slt:rnpcl cl('r 
Ausqa IJcstcl lc) den ...................................................................... . 

(Unterschrift des Ausstellers) 

Verlorene Wahlauswoise können nicht ersetzt we,rden. 

*) Lfd.cNr ............... .. 

(Bczcidmunq dt:r Knuppschüfl) 

(Anschrift des Wahlüussdrnsscs) 
Wert Stimmen 

Gruppe der Arbeitgeber 

*) Fettdruck 

Wahl.ausweis 

für die Wahl zur Vertreterversammlung der .......................................................................................................... .. 

Herr/Frau/Fräulein/ 

Fi,rma 

geb. am 

(Bezeichnung der Knappschaft) 

irn Monat ................................................ 19 ............... . 

kann gegen Abgabe dieses Wahlausweises an der Wahl teilnehmen. 

(Stempel der 
Ausqabestellc) den ...................................................................... .. 

(Unterschrift des Ausstellers) 

Verlorene Wahlausweise können nicht ersetzt werden. 

143 

Anlage 6a 
(zu § 87) 

Anlage 6b 
(zu § 87) 
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(llewidrnun<J der Knappschafl) 

Gruppe der Versicherten 

*) 

Stimmzettel 

für ehe Wahl zur Veirheterversammlung der ................................................................................................... . 

Ordnungsnummer 
der 

Vorschlagsiliste 

2 

3 

•) Fettdruck 

(Bezeichnung der Knappschaft) 

im Monat ................................................ 19 ............... . 

Kennwort 
,der 

Vorschla,gsliste 

Anlage 7a 
(zu § 87) 

.......... 
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*) 

(Bczeidmunq clcr J<nappscltiJIL) 

Gruppe der Arbeil~Jcber 

Stimmzettel 

für di,e Wahl zur Vortreterversammlunq der ................ .. 

Ordnunqsnummer 
der 

VorschLaqsliste 

2 

3 

*) Fettdruck 

im Monat ............................... .. 

Kennwort 
der 

Vorschlagsliste 

Wert 

(Bezeichnung der Knappschaft) 

19 ............... . 
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Anlage 7b 
(zu§ 87) 

Stimmen 

... •······• ... 
/ \ 
\... . .... ·/ 

······ (·· .. 

·•.... . .... 
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(Vorderseite des V\luhlumschlaqs) 

w·ahhunschlag 

In diesen Umschlag dürfen Sie 

nur den Stimmzettel einlegen, 

nicht aber den Wahlausweis. 

Anlage 8 
(zu § 22 Abs. 4, § 60 Abs. 3) 

W c~nn der \Nahlausweis mit dem Stimmzettel noch verbunden ist, müssen 

Sie deshalb den Stimmzettel vorher vom vVahlausweis abtrennen. 

(Rückseite des \IVahlurnschlags) 

Nur Stimmzettel einlegen! 

Stimmzettel vorher kennzeichnen! 

Hier keinen Absender angE!ben! 

Umschlag fest zukleben! 

Nüd1 dem Verschließen diesen Umschlag und den Wahlausweis in den 

zugPhörigen Umschlag mit der Aufschrift „Briefwahl Sozialversicherung" 

stecken, der mil Anschrift und Freimarke versehen ist. 
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(Vordr.rscite des Wahlbriefumschlags) 

Briefwahl Sozialversicherung 

An 

Anlage 9 
(zu § 22 Abs. 4, § 60 Abs. 3) 

Frei­
marke 

Ort 2) 3) .......................................................................................................................... .. 

Absender 
(dcull.) 

1) Posl.leitzahl einsetzen 

(Straße und Hausnummer) 

(Rückseite des Wahlbriefumschlags) 

(Vor- und Zunume. Wohnort, Straße, Hausnummer) 

In diesen Wahlbriefumschlag einlegen 
1. den Wahlausweis 
2. den zugeklebten Wahlumschlag mit dem 

darin befindlichen Stimmzettel; erst dann 
den Wahlbriefumschlag zukleben 

2) Bestimmun9sort in der postalischen Schreibweise angeben. 
3) Schriftqrößc> etwa Tertia (Fetlschrill) 
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zu § 8 Ziff. 5 des Gewerbesteuergesetzes 

Aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 24. Januar 1962 - 1 BvL 32/57 - in dem Ver­
fahren wegen 

verfassungsrechtlicher Prüfung des § 8 Ziff. 5 des 
Gewerbesteuergesetzes in der Fassung vom 
21. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 473) 

auf Antrag 

des Niedersächsischen Finanzgerichts in Hannover 
wird gemäß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht, zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 8. September 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1665), nachfolgend der Entscheidungssatz ver­
öffentlicht: 

§ 8 Ziffer 5 des Gewerbesteuergesetzes vom 1. De­
zember 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 979) in der Fas­
sung vom 21. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 473) ist nichtig. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes­
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 

Bonn, den 7. Februar 1962 

Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Stammberger 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zu § 8 Ziff. 6 des Gewerbesteuergesetzes 

Aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 24. Januar 1962 - 1 BvR 845/58 - in dem Ver­
fahren über eine Verfassungsbeschwerde wird ge­
mäß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über das Bun­
desverfassungsgericht, zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 8. September 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1665), nachfolgender Entscheidungssatz veröffent­
licht: 

§ 8 Ziffer 6 des Gewerbesteuergesetzes vom 1. De­
zember 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 979) in der Fas­
sung vom 30. April 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 270) 
ist nichtig, soweit er die in § 2 Absatz 2 Ziffer 2 
und Absatz 3 bezeichneten juristischen Personen 
betrifft. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß § 31 
Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundesverfas­
sungsgericht Gesetzeskraft. 

Bonn, den 2. Februar 1962 

Der Bundesminister der Justiz 
Dr. S t am m b e r g e r 
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